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Sehr geehrte Eltern und Schüler, 
 
Im unabhängigen Schulbezirk von Killeen arbeiten wir sorgfältig daran, Schüler heranzubilden, die ein gutes 
Benehmen an den Tag legen, eine starke Arbeitsmoral zeigen und den Wunsch haben, eine Schule zu besuchen, 
in der sie ihr maximales Lernpotenzial erreichen können. Unser Schüler-Verhaltenskodex legt die Erwartungen 
an das Verhalten von Schülern, Eltern und Schulmitarbeitern sowie die Konsequenzen bei Verstößen dagegen 
fest. Hand in Hand befähigen wir unsere Schüler, sich zu verantwortungsbewussten, mitfühlenden und fähigen 
Menschen zu entwickeln, die einen positiven Beitrag zu ihrer Gemeinschaft und unserer Welt leisten. 
 
Für die wenigen Schüler, die es vorziehen, diesen Verhaltenskodex nicht einzuhalten, sind progressiv schärfer 
werdende Disziplinarmaßnahmen durch den Bezirk und gegebenenfalls durch die Strafverfolgungsbehörden 
vorgesehen. 
 
Wir sehen unsere Aufgabe darin, so zu unterrichten, dass die Schüler ihr maximales Potenzial ausschöpfen 
können, und wir müssen diese Richtlinien und Erwartungen an das Verhalten der Schüler ständig aktualisieren. 
Wir glauben, dass durch das Befolgen des Verhaltenskodex Schulen einladender, und sicherer zum Lernen sein 
werden. 
 
Um ein erfolgreiches und förderliches Lernumfeld zu schaffen, ist die Mitarbeit der Eltern, 
Erziehungsberechtigten und der breiteren Gemeinschaft unerlässlich. Wir sind der festen Überzeugung, dass die 
Grundlage für eine großartige Bildungserfahrung auf starken Partnerschaften zwischen der Schule und allen 
Beteiligten beruht. Indem wir eng zusammenarbeiten, können wir ein Umfeld schaffen, in dem sich die Schüler 
akademisch, sozial und emotional weiterentwickeln können. 
 
Wenn Sie Fragen oder Bedenken zu unserem Verhaltenskodex für die Schüler oder zu anderen Angelegenheiten 
im Zusammenhang mit der Ausbildung Ihres Kindes haben, zögern Sie bitte nicht, den Schulleiter Ihrer Schule 
zu kontaktieren. Ein offener Austausch zwischen Schule und Eltern ist entscheidend, um die bestmögliche 
Unterstützung für die individuellen Bedürfnisse jedes einzelnen Schülers zu gewährleisten. 
 
Wir sind zuversichtlich, dass das Schuljahr 2023 - 2024 mit Ihrer Unterstützung, Ihrem Engagement und Ihrer 
aktiven Beteiligung ein voller Erfolg werden wird. 
 
Danke, dass Sie uns die Ausbildung Ihres Kindes anvertrauen. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

Oberschulrat 
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Killeen ISD Nichtdiskriminierungserklärung 

 

Der unabhängige Schulbezirk von Killeen (Killeen Independent School District) lässt 
in seinen Programmen und Aktivitäten keine Diskriminierungen basierend auf Rasse, 
Hautfarbe, nationale Herkunft, Geschlecht, Behinderung oder Alter zu. Die folgende 
Person steht im Fall von Fragen zur Richtlinie der Nicht-Diskriminierung zur 
Verfügung: Schulrechtsanwalt, 200 North W.S. Young Drive, Killeen, TX 76543, 
254.336.0041. 

Killeen Independent School District  
(unabhängiger Schulbezirk Killeen) 

Verhaltenskodex für Schüler 

Schuljahr 2023-2024 

Sollten Sie aufgrund einer Behinderung Schwierigkeiten haben, auf die Informationen in diesem 
Dokument zuzugreifen, wenden Sie sich bitte an: central.office@killeenisd.org, 200 North W.S. 
Young Drive, Killeen, TX 76543, 254.336.0000 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VERWALTUNG 

Dr. Jo Ann Fey, Superintendent 

 

BOARD OF TRUSTEES (KURATORIUM) 

Brett E. Williams, Präsident 

Susan M. Jones, Vizepräsident 

Marvin Rainwater, Sekretärin 

JoAnn Purser 

Cullen Mills 

Brenda Adams 

Oliver Mintz 

Vertreter von Fort Cavazos – Oberst Lakicia Stokes 

 

Angenommen durch das Board of Trustees (Kuratorium) 

25. Juli 2023 
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Verhaltenskodex für Schüler 2023-2024 

Zugänglichkeit 

Sollten Sie aufgrund einer Behinderung Schwierigkeiten haben, auf die Informationen in diesem 
Dokument zuzugreifen, wenden Sie sich bitte an: central.office@killeenisd.org, 200 North W.S. 
Young Drive, Killeen, TX 76543, 254.336.0000. 

Zielsetzung 

Dieser Verhaltenskodex für Schüler ("Verhaltenskodex") gemäß Kapitel 37 des texanischen 
Bildungsgesetzes bietet Methoden und Optionen für den Umgang mit dem Verhalten von 
Schülern, für die Vorbeugung und das Eingreifen bei disziplinarischen Problemen von Schülern 
sowie für die Verhängung von Disziplinarmaßnahmen. 

Das Gesetz verlangt, dass der Schulbezirk alle Arten von Fehlverhalten definiert, das zu einer 
Reihe spezifischer disziplinarischer Konsequenzen führen kann oder muss, einschließlich des 
Verweises aus der Klasse oder vom Schulgelände, der vorrübergehenden Ausschließung von 
der Schule, der Unterbringung in einem disziplinarischen alternativen Erziehungsprogramm 
(DAEP), der Unterbringung in einem alternativen Erziehungsprogramm für Jugendliche (JJAEP) 
bis hin zum dauerhaften Verweis von der Schule. 

Dieser Verhaltenskodex wurde vom Kuratorium des Unabhängigen Schulbezirks Killeen 
angenommen und unter Beratung mit dem Planungs- und Entscheidungsausschuss auf 
Bezirksebene entwickelt. Er informiert die Eltern und Schüler über die Verhaltensregeln, die 
Konsequenzen von Fehlverhalten und die Verfahren zur Anwendung von 
Disziplinarmaßnahmen. Dieser Verhaltenskodex gilt auch für die Sommerschule sowie für alle 
schulbezogenen Veranstaltungen und Aktivitäten außerhalb des Schuljahres, bis das 
Kuratorium Vorstand eine aktualisierte Version für das nächste Schuljahr verabschiedet. 

In Übereinstimmung mit dem staatlichen Recht wird der Verhaltenskodex an allen 
Schulstandorten ausgehängt oder kann im Büro des Schulleiters eingesehen werden. Darüber 
hinaus ist der Verhaltenskodex im Büro des Verhaltenskoordinators der Schule erhältlich und 
auf der Website des Schulbezirks www.killeenisd.org veröffentlicht. Die Eltern werden über 
jeden Verstoß gegen den Verhaltenskodex informiert, der dazu führen kann, dass ein Schüler 
suspendiert, in ein DAEP oder JJAEP aufgenommen, von der Schule verwiesen oder von einem 
Vollzugsbeamten gemäß Kapitel 37 des Bildungsgesetzes in Gewahrsam genommen wird. 

Es ist äußerst wichtig, dass die Eltern, andere Erziehungsberechtigten und Schüler ein 
Dokument unterschreiben und abgeben, mit dem sie die Information über die Abrufbarkeit des 
Verhaltenskodex für Schüler bestätigen und zu verstehen geben, dass alle Schüler für ihr 
Verhalten verantwortlich sind. Alle Fragen zum Kodex sollten an den Schuldirektor oder seinem 
Beauftragten gestellt werden. Wird das Dokument nicht durch die Eltern oder den Schüler 
unterschrieben, beeinträchtigt dies nicht die Zuständigkeit des Verhaltenskodex für Schüler.  

Da der Verhaltenskodex vom Kuratorium des Bezirks verabschiedet wurde, hat er die Kraft 
einer Richtlinie. Im Falle eines Widerspruchs zwischen dem Verhaltenskodex und dem 
Schülerhandbuch hat der Verhaltenskodex Vorrang. 

Bitte beachten Sie: Die Disziplinierung von Schülern mit Behinderungen, die nach 
Bundesrecht (Individuals with Disabilities Education Act und Abschnitt 504 des Rehabilitation 
Act von 1973) Anspruch auf Leistungen haben, unterliegt den Bestimmungen dieser Gesetze.
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Schulbezirksbehörde und Gerichtsstand 

Die Schulregeln und die Befugnis des Bezirks zur Disziplinierung gelten immer dann, wenn das 
Interesse des Bezirks betroffen ist, auf dem Schulgelände oder außerhalb, in Verbindung mit oder 
unabhängig vom Unterricht und von den von der Schule getragenen Aktivitäten. Wenn das 
Schulbezirkspersonal wegen einem vorgeblichen Fehlverhalten ermittelt, kann es erforderlich sein, 
dass Schüler bei Bedarf schriftliche Aussagen zu Protokoll geben müssen bzw. zum eigenen 
Verhalten des Schülers oder dem von anderen Schülern befragt werden. Erfolgt im Zuge der 
Ermittlungen keine Zusammenarbeit, einschließlich der Weigerung, eine schriftliche Aussage zu 
Protokoll zu geben, wird dies einer Gehorsamsverweigerung gleichgesetzt. Alle Ermittlungen werden 
unverzüglich durchgeführt, und in solchen Verfahren besteht kein Recht der anwaltlichen Vertretung. 

Der Bezirk hat die Disziplinargewalt über einen Schüler: 

1. Während des regulären Schultages;  

2. Während der Schüler mit einem Transportmittel des Bezirks unterwegs ist; 

3. während der Mittagspause, in der der Schüler das Schulgelände verlassen darf; 

4. Bei jeder schulbezogenen Aktivität, unabhängig von Zeit und Ort; 

5. Bei jeglichem schulbezogenen Fehlverhalten, unabhängig von Zeit und Ort; 

6. Wenn Vergeltungsmaßnahmen gegen einen Schulangestellten, ein Vorstandsmitglied oder einen 
ehrenamtlichen Mitarbeiter erfolgen oder angedroht werden, unabhängig von Zeit und Ort; 

7. Wenn ein Schüler Cybermobbing betreibt, wie in Bildungsgesetz 37.0832 definiert; 

8. Wenn krimineller Unfug auf oder außerhalb des Schulgeländes oder bei einer schulbezogenen 
Veranstaltung begangen wird; 

9. Bei bestimmten Straftaten im Umkreis von 300 Fuß um das Schulgelände herum, gemessen 
von einem beliebigen Punkt der Grundstücksgrenze der Schule; 

10. Bei bestimmten Straftaten, die auf dem Schulgelände oder während der Teilnahme an einer 
von der Schule getragenen oder schulbezogenen Veranstaltung eines anderen Bezirks in 
Texas begangen werden; 

11. Wenn der Schüler eine im Bildungsgesetz 37.006 oder 37.0081 vorgesehene Straftat begeht; und 

12. Wenn der Student verpflichtet ist, sich als Sexualstraftäter zu registrieren. 

Schulverhaltenskoordinator 

Wie gesetzlich vorgeschrieben, muss an jeder Schule eine Person als Koordinator für das Verhalten an der 
Schule (CBC - Verhaltenskoordinator) benannt werden. Bei dieser Person kann es sich um den Schulleiter 
oder einen anderen vom Schulleiter bestimmten Verwalter der Schule handeln. Der Verhaltenskoordinator 
ist in erster Linie für die Aufrechterhaltung der Disziplin der Schüler verantwortlich. Der Bezirk veröffentlicht 
auf seiner Website und im Schülerhandbuch der jeweiligen Schule Campus die E-Mail-Adresse und 
Telefonnummer des Verhaltenskoordinators. Kontaktinformationen finden Sie unter www.killeenisd.org 
(siehe die Websites der einzelnen Universitäten) und unter https://www.killeenisd.org/Page/15396. 
 

Bedrohungsanalyse und Team für eine sichere und unterstützende Schule  
Der Verhaltenskoordinator oder ein anderer geeigneter Verwalter arbeitet eng mit dem Team für die 
Bewertung der Bedrohungslage auf dem Campus und für eine sichere und unterstützende Schule 
zusammen, um die Richtlinien und Verfahren des Bezirks zur Bewertung der Bedrohungslage im 
Rahmen der Gesetze umzusetzen und in Übereinstimmung mit dem Verhaltenskodex geeignete 
disziplinarische Maßnahmen zu ergreifen.  
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Durchsuchungen  

Beamte des Schulbezirks dürfen Schüler, ihre Sachen und ihre Fahrzeuge in Übereinstimmung 
mit den Landes- und Bundesgesetzen und den Richtlinien des Schulbezirks durchsuchen. Eine 
Durchsuchung von Schülern muss in angemessener und nicht diskriminierender Weise 
durchgeführt werden. Weitere Informationen zu Untersuchungen und Durchsuchungen finden 
Sie in den Richtlinien des Bezirks unter FNF(LEGAL) und FNF(LOCAL).  

Der Bezirk hat das Recht, ein von einem Schüler zur Schule gefahrenes und auf dem 
Schulgelände geparktes Fahrzeug zu durchsuchen, wenn der begründete Verdacht besteht, 
dass es Gegenstände oder Materialien enthält, die vom Bezirk verboten sind. 

Schreibtische, Schließfächer, vom Bezirk zur Verfügung gestellte Technik und ähnliche 
Gegenstände sind Eigentum des Bezirks und werden den Schülern aus Gründen der 
Annehmlichkeit zur Verfügung gestellt. Das Eigentum des Bezirks darf jederzeit und ohne 
Vorankündigung durchsucht oder inspiziert werden. 

Killeen ISD-Richtlinien für Schülerdurchsuchungen (Verwaltungsverfahren VII-Z) 

Suche mit Spürhund – Der Bezirk setzt einen K-9 Spürhund als Mitglied der Polizeiabteilung 
des unabhängigen Schulbezirks Killeen (KISD PD) ein. Die K-9-Einheit ist eine 
Ermittlungsabteilung der KISD PD.  

Der Distrikt setzt Patrouillen- und Drogenspürhunde ein, um den Geruch von illegalen 
Substanzen zu erschnüffeln und anzuzeigen, wie in der Vorstandsrichtlinie FNCF (Juristisch) 
definiert ist: Schülerverhalten - Alkohol- und Drogenkonsum. Das Programm wird als Reaktion 
auf Drogen- und Alkoholprobleme an den Schulen des Bezirks und zur Aufrechterhaltung eines 
sicheren, die Bildung fördernden Schulumfelds durchgeführt.  

Die Einsätze in den Schulen erfolgen unangekündigt oder in Absprache mit der Schulleitung. 
Der Hund wird eingesetzt, um die Luft in leeren Klassenzimmern und Gemeinschaftsräumen, in 
der Nähe von Schülerspinden und in der Nähe von auf dem Schulgelände geparkten 
Fahrzeugen zu schnüffeln. Der Hund darf nicht bei Schülern eingesetzt werden. Wenn der Hund 
auf ein Schließfach, ein Fahrzeug oder einen Gegenstand in einem Klassenzimmer anschlägt, 
darf er von Schulbediensteten durchsucht werden. 

Durchsuchung von Fahrzeugen - Die Schüler tragen die volle Verantwortung für die Sicherheit 
ihrer auf dem Schulgelände geparkten Fahrzeuge. Die Schüler dürfen keine Gegenstände oder 
Materialien in Fahrzeugen einbringen, aufbewahren oder bereithalten, die nach den Richtlinien 
des Bezirks verboten sind. Die Schüler sind für alle verbotenen Gegenstände verantwortlich, die 
sich in ihren Fahrzeugen auf dem Schulgelände befinden. Stichprobenartige Durchsuchungen 
von Fahrzeugen durch Spürhunde dürfen in Begleitung eines Schulverwalters durchgeführt 
werden. Falls der Hund auf ein Fahrzeug aufmerksam macht, wird der betreffende Schüler aus 
der Klasse gerufen und aufgefordert, sich auf dem Parkplatz einzufinden. Der Schüler wird 
benachrichtigt, dass der Spürhund auf das Fahrzeug aufmerksam gemacht hat, und er wird 
gebeten, das Fahrzeug zu öffnen und dessen Durchsuchung zu beobachten. Weigert sich der 
Schüler, setzt sich der Bezirk mit seinen Eltern/Erziehungsberechtigten in Verbindung. 
Verweigern auch die Eltern/Erziehungsberechtigten die Durchsuchung des Fahrzeugs, darf die 
KISD-Polizei das Fahrzeug durchsuchen, wenn ein hinreichender Grund vorliegt.  

Über alle beschlagnahmten Gegenstände ist ein Protokoll zu führen. Verletzungen des KISD-
Verhaltenskodex für Schüler werden von der Schulverwaltung gehandhabt. Strafrechtliche 
Verstöße werden an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet. 
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Durchsuchung von Schülerspinden - Die Schüler tragen die volle Verantwortung für die 
Sicherheit ihrer Spinde. Die Spinde sind Eigentum der Schule. Die Schüler dürfen keine 
Gegenstände in einem Spind platzieren oder aufbewahren, die nach den Richtlinien des 
Schulbezirks verboten sind. Die Schüler sind für alle verbotenen Gegenstände verantwortlich, 
die sich in ihrem Spind befinden, während sie sich auf dem Schulgelände befinden. Die 
Durchsuchung von Spinden mit Hilfe von Spürhunden darf in Begleitung eines Schulverwalters 
durchgeführt werden. Falls der Hund bei einem Spind anschlägt, wird der Schüler aus der 
Klasse gerufen und aufgefordert, sich an seinem Spind einzufinden. Der Schüler wird 
benachrichtigt, dass der Spürhund auf den Spind aufmerksam gemacht hat, und er wird 
aufgefordert, den Spind zu entriegeln. Weigert sich der Schüler, wird das Schloss gekappt. Die 
Eltern/Erziehungsberechtigten werden über die Situation informiert. Der Schüler wird während 
der Durchsuchung des Spinds auf angemessenen Abstand gehalten.  

Über alle beschlagnahmten Gegenstände ist ein Protokoll zu führen. Verletzungen des KISD-
Verhaltenskodex für Schüler werden von der Schulverwaltung gehandhabt. Strafrechtliche 
Verstöße werden an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet. 

Durchsuchung von Gemeinschaftsbereichen - Gemeinschaftsbereiche, wie z. B. Toiletten, 
werden ohne dort befindliche Schüler durchsucht. Verbotene Gegenstände werden konfisziert 
und Verstöße gegen den Verhaltenskodex für Schüler der KISD werden von Schulmitarbeitern 
geahndet, strafrechtliche Verstöße werden an die Strafverfolgungsbehörden gemeldet.  

Durchsuchung von Klassenzimmern - Ein Schulverwalter darf nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählte Klassenzimmer betreten und alle Schüler anweisen, aufzustehen und alle 
persönlichen Gegenstände im Klassenzimmer zu hinterlassen. Die Schüler werden dann zu 
einem Ort begleitet, an dem ein Metalldetektor aufgestellt ist. Während alle Schüler den 
Metalldetektor passieren, wird empfohlen, den leeren Klassenraum von K-9-Personal 
durchsuchen zu lassen. Schlägt der Metalldetektor an, wird der entsprechende Schüler 
angewiesen, seine Taschen zu leeren, den Gürtel abzulegen oder alle Metallgegenstände 
abzulegen und den Detektor erneut zu durchschreiten. Schlägt der Detektor dann erneut an, 
wird der Schüler in Begleitung eines Schulverwalters und eines Polizeibeamten an einen 
privaten Ort gebracht. Dort wird der Schüler gefragt, ob es einen Grund für die Auslösung des 
Detektors gibt. Kommt der Schüler dieser Aufforderung nicht nach, werden seine 
Eltern/Erziehungsberechtigten benachrichtigt und aufgefordert, sich in der Schule einzufinden. 
Der Schüler darf währenddessen nicht allein gelassen werden, da er im Besitz einer Waffe sein 
könnte.  

Metalldetektoren - Durchschreitungs-Metalldetektoren sind mindestens einmal alle sechs 
Wochen aufzustellen und einzusetzen. Der Metalldetektor wird von der Schulverwaltung 
bedient. Beamte der Strafverfolgungsbehörden dürfen das Geschehen beobachten und darauf 
vorbereitet sein, bei Bedarf zu reagieren. Ein Tisch zum Präsentieren der von den Schülern 
abgelegten Gegenstände wird aufgestellt.  

 

DATUM: Juni 2021 KONTAKT: KISD-Polizeichef 

 

 

 

 



Schulbezirksbehörde und Gerichtsstand 

Seite 6 

Meldung von Straftaten 

Der Schulleiter oder der Verhaltenskoordinator sowie gegebenenfalls andere Schulverwalter 
erstatten die gesetzlich vorgeschriebene Strafanzeige und schalten die örtlichen 
Strafverfolgungsbehörden ein, wenn der Verdacht entsteht, dass auf dem Schulgelände ein 
Verbrechen begangen worden ist. 

Sicherheitspersonal/Kameras 

Das Kuratorium setzt Polizeibeamte, „School Resource Officers“ (SROs) und/oder 
Sicherheitspersonal ein, um die Sicherheit und den Schutz der Schüler, Mitarbeitern und des 
Eigentums zu gewährleisten. In Übereinstimmung mit dem Gesetz hat sich das Kuratorium mit dem 
Verhaltenskoordinator und anderen Bezirkmitarbeitern abgestimmt, um sicherzustellen, dass diesen 
Personen angemessene Strafverfolgungsaufgaben zugewiesen werden. Genauere Angaben zu den 
verschiedenen Arten von Sicherheitspersonal finden Sie in den CKE-Richtlinien. 

Die Strafverfolgungsaufgaben der Bezirkspolizei sind: Die Verfolgung aller Straftaten im Rahmen der 
Gesetze des Staates Texas, die der Polizei bekannt werden und in den Zuständigkeitsbereich des 
Kuratoriums fallen. 
  
Die Untersuchung aller Straftaten, die im Zuständigkeitsbereich des Kuratoriums oder gegen den 
Bezirk begangen werden, die Identifizierung des oder der Täter, wenn möglich, und gegebenenfalls 
die Verhaftung des oder der Täter, die Erstattung entsprechender Anzeigen und die Inhaftierung von 
Personen, bei denen der begründete Verdacht entsteht, eine Straftat gegen den Bundesstaat Texas, 
den Bezirk oder seine Angestellten und/oder Schüler begangen zu haben, während sie sich auf 
einem Grundstück befanden, das unter der Kontrolle und Zuständigkeit des Kuratoriums steht. 
  
Die Erfüllung aller Aufgaben lizenzierter Polizeibeamte gemäß dem Texanischen Code für 
kriminalistische Vorgänge Art. 2.12 und 37.081 des texanischen Bildungsgesetzes. 
  
Der Beistand bei der Verkehrskontrolle auf angrenzenden Straßen bei Sportveranstaltungen, 
Schulschließungen oder -eröffnungen oder zu jedem anderen Zeitpunkt, den der Bezirk und die 
Direktion für Notfalldienste für notwendig erachten, um die Sicherheit und das Wohlergehen der 
Schüler, Angestellten und Besucher des Schulbezirks zu gewährleisten. 
  
Die Durchsetzung der Unterkapitel C, D, E und F von Kapitel 37 des Texanischen Bildungsgesetzes. 
  
Der korrekte Umgang mit Dozenten, Studenten und der Öffentlichkeit. 
  
Die Bereitstellung von Polizeidienstleistungen bei schulischen oder vom Bezirk getragenen 
Aktivitäten außerhalb des Schulgeländes, wie vom Bildungsgesetz 37.081 genehmigt oder von der 
Bezirksverwaltung und dem Kuratorium als angemessen erachtet.  

Die Erfüllung anderer Strafverfolgungsaufgaben, die von der Bezirksverwaltung, vom Kuratorium 
oder vom Polizeichef für notwendig erachtet werden. 

Die Strafverfolgungsaufgaben der „School Resource Officer“ (SROs, fest an eine Schule verortete 
Polizeibeamte) sind: Die Durchsetzung aller Gesetze der Vereinigten Staaten und des Staates 
Texas bei Vorfällen, die der Militärpolizei (MP) zur Kenntnis gelangen und die sich innerhalb der 
ausschließlichen Bundesgerichtsbarkeit von Fort Cavazos, Texas, ereignen und an denen 
Lehrkräfte, Mitarbeiter und Schüler des KISD beteiligt sind.  

Die Untersuchung aller Straftaten, die im Zuständigkeitsbereich von Fort Cavazos und auf dem 
Gelände der KISD oder gegen Schüler, Lehrkräfte oder Mitarbeiter der KISD begangen werden, die 
Täteridentifizierung, wenn möglich, und gegebenenfalls deren Verhaftung, die Erstattung von 
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Anzeigen, wenn die Beamten hinreichenden Grund zu der Annahme hat, dass eine Straftat gegen 
den Uniform-Code der Militärgerichtsbarkeit der Regierung der Vereinigten Staaten und des 
Bundesstaats Texas im Rahmen des Gesetzes für assimilative Straftaten (Assimilative Crimes Act 
18 U.S.C. § 13) oder gegen Mitarbeiter und/oder Schüler des KISD begangen wurde, während sie 
sich auf dem Gelände unter der Kontrolle und Gerichtsbarkeit des Militärreservats Fort Cavazos 
befanden.  

Obwohl Sie keine Lizenz des Staates Texas haben, führen Sie die Aufgaben aus, die normalerweise 
einem lizenzierten „Peace officer“ zugewiesen werden.  

Der Beistand bei der Verkehrskontrolle auf angrenzenden Straßen bei Sportveranstaltungen, 
Schulschließungen oder -eröffnungen oder zu jedem anderen Zeitpunkt, den der Bezirk und die 
Direktion für Notfalldienste für notwendig erachten, um die Sicherheit und das Wohlergehen der 
Schüler, Angestellten und Besucher des Schulbezirks zu gewährleisten. 

Die Durchsetzung der Unterkapitel C, D, E und F von Kapitel 37 des Texanischen Bildungsgesetzes. 

Der korrekte Umgang mit Dozenten, Studenten und der Öffentlichkeit. 

Die Bereitstellung anderer Strafverfolgungsfunktionen, die der Provost Marshal (Verantwortlicher für 
eine Militärpolizeigruppe) auf Ersuchen des Kuratoriums oder des Polizeichefs für erforderlich hält. 

Die SROs der Militärpolizei leiten Ermittlungen, die zivile Straftäter betreffen, an den Special 
Assistant Attorney (SAUSA – Assistent der Staatsanwaltschaft) weiter, damit dieser vor den Bundes- 
und örtlichen Jugendgerichten über eine Strafverfolgung entscheiden kann. 

Weitere ihnen zugewiesene Aufgaben.  

Der Schulbezirk setzt Sicherheitskameras und Videoaufzeichnungsgeräte an den Schulen und 
anderen Einrichtungen des Schulbezirks ein. Die Kameras befinden sich in der Mensa, in den 
Gängen und in anderen Gebieten in und um die Schule, an Eingangswegen und Parkplätzen. Der 
Bezirk installiert außerdem Videokameras in den Schulbussen, um das Verhalten der Schüler 
aufzuzeichnen. Der Schulbezirk kann die Aufzeichnungen als Hilfe bei den Ermittlungen wegen 
eines Fehlverhaltens eines Schülers und wegen Verstößen gegen den Verhaltenskodex für Schüler 
einsehen. Diese Aufnahmen dürfen nur von autorisiertem Bezirkspersonal eingesehen werden, es 
sei denn, ein Elternteil beantragt und erhält die Erlaubnis, das Filmmaterial zusammen mit dem 
„Executive Director of Student Services“ anzusehen. 

Definition von „Eltern“ 

In diesem Verhaltenskodex und den zugehörigen Richtlinien zur Disziplinierung umfasst der Begriff 
„Eltern“ die Elternteile, Erziehungsberechtigte oder anderen Personen, die die rechtmäßige Kontrolle 
über das Kind haben. 

Teilnahme an Aktivitäten zur Graduierung 

Der Bezirk hat das Recht, die Teilnahme eines Schülers an Graduierungsaktivitäten einzuschränken, 
wenn dieser gegen den Verhaltenskodex des Bezirks verstoßen hat. Abschlussschüler, die einer 
Gateway High School zugewiesen sind und deren Zuweisungsende in die letzten 10 Unterrichtstage 
des Schuljahres fällt, und die sich nicht an den letzten 10 Unterrichtstagen des Schuljahres zum 
regulären Schulbetrieb einschreiben, DÜRFEN NICHT AN DER ABSCHLUSSFEIER DES 
HEIMATSCHULE TEILNEHMEN. Schüler, die Abschlussvoraussetzungen vor Ende des Schuljahres 
erfüllen und den Besuch der DAEP-Schule abbrechen, dürfen nach Abbruch der DAEP-Maßnahme 
nicht wieder an ihrer Schule aufgenommen werden. 

Die Teilnahme kann gemäß den Richtlinien und Verfahren des Bezirks auch eine Sprechrolle 
beinhalten. 
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Die für die Eröffnungs- und Schlussansprache bei der Abschlussfeier ausgewählten Schüler werden 
vom Schulleiter benachrichtigt. Ungeachtet anderer Zulassungsvoraussetzungen darf ein Schüler in 
dem Semester, das dem Abschluss unmittelbar vorausgeht, kein Fehlverhalten begangen haben, 
das zu seiner Ausschließung von der Schule, seiner Verweisung in ein DAEP oder zu seinem 
Schulverweis geführt hat, um als berechtigt zu gelten.  

Auch Valediktorianer und Salutatorianer dürfen bei Abschlussfeier eine Rede halten. Kein 
Schüler ist berechtigt, eine solche Sprechrolle zu übernehmen, wenn er oder sie ein 
Fehlverhalten begangen hat, das zu seiner Ausschließung von der Schule, seiner Verweisung 
in ein DAEP oder zu seinem Schulverweis während des Semesters unmittelbar vor dem 
Abschluss geführt hat. 

Unbefugte Personen 

Gemäß Erziehungsgesetz 37.105 ist jeder Schulverwalter, Schulsachbearbeiter (School Resource 
Officer - SRO) oder Bezirkspolizist befugt, einer Person den Zutritt zu verweigern oder sie vom 
Bezirkseigentum zu verweisen, wenn diese sich weigert, das Gebäude auf Aufforderung friedlich zu 
verlassen, und: 

1. wenn diese Person eine erhebliche Gefahr für eine andere Person darstellt; oder 

2. wenn sich diese Person in einer Art und Weise verhält, die für eine Schule unangemessen ist 
und dieses Verhalten, das zu einer Verweigerung des Zutritts oder einer Entfernung berechtigt, 
auch nach einer mündlichen Verwarnung fortsetzt. 

Einsprüche gegen die Verweigerung des Zutritts oder den Verweis von Bezirkgrundstücken können 
gemäß den FNG(LOCAL)- oder GF(LOCAL)-Richtlinien eingelegt werden, je nachdem, welche 
angemessen ist. Die Fristen für die Beschwerdeverfahren des Bezirks werden jedoch so angepasst, 
dass die Person sich innerhalb von 90 Kalendertagen persönlich an das Kuratorium wenden kann, 
es sei denn, die Beschwerde wird vor einer Vorstandsanhörung gelöst. 

Siehe DAEP-Einschränkungen während der Platzierung auf Seite 26 für Informationen über 
Schüler, die zum Zeitpunkt des Abschlusses dem DAEP zugewiesen sind. 
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Standards für schülerisches Verhalten 

Es wird von jedem Schüler erwartet: 

 Immer höflich sein, auch wenn andere es nicht sind. 

 Verantwortungsbewusstes Verhalten.  

 Selbstdisziplin zeigen. 

 Regelmäßig und pünktliche Teilnahme an allen Klassen. 

 Mitbringen der geeigneten Materialien und Aufgaben zum Unterricht. 

 Erfüllen der Bezirks- und Schulstandards für Körperpflege und Kleidung und Einhaltung der vom 
KISD veröffentlichten Kleiderordnung. 

 Alle Schul- und Klassenzimmerregeln und den Verhaltenskodex für Schüler während des 
Schulaufenthaltes, im Schulbus und bei allen Schulfunktionen an oder außerhalb der Schule 
einzuhalten. 

 Respektieren der Rechte und Privilegien von Schülern, Lehrern und anderen Mitarbeitern und 
Freiwilligen des Bezirks. 

 Respektieren des Eigentums anderer, einschließlich des Eigentums und der Einrichtungen des 
Bezirks. 

 Kooperieren mit dem Schulpersonal und Unterstützen dieses bei der Aufrechterhaltung von 
Sicherheit, Ordnung und Disziplin durch die Meldung von gefährlichen Verhaltensweisen 
und/oder Situationen an das Schulpersonal. 

 Jederzeitige Einhaltung der Anforderungen des Verhaltenskodex für die Schüler. 
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Allgemeine Verhaltensverstöße 

Die unten aufgeführten Verhaltenskategorien sind in der Schule, in Fahrzeugen, die dem Bezirk 
gehören oder von ihm betrieben werden, sowie bei allen schulbezogenen Aktivitäten verboten, aber 
diese Liste enthält nicht die schwerwiegendsten Verstöße. In den folgenden Abschnitten über die 
Ausschließung von der Schule auf Seite 24, die Platzierung im DAEP auf Seite 26, die 
Platzierung und/oder den Ausschluss bei bestimmten Vergehen auf Seite 33 und den 
Ausschluss auf Seite 36 werden die Vergehen aufgeführt, die bestimmte Konsequenzen erfordern 
oder zulassen. Jedes Vergehen kann jedoch so schwerwiegend sein, dass es zu einem Ausschluss 
aus dem regulären Bildungssystem führt, wie auf Seite 23 beschrieben. 

Missachtung der Autorität (Missachtung und Ungehorsam) 

Schüler dürfen nicht: 

 Die Anweisungen des Schulpersonals missachten. 

 Das Schulgelände oder von der Schule getragene Veranstaltungen ohne Erlaubnis verlassen. 

 Die Regeln für das Verhalten in den Fahrzeugen des Bezirks missachten. 

 Sich weigern, die von einem Lehrer oder Direktor auferlegte Strafe oder Konsequenz zu 
akzeptieren. 

Misshandlung von Anderen 

Schüler dürfen nicht: 

 Schimpfwörter oder vulgäre Sprache verwenden oder obszöne Gesten machen. 

 Sich an Schlägereien oder Handgemengen beteiligen. Platzierung und/oder Schulverweis bei 
bestimmten Vergehen siehe DAEP-Einweisung und/oder Schulverweis bei bestimmten 
Vergehen auf Seite 33.) 

 Die Schüler dürfen keine Schüler, Mitarbeiter oder Freiwillige des Bezirks bedrohen. Dies gilt 
auch außerhalb des Schulgeländes, wenn das Verhalten eine erhebliche Störung des 
Bildungsumfelds verursacht.  

 Sie dürfen kein Mobbing, Cybermobbing, Belästigung oder das Erstellen von Abschusslisten 
betreiben. (Siehe Glossar für diese vier Begriffe.) 

 Sie dürfen kein intimes Bildmaterial von minderjährigen, oder von volljährigen Schülern ohne 
deren Zustimmung veröffentlichen oder mit einer solchen Veröffentlichung drohen. 

 Sie dürfen keine sexuelle oder geschlechtsspezifische Belästigung oder sexuellen Missbrauch 
betreiben, sei es durch Worte, Gesten oder anderes Verhalten gegenüber Personen wie Schüler, 
Mitarbeiter, Mitglieder des Kuratoriums oder Freiwillige. 

 Sie dürfen keine Verhaltensweisen an den Tag legen, die als Gewalt bei Verabredungen zu 
werten sind. (Siehe Glossar).  

 Sie dürfen keine intime Körperteile unangemessen oder unanständig entblößen. 

 Sie düren sich nicht an Schikanen beteiligen. (Siehe Glossar). 

 Sie dürfen niemanden durch Anwendung oder Androhung von Gewalt zu einer Handlung 
zwingen.  

 Sie dürfen keine Erpressung oder Nötigung begehen. 
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 Sie dürfen kein unangemessenes verbales, körperliches oder sexuelles Verhalten gegenüber 
anderen Personen wie Schüler, Mitarbeiter oder Freiwilligen des Bezirks an den Tag legen. 

 Sie dürfen die Stimme oder Bilder anderer Personen nicht ohne deren vorherige Zustimmung in 
einer Weise aufnehmen, die das pädagogische Umfeld stören oder die Privatsphäre anderer 
verletzen könnte. 

Eigentumsdelikte 

Schüler dürfen nicht: 

 Die Schüler dürfen kein Eigentum Anderer beschädigen oder vandalisieren. (Für schweren 
kriminellen Unfug siehe DAEP-Einweisung und/oder Schulverweis bei bestimmten 
Vergehen auf Seite 33.) 

 Sie dürfen kein Schuleigentum, einschließlich Lehrbücher, technische und elektronische 
Ressourcen, Schließfächer, Möbel und andere Elemente durch Graffiti oder auf andere Weise 
verunstalten oder beschädigen. 

 Sie dürfen keine Schüler, Mitarbeiter oder die Schule bestehlen. 

 Sie dürfen keinen Raub oder Diebstahl begehen oder dabei helfen, auch wenn es sich dabei 
nicht um ein Verbrechen nach dem Strafgesetzbuch handelt. (Für Raubüberfall, schweren Raub 
und Diebstahl siehe DAEP-Einweisung und/oder Schulverweis bei bestimmten Vergehen 
auf Seite 33.) 

 Sie dürfen ohne Genehmigung keine Einrichtungen des Bezirks betreten, die nicht für den 
Betrieb geöffnet sind. 

Besitz von verbotenen Gegenständen 

Die Schüler dürfen folgendes nicht besitzen oder benutzen: 

 Feuerwerkskörper jeglicher Art, Rauch- oder Stinkbomben oder andere pyrotechnische Objekte; 

 Rasiermesser, Teppichmesser, Ketten oder anderere Objekte, die in einer Weise verwendet 
werden können, um andere Personen zu bedrohen oder Körperverletzungen zu verursachen; 

 „Waffenähnliche“ Objekte, die als Waffe verwendet oder als solche wahr wahrgenommen werden 
könnten; 

 Luftgewehre oder Luftpistolen; 

 Munition; 

 Handgehaltene Objekte, das dazu geeignet sind, jemanden durch Werfen schneidend oder 
stechend zu verletzen; 

 Schalldämpfer für Feuerwaffen; 

 *Messer mit fester Klinge (Klinge LÄNGER als 14 cm); 

 *Schläger;  

 *Feuerwaffen; 

 Elektroschocker; 

 Schlagringe; 

 Taschenmesser oder andere kleine Messer (Klinge KÜRZER als 14 cm; 
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 Reizgas oder Pfefferspray; 

 Pornografisches Material; 

 Tabakwaren, Zigaretten, E-Zigaretten und alle Komponenten, Teile oder Zubehörteile für E-
Zigarettengeräte; 

 Streichhölzer oder Feuerzeuge; 

 Skateboards/Rollerblades/Scooter 

 Laserpointer, es sei denn, sie sind für einen genehmigten Zweck bestimmt; und 

 Gegenstände, die im Allgemeinen nicht als Waffen gelten, einschließlich Schulmaterial, wenn der 
Schulleiter oder ein Beauftragter feststellt, dass sie eine Gefahr darstellen.  

*Für Waffen und Schusswaffen siehe DAEP-Einweisung und/oder Schulverweis bei bestimmten 
Vergehen auf Seite 33. In vielen Fällen wird der Besitz solcher Gegenstände nach Bundes- oder 
Landesrecht mit Schulverweis bestraft. 

ALLE GENANNTEN GEGENSTÄNDE WERDEN BESCHLAGNAHMT und Schüler, die sich im 
Besitz solcher Gegenstände befinden, unterliegen weiteren Disziplinarmaßnahmen der Schule. 
Rückgaberichtlinien können sich von Schule zu Schule unterscheiden. Bitte entnehmen Sie weitere 
Informationen Ihrem Schulhandbuch. Die Schule ist nicht für verlorene oder gestohlene 
Gegenstände verantwortlich, die nach dieser Vorschrift beschlagnahmt wurden. 

Besitz von Telekommunikations- oder anderen elektronischen Geräten 

Schüler dürfen nicht: 

Die Schüler dürfen keine Telekommunikationsgeräte wie Mobiltelefone oder andere elektronische 
Geräte während des Schultages auf dem Schulgelände zeigen, einschalten oder benutzen, es sei 
denn, die Schule erlaubt die Nutzung bestimmter elektronischer Geräte in den Klassenzimmern und 
Gemeinschaftsräumen während des Schultages in Übereinstimmung mit den auf Schulebene 
festgelegten und eingeführten Regeln. Weitere Einzelheiten dazu finden Sie in Ihrem 
Schulhandbuch. (Siehe Anhang A) 

Illegale, verschreibungspflichtige und freiverkäufliche Medikamente 

Schüler dürfen nicht: 

 Die Schüler dürfen keinen Alkohol oder illegale Droge besitzen, konsumieren, weitergeben oder 
verkaufen. (Siehe auch DAEP-Platzierung auf Seite 26 und Schulverweis auf Seite 36 für 
obligatorische und zulässige Konsequenzen nach staatlichem Recht). 

 Sie dürfen keine Marihuanasamen oder -Elemente in einer geringeren als der nutzbaren Menge 
besitzen oder verkaufen. 

 Besitz, Verwendung, Weitergabe oder Verkauf von Utensilien in Bezug auf alle verbotenen 
Substanzen. (Siehe Glossar für „Utensilien“.) 

 Sie dürfen keine Drogenimitate besitzen, benutzen, missbrauchen oder verkaufen, oder 
versuchen, Gegenstände als Drogen oder Schmuggelware auszugeben. 

 Sie dürfen keine eigene verschreibungspflichtige Medikamente missbrauchen, an andere 
Schüler weitergeben oder solche einer anderen Person auf dem Schulgelände oder bei einer 
schulischen Veranstaltung besitzen oder unter deren Einfluss stehen. (Siehe Glossar für 
„Missbrauch“.) 

 Sie dürfen keine rezeptfreie Medikamente missbrauchen. (Siehe Glossar für „Missbrauch“.)  
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 Sie dürfen nicht unter dem Einfluss von verschreibungspflichtigen oder rezeptfreien 
Medikamenten stehen, die eine Beeinträchtigung von Körper oder Geist verursachen. (Siehe 
Glossar für „unter dem Einfluss“.) 

 Sie dürfen keine verschreibungspflichtige oder rezeptfreie Medikamente in der Schule besitzen 
oder einnehmen, die nicht durch die Richtlinie des Bezirks zugelassen sind.  

Missbrauch von technischen Ressourcen und des Internets 

Schüler dürfen nicht: 

 Die Schüller dürfen nicht gegen die Richtlinien, Regeln oder Vereinbarungen verstoßen, die vom 
Schüler oder seinen Eltern bezüglich der Nutzung von technischen Ressourcen unterzeichnet 
wurden.  

 Sie dürfen nicht versuchen, auf Passwörter oder andere sicherheitsrelevante Informationen des 
Bezirks, der Schüler oder Mitarbeiter zuzugreifen oder solche zu umgehen, oder Computerviren 
hochzuladen oder zu erstellen, auch außerhalb des Schulgeländes, wenn dieses Verhalten eine 
erhebliche Störung des Bildungsumfelds verursacht. 

 Sie dürfen nicht versuchen, technische Ressourcen des Bezirks zu verändern, zu zerstören oder 
zu deaktivieren, einschließlich, aber nicht beschränkt auf Computer und zugehörige Geräte, 
Daten des Bezirks, Daten anderer oder andere Netzwerke, die mit dem System des Bezirks 
verbunden sind, auch außerhalb des Schulgeländes, wenn dieses Verhalten eine erhebliche 
Störung des Bildungsumfelds verursacht. 

 Sie dürfen nicht das Internet oder andere elektronische Kommunikationsmittel nutzen, um 
Schüler, Angestellte, Mitglieder des Kuratoriums oder Freiwillige des Bezirks zu bedrohen oder 
zu belästigen, auch außerhalb des Schulgeländes, wenn dieses Verhalten eine erhebliche 
Störung des Bildungsumfelds verursacht oder die Rechte anderer Schüler an der Schule 
verletzt. 

 Sie dürfen keine elektronische Nachrichten versenden, posten, zustellen oder besitzen, die 
beleidigend, obszön, sexuell ausgerichtet, bedrohend, belästigend, rufschädigend oder illegal 
sind, einschließlich Cybermobbing und „Sexting“, weder auf dem noch außerhalb des 
Schulgeländes, wenn dieses Verhalten eine erhebliche Störung des schulischen Umfelds 
verursacht oder die Rechte anderer Schülers an der Schule beeinträchtigt. 

 Sie dürfen nicht das Internet oder andere elektronische Kommunikationsmittel nutzen, um sich 
an illegalen Handlungen zu beteiligen oder soche zu fördern, oder die Sicherheit der Schule zu 
bedrohen, auch nicht außerhalb des Schulgeländes, wenn dieses Verhalten eine erhebliche 
Störung des schulischen Umfelds verursacht oder die Rechte andere Schüler an der Schule 
verletzt. 

(Siehe Anhang A) 

Sicherheitsübertretungen 

Schüler dürfen nicht: 

 Sie dürfen kein physisches oder elektronisches Material besitzen, das illegales Verhalten fördern 
oder anregen soll oder die Sicherheit der Schule gefährden könnte.  

 Sie dürfen sich auf keinen verbalen (mündlichen oder schriftlichen) Austausch einlassen, der die 
Sicherheit anderer Schüler, von Schulangestellten oder von Schuleigentum bedroht.  

 Sie dürfen keine falschen Anschuldigungen erheben oder Streiche in der Schule spielen, die die 
Sicherheit in Mitleidenschaft ziehen könnten. 
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 Sie dürfen nichts tun, von dem die Schulleitung annehmen könnte, dass es den Schulbetrieb 
erheblich stören oder zu Gewalt aufrufen könnte. 

 Sie dürfen keine Gegenstände werfen, die Körperverletzungen oder Sachschäden verursachen 
könnten. 

 Entlädt Sie einen Feuerlöscher ohne triftigen Grund. 

Verschiedene Delikte 

Schüler dürfen nicht: 

 Sie dürfen nicht gegen die in Anhang B aufgeführten Kleidungs- und Körperpflegevorschriften 
verstoßen. 

 Sie dürfen keine akademische Unehrlichkeiten wie Abschreiben oder Kopieren der Arbeiten 
anderer Schüler begehen, Plagiate erstellen oder auf verbotene Weise bei Prüfungen mit 
anderen Schülern kommunizieren. 

 Glücksspiel. 

 Die Schüler dürfen keine Unterlagen, Ausweise oder andere schulbezogene Dokumente 
fälschen. 

 Sie dürfen sich nicht an Aktionen oder Demonstrationen beteiligen, die den Schulbetrieb 
erheblich stören oder beeinträchtigen könnten. 

 Sie dürfen keine wiederholten Verstöße gegen andere an der Schule oder für die Klasse 
eingeführte Verhaltensregeln begehen. 

Der Bezirk kann zusätzlich zu den in diesem Verhaltenskodex enthaltenen Regeln noch weitere 
Regeln für die gesamte Schule  oder die Klasse Klassenraum aufstellen. Solche zusätzliche Regeln 
können in den Klassenzimmern ausgehängt oder den Schülern ausgehändigt werden und können 
sich auf Verstöße gegen den Verhaltenskodex beziehen, müssen es aber nicht. 
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Disziplinarische Management-Techniken 

Alle Disziplinarmaßnahmen zielen darauf ab, das Verhalten der Schüler zu verbessern und sie zu 
ermutigen, verantwortungsvolle Mitglieder der Schulgemeinschaft zu sein. Alle 
Disziplinarmaßnahmen müssen auf das professionelle Urteilsvermögen der Lehrer und 
Verwaltungsangestellten gestützt sein und auf einer Reihe von Disziplinärmethoden beruhen, zu 
denen auch wiederherstellende Praktiken gehören. Jegliche Disziplinierung muss sich an der 
Schwere des Vergehens, am Alter und der Klassenstufe des Schülers, der Häufigkeit des 
Fehlverhaltens, der Einstellung des Schülers, den Auswirkungen des Fehlverhaltens auf das 
schulische Umfeld und den gesetzlichen Bestimmungen richten. 

Schüler mit Behinderungen 

Die Bestrafung von Schülern mit Behinderungen unterliegt den entsprechenden Gesetzen des 
Bundes und des Landes sowie dem Verhaltenskodex für die Schüler. Im Falle eines Konflikts hält 
sich der Bezirk an die Bundesgesetze. Weitere Informationen zur Disziplinierung von Schülern mit 
Behinderungen finden Sie in dieser Richtlinie FOF(LEGAL).  

In Übereinstimmung mit dem Bildungsgesetz dürfen Schüler mit sonderpädagogischer Förderung 
nicht für Verhalten bestraft werden, das der Definition von Mobbing, Cybermobbing, Belästigung 
oder dem Erstellen von „Hit-lists“ (siehe Glossar) entspricht, bis dieses Verhalten auf einer Sitzung 
des Ausschusses für das Individualisierte Bildungsprogramm (IEP) bewertet wurde. 

Bei der Entscheidung über die Anordnung einer Ausschließung, einer DAEP-Platzierung oder eines 
Schulverweises, unabhängig davon, ob es sich um eine Pflichtmaßnahme oder eine 
Ermessensentscheidung handelt, muss der Bezirk jegliche Behinderung berücksichtigen, die die 
Fähigkeit des Schülers, die Unrechtmäßigkeit seines Verhaltens zu erkennen, erheblich beeinträchtigt.  

Techniken 

Die folgenden Disziplinarmaßnahmen können allein, in Kombination oder als Teil von progressiven 
Interventionen bei Verhaltensweisen eingesetzt werden, die durch den Verhaltenskodex oder durch 
die Schul- oder Klassenraumregeln verboten sind: 

 Verbale Korrektur, mündlich oder schriftlich. 

 Eine „Abkühlungszeit“ oder eine kurze „Auszeit“ (nur Grundschule) oder der Aufenthalt in einem 
„Buddy Room“ (Zeit in einer nächsthöheren Klasse in der Nähe, nur Sekundarstufe), in 
Übereinstimmung mit dem Gesetz.  

 Änderung der Sitzordnung im Klassenzimmer oder in Fahrzeugen, die dem Bezirk gehören oder 
von ihm betrieben werden. 

 Änderungen des Klassenzimmers, Lehrers oder Stundenplans. 

 Vorübergehende Konfiszierung von Gegenständen, die den Unterrichtsprozess stören. 

 Belohnungen oder Abwertungen. 

 Verhaltenskontrakte. 

 Beratung durch Lehrer, Schulberater oder Verwaltungspersonal. 

 Elternsprechtage/-zeiten.  

 Verhaltenstraining. 

 Kurse zur Wutbewältigung. 
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 Mediation (Opfer-Täter). 

 Kreisgespräche in der Klasse. 

 Familiengruppenkonferenzen. 

 Wiedergutmachung. 

 Nachsitzen am Samstag. 

 Gelegenheit zur Erfüllung. 

 Notenabzüge bei Täuschung, Abschreiben und in anderen Fällen, in denen die Richtlinie dies zulässt.  

 Nachsitzen, auch außerhalb der regulären Schulzeit.  

 Schicken des Schülers ins Sekretariat, in einen anderen zugewiesenen Bereich oder zur 
schulinternen Ausschließung (ISS). Dokumentierte SMART ISS-Dienste (pädagogisch) für alle 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 504. 

 Auferlebung von Schulaufgaben oder gemeinnützigen Tätigkeiten. 

 Entzug von Privilegien, wie z.B. die Teilnahme an außerschulischen Aktivitäten, die Berechtigung 
zur Beantragung und Ausübung von Ehrenämtern oder die Mitgliedschaft in von der Schule 
geförderten Clubs und Organisationen. 

 Sanktionen, die in den Regeln für das außerschulische Verhalten von Schülerorganisationen 
festgelegt sind. 

 Einschränkung oder Entzug von Transportprivilegien des Bezirks. 

 Von der Schule festgelegte und verwaltete Bewährung. 

 Ausschließung von der Schule, wie unter Ausschließung von der Schule auf Seite 24 
beschrieben. (Siehe *Hinweis) 

 Einweisung in ein DAEP, wie unter DAEP auf Seite 26 beschrieben. 

 Schulverweis und/oder Platzierung in einer alternativen Bildungseinrichtung, wie unter 
Platzierung und/oder Ausschluss bei bestimmten Vergehen auf Seite 33 angegeben. 

 Ausschluss, wie in Ausschluss auf Seite 36 angegeben. 

 Überweisung an eine externe Einrichtung oder Justizanstalt zur strafrechtlichen Verfolgung 
zusätzlich zu den vom Bezirk verhängten Disziplinarmaßnahmen. 

 Andere Strategien und Maßnahmen, die von Schulvertretern festgelegt werden. 

Die gelisteten Maßnahmen können allein oder in Kombination bei Verhalten eingesetzt werden, das 
im Verhaltenskodex für Schüler oder durch die Schul- bzw. Klassenzimmerregeln verboten ist.  

Maximale Konsequenzen treffen auf Schüler zu, die verbotenes oder illegales Verhalten an den Tag 
legen. Diese Konsequenzen beinhalten, ohne darauf beschränkt zu sein: 

 Aussetzung des Unterrichts, entweder an der Schule (ISS) und/oder außerhalb der Schule (OSS) 

 Disziplinarische Zuweisung an eine Alternativschule (DAEP)  

 Ausschließung und Zuweisung an Alternative Schulprogramm für straffällige Jugendliche (JJAEP) 

 Weiterleitung an eine externe Behörde 

Zusätzlich zu den oben genannten Konsequenzen kann jegliche kriminelle Handlung auch dazu 
führen, dass eine Vorladung ausgestellt und durchgesetzt sowie ein Arrest vorgenommen oder ein 
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Schüler in Gewahrsam genommen wird, oder eine Überweisung an eine Jugendbewährungshilfe 
erfolgt. Ferner kann zusätzlich zu den unternommenen administrativen Maßnahmen Anklage wegen 
einer Straftat erhoben werden. 

Siehe auch die Tabelle der progressiven Disziplinarmaßnahme des KISD in Anhang C. 

*Hinweis: Alle Schüler der Klassenstufen Pre-K bis 2nd, HARP-Schüler und/oder Schüler, die 
unter der Vormundschaft der Abteilung für Familienfürsorge (Department of Family and 
Protective Services - CPS) stehen, dürfen nicht von der Schule suspendiert werden, außer bei 
Verstößen mit Waffen, Drogen (einschließlich Alkohol) oder Tätlichkeiten, die zu schweren 
Körperverletzungen führen.  

Verbot aversiver Techniken 

Aversive Techniken, d.h. solche, die unangenehm und widerwärtig sind und darauf abzielen, das 
erneute Auftreten eines Verhaltens durch die absichtliche Zufügung von erheblichem körperlichen 
oder emotionalen Unbehagen oder Schmerz zu reduzieren sind für die Anwendung bei Schülern 
verboten. Zu den aversiven Techniken gehören:  

 Techniken, die dazu bestimmt oder geeignet sind, körperliche Schmerzen durch Elektroschocks 
zu verursachen, oder jegliche Prozedur, die Druckpunkte oder Gelenkblockierungen beinhaltet. 
[siehe Richtlinie FO(LOKAL)].  

 Techniken, die dazu bestimmt oder geeignet sind, körperliche Schmerzen durch Elektroschocks 
zu verursachen, oder jegliche Prozedur, die Druckpunkte oder Gelenkblockierungen beinhaltet. 

 Die gezielte Freisetzung von schädlichen, giftigen oder unangenehmen Sprays, Nebeln oder 
Substanzen in der Nähe des Gesichts eines Schülers.  

 Die Verweigerung von ausreichend Schlaf, Luft, Nahrung, Wasser, Unterkunft, Bettzeug, 
körperlichem Komfort, Aufsicht oder Zugang zu einer Toilette.  

 Einen Schüler in einer Weise lächerlich zu machen oder zu erniedrigen, die sein Lernen oder 
seine Gesundheit beeinträchtigt oder gefährdet oder eine verbale Misshandlung darstellt.  

 Die Verwendung von Vorrichtungen, Materialien oder Objekten, das alle vier Gliedmaßen eines 
Schülers unbeweglich machen, einschließlich der Fesselung am Boden in Bauch- oder Rückenlage.  

 Die Beeinträchtigung der Atmung eines Schülers, einschließlich der Ausübung von Druck auf 
seinen Oberkörper oder Hals, oder der Platzierung von Gegenständen in, auf oder über dem 
Mund oder der Nase des Schülers oder der Abdeckung seines Gesichts.  

 Die Einschränkung der Blutzirkulation des Schülers.  

 Die Arretierung eines Schülers an einem festen Gegenstand, während er steht oder sitzt. 

 Die Hemmung, Einschränkung, oder Behinderung der Kommunikationsfähigkeit eines Schülers.  

 Der Einsatz chemischer Zwangsmittel.  

 Die Nutzung einer Auszeit auf eine Weise, die den Schüler daran hindert, sich am für ihn 
geltenden Lehrplan oder an den Zielen des individualisierten Bildungsprogramms (IEP) zu 
beteiligen und angemessene Fortschritte zu erzielen, einschließlich der Isolierung des Schülers 
durch physische Barrieren. 

 Die Beraubung eines oder mehrerer Sinne eines Schülers, es sei denn, die Technik verursacht 
dem Schüler kein Unbehagen oder entspricht dem IEP oder dem Verhaltensinterventionsplan 
(BIP) für den Schüler. 
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Benachrichtigung 

Das CBC benachrichtigt die Eltern eines Schülers unverzüglich telefonisch (bevorzugte Methode), 
persönlich, per Post oder per E-Mail über jeden Verstoß, der zu einer schulischen oder außerschulischen 
Ausschließung, einer Unterbringung in einem DAEP, einer Unterbringung in einem JJAEP oder zu einem 
Verweis von der Schule führen kann. Der Schulverhaltenskoordinator (CBC) benachrichtigt auch die 
Eltern, wenn ein Schüler von einem Vollzugsbeamten gemäß den Disziplinarbestimmungen des 
Bildungsgesetzes in Gewahrsam genommen wird.  

Es werden nach bestem Wissen und Gewissen Anstrengungen unternommen, dem Schüler eine 
schriftliche Mitteilung über die Disziplinarmaßnahme zukommen zu lassen, und zwar noch am Tag der 
Maßnahme, damit sie den Eltern des Schülers zugestellt werden kann. Wenn ein Elternteil bis 17.00 Uhr 
des ersten Arbeitstages nach dem Tag des Ergreifens der Disziplinarmaßnahme weder telefonisch noch 
persönlich erreicht wurde, sendet der Schulverhaltenskoordinator (CBC) eine schriftliche 
Benachrichtigung per US-Post. Falls der Schulverhaltenskoordinator (CBC) nicht in der Lage ist, die 
Eltern zu benachrichtigen, übernimmt der Schulleiter oder ein Beauftragter die Benachrichtigung. 

Bevor der Schulleiter oder der zuständige Verwalter einen Schüler unter 18 Jahren außerhalb der 
regulären Schulstunden in Gewahrsam (Detention) nimmt, wird ein Elternteil des Schülers  
benachrichtigt, um ihn über den Grund für den Gewahrsam zu informieren und Vorkehrungen für 
den notwendigen Transport zu treffen. 

Berufungen 

Fragen von Eltern zu disziplinarischen Maßnahmen sollten je nach Sachlage an den Lehrer, die 
Schulverwaltung oder das CBC gerichtet werden. Einsprüche oder Beschwerden in Bezug auf die 
Anwendung spezifischer Disziplinierungstechniken sollten in Übereinstimmung mit der Richtlinie 
FNG(LOKAL) behandelt werden. Eine Kopie dieser Richtlinie erhalten Sie im Büro des Schulleiters, 
im Büro des CBC, in der zentralen Verwaltung oder über Policy Online® unter folgender Adresse: 
https://pol.tasb.org/PolicyOnline?key=166. 

Der Bezirk muss eine Disziplinarmaßnahme nicht aufschieben, während ein Schüler oder ein 
Elternteil eine Beschwerde dagegen verfolgt. Wird ein Schüler eines Verhaltens beschuldigt, das der 
Definition von sexueller Belästigung im Sinne von Titel IX entspricht, wird der Bezirk das geltende 
Bundesrecht einhalten, einschließlich des formellen Beschwerdeverfahrens nach Titel IX. Siehe 
dazu die Richtlinien FFH(LEGAL) und FFH(LOCAL). 

Disziplinarische Aufgaben und Benachrichtigung: 

Aufgaben Empfohlen oder 
zugewiesen 
durch 

Benachrichtigung/Ordnungsgemäßer 
Prozess 

Berufung an: 

Nachsitzen Lehrer oder 
Administrator 

Kontaktaufnahme mit 
Eltern/Erziehungsberechtigten 

Direktor 

Aussetzung 
des 
Schulbesuchs 
in der Schule 

Administrator Kontaktaufnahme mit 
Eltern/Erziehungsberechtigten 

Direktor, Leitender 
Direktor von 
Schülerdienste oder 
der 
Anhörungsbeamte 
des Schulbezirks; 
innerhalb von 3 
Tagen nach der 
letzten Entscheidung 
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Ausschließung 
von der 
Schule 

Administrator Kontaktaufnahme mit 
Eltern/Erziehungsberechtigten 

Direktor, Leitender 
Direktor von 
Schülerdienste oder 
der 
Anhörungsbeamte 
des Schulbezirks; 
innerhalb von 3 
Tagen nach der 
letzten 
Entscheidung 

Schul-
Bewährung 

Administrator Einschreiben mit Rückschein oder die 
Ausstellung eines Vertrags über Schul-
Bewährung.  Die Weigerung durch die 
Elternteil/Erziehungsberechtigter oder 
den Schüler, den Vertrag zu 
unterzeichnen, wird durch den 
Administrator neben seiner/ihrer 
Unterschrift vermerkt. Eine solche 
Weigerung setzt den Vertrag nicht außer 
Kraft. 

Direktor, Leitender 
Direktor von 
Schülerdienste oder 
der 
Anhörungsbeamte 
des Schulbezirks; 
innerhalb von 3 
Tagen nach der 
letzten 
Entscheidung 

DAEP Empfohlen durch 
Schuladministrator; 
Entscheidung 
durch 
Anhörungsbeamten 
des Schulbezirks 

Brief an 
Elternteil/Erziehungsberechtigter, 
Konferenz auf Schulebene, Anhörung 
auf Schulbezirksebene 

Stellvertretender 
Superintendent (Nur 
bei 
Verfahrensfehlern); 
innerhalb von 7 
Tagen nach der 
Entscheidung. 

Ausschließung Empfohlen durch 
Schuladministrator; 
Entscheidung 
durch 
Anhörungsbeamten 
des Schulbezirks 

Brief an 
Elternteil/Erziehungsberechtigter, 
Konferenz auf Schulebene, Anhörung 
auf Schulbezirksebene 

Kuratorium (Nur bei 
Verfahrensfehlern); 
Amtsgericht des 
Landkreises Bell 
innerhalb von 7 
Tagen nach der 
Entscheidung. 
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Entfernung aus dem Schulbus 

Ein Busfahrer kann einen Schüler an das Büro des Schulleiters oder das Büro des CBC verweisen, 
um die Disziplin im Bus aufrechtzuerhalten. Der Schulleiter oder das CBC muss gegebenenfalls 
zusätzliche Disziplinarmaßnahmen ergreifen, zu denen auch die Einschränkung oder der Entzug der 
Busfahrberechtigung eines Schülers gehören kann. 

Um die Schüler sicher transportieren zu können, muss sich der Fahrzeugführer auf das Fahren 
konzentrieren und darf nicht durch Fehlverhalten der Schüler abgelenkt werden. Daher kann der 
Schulleiter oder das CBC in Übereinstimmung mit dem Gesetz die Beförderungsprivilegien eines 
Schülers einschränken oder widerrufen, wenn geeignete disziplinarische Maßnahmen das Verhalten 
des Schülers nicht verbessern oder wenn ein bestimmtes Fehlverhalten eine sofortige Entfernung 
rechtfertigt. 

Im Killeen ISD ist das Busfahren ein Privileg der Schüler, das vom Bezirk zur Verfügung gestellt 
wird, sei es für den täglichen Weg zur und von der Schule oder für von der Schule getragene 
Fahrten. Der Schulbus stellt eine Verlängerung des Klassenzimmers dar, deshalb treffen dessen 
Regeln (mit Ausnahme der Benutzung von Mobiltelefonen) auch für den Bus zu. Schüler müssen 
den Anweisungen des Fahrers folgen, als wenn diese vom Klassenlehrer erteilt werden. Zusätzliche 
Regeln sind ferner für die Sicherheit und das Wohlbefinden aller Fahrgäste im Bus notwendig. Das 
Nichtbefolgen dieser Regeln schafft Sicherheitsgefahren für den Schüler als auch für andere Schüler 
im Bus. Schüler, die in vom Schulbezirk betriebenen Bussen fahren, werden für ihr Verhalten zur 
Rechenschaft gezogen und es wird erwartet, dass sie sich in Übereinstimmung mit den Regeln und 
Vorschriften des KISD-Verhaltenskodex für Schüler, dem KISD-Transport-Sicherheitshandbuch für 
Schüler im Schulbus und mit den im Bus ausgehängten Regeln verhalten. 

Schüler, die sich nicht entsprechend im Bus verhalten, können vom Busfahren ausgeschlossen 
werden, zusätzlich zu allen anderen angemessenen Disziplinarmaßnahmen. Während der Fahrt 
oder bei Exkursionen können Video-/Audio-Überwachungsgeräte eingesetzt werden. 

Die KISD-Transportabteilung kümmert sich um den sicheren Transport der Schüler zur und von der 
Schule und zu und von verschiedenen schulbezogenen Veranstaltungen. Zur Bewältigung dieser 
Aufgabe ist die Hilfe und Kooperation der Schüler, Elternteil/Erziehungsberechtigter und Fahrer 
überaus wichtig. Schüler werden sich aktiv wie vorgesehen an den Notfallübungen im Schulbus 
beteiligen. Die Schüler und Eltern/Erziehungsberechtigte sollten das KISD-Transport-
Sicherheitshandbuch für Schüler im Schulbus lesen. Schüler haben diesen Regeln Folge zu leisten: 

 Befolge die Anweisungen des Busfahrers und sei höflich zum Busfahrer und anderen 
Passagieren. Belästigungen aller Art sind verboten. 

 Der Busfahrer muss einen Sitzplatz zuweisen. Schüler dürfen sich nicht weigern, sich auf 
den zugewiesenen Platz zu setzen oder es einem anderen Schüler verweigern, neben ihm 
Platz zu nehmen. 

 Schülerausweise sind während der Busfahrt stets zu tragen (Klassenstufen 6-12) und die 
Schüler werden sich mit dem Schülerausweis zwecks Erkennung des Gesichts/Namens 
ausweisen, wenn sie darum vom Busfahrer oder einem anderen Schulvertreter gebeten 
werden. 

 Schüler müssen während der Fahrt und bis zum Öffnen der Bustüren sitzen bleiben. Schüler 
setzen sich während der Fahrt in Fahrtrichtung und setzen ihre Füße auf den Fußboden vor 
ihnen und in den Gang. 

 Schüler werden keine Körperteile oder Gegenstände aus dem Fenster hängen wenn der Bus 
fährt oder anhält. 
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 Es wird von den Schülern erwartet, dass sie dabei helfen, den Bus sauber zu halten. Schüler 
dürfen keine Gegenstände im Inneren des Busses oder außerhalb des Busses spucken oder 
werfen. 

 Raufen, Kämpfen und der Gebrauch von obszöner, vulgärer oder profaner Sprache oder 
Gesten sind verboten und können zum sofortigen Ausschluss vom Busfahren führen. In 
Bezug auf Verstöße im Schulbus können jederzeit die Vollzugsbehörden hinzugezogen 
werden. 

 Normale Unterhaltungen sind gestattet (nicht lauter als im Klassenzimmer). Alle lauten 
Geräusche können den Fahrer ablenken und eine unsichere Umgebung schaffen. 

 Lebewesen (Tiere, Insekten oder andere Haustiere) oder Gegenstände, die herumrollen 
können (wie Skateboards oder Bälle) und große oder sperrige Gegenstände, die den 
sicheren Betrieb des Busses stören, dürfen nicht an Bord gebracht werden. Andere 
verbotene Gegenstände werden vom Transportdirektor festgelegt und im KISD Transport 
Sicherheitshandbuch für Schüler im Bus aufgelistet. 

 Schüler dürfen keine Teile des Busses bemalen, zerschneiden oder zerkratzen. 
Reparaturkosten wegen Vandalismus müssen durch den verantwortlichen Schüler oder 
dessen Elternteil/Erziehungsberechtigter getragen werden. 

 Der Notausgang und der Türöffner werden durch die Schüler nur während überwachter 
Übungen oder in tatsächlichen Notfällen benutzt. Der unberechtigte Gebrauch von 
Notfallausrüstung ist verboten. 

 Schüler dürfen nie versuchen, die Bustür oder andere Steuerungselemente zu bedienen, 
außer wenn ein Notfall vorliegt. 

 Alle Schüler, die den Schulbustransport in Anspruch nehmen, dürfen nur an offiziellen 
Haltestellen in den Schulbus ein- bzw. aussteigen. Die Genehmigung, dass Schüler in einem 
Notfall (nur für Schüler ab einem bestimmten Alter) an einer anderen Bushaltestelle 
aussteigen können, muss schriftlich vorliegen, unterzeichnet vom Direktor oder 
stellvertretendem Direktor und dem Busfahrer übergeben werden, wenn der Schüler 
einsteigt. Die Fahrer dürfen den Schüler nicht aufgrund von Mitteilungen oder Briefen von 
Schülern oder Eltern/Erziehungsberechtigten an einer anderen Bushaltestelle aussteigen 
lassen. Dieselbe Anforderung trifft auf Situationen zu, wenn der Schüler aufgrund einer 
Notwendigkeit oder Sicherheitsbedenken mit einem anderen Bus fahren muss. 

 Die Schüler müssen den KISD-Verhaltenskodex für Schüler an den Bushaltestellen während 
der normalen geplanten Abhol- und Rückkehrzeiten beachten. 

Konsequenzen für die Verletzung von Schulbusregeln 

Wenn eine der oben genannten Regeln für das Verhalten der Schüler verletzt wird, ergreift der 
Busfahrer entsprechende Maßnahmen, wie Unterhaltung mit dem Schüler, Aufzeichnung des 
Namens und der Klasse des Schülers, Zuweisung eines anderen Sitzplatzes im Bus bzw. Meldung 
des Schülers beim zuständigen Schulvertreter. 

Nachdem der Busfahrer einen schriftlichen Bericht über den/die Verstöße beim Schuldirektor 
eingereicht hat, werden in Übereinstimmung mit dem Verhaltenskodex für Schüler entsprechende 
Maßnahmen ergriffen. Die Maßnahmen wegen der Verletzung der Busregeln werden vom 
Schuldirektor bestimmt und können Bus-Bewährung oder Ausschließung vom Busfahren für einen 
spezifizierten Zeitraum umfassen. 

Für Verstöße gegen die Schulbussicherheit und ernsthafter Verstöße im Bus führt der 3. Verstoß 
mindestens zur vorübergehenden Entfernung (möglicherweise eine dauerhafte Entfernung) und der 
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5. Verstoß führt zu einer dauerhaften Suspendierung vom Schulbus. Für Schüler, die das DAEP 
besuchen, führt der 3. Verstoß zur dauerhaften Suspendierung vom Schulbus. Jeder eklatante 
Verstoß im Bus vor dem 3. Verstoß kann zur sofortigen Suspendierung vom Schulbus führen. Unter 
schweren Umständen hat der Direktor für Transport das Recht, die vorübergehende oder dauerhafte 
Suspendierung vom Schulbus zu einem früheren Datum als in dieser Vorschrift vorgesehen zu 
fordern. 

Die Schulverwaltung kann die Busfahrberechtigung für Schüler in der Vorschule, im Kindergarten 
oder in der Sonderschule aussetzen, wenn der Schüler dreimal zum Campus zurückgebracht wurde, 
weil kein Elternteil (oder bevollmächtigter Empfangsberechtigter) am Nachmittag an der 
Bushaltestelle zur Abholung des Kindes bereit stand. In Fällen, wo Busprivilegien für das Schuljahr 
gestrichen wurden, wird das Personal des Schulbezirks das Jugendamt (CPS) einschalten. Wenn die 
Schulbusprivilegien für einen Schüler gestrichen wurden, sind die Elternteil/Erziehungsberechtigter 
für den Transport des Schülers zur und von der Schule verantwortlich. Der Ausschluss vom 
Busfahren ist KEIN Ausschluss vom Schulbesuch. Wenn der Schüler während der Zeit des 
Ausschlusses vom Busfahren nicht die Schule besucht, wird die Abwesenheit als unentschuldigt 
erachtet und es werden die entsprechenden Disziplinarmaßnahmen ergriffen. 

Unterbrechung des Schulbustransports 

Eine Person (einschließlich Schüler und Eltern/Erziehungsberechtigte) begehen einen Verstoß, wenn 
die Person absichtlich den ordentlichen Transport der Schüler zur oder von der Schule oder eine 
durch die Schule getragene Veranstaltung in einem Fahrzeug, das sich im Besitz des Landkreises 
oder des unabhängigen Schulbezirks befindet oder betrieben wird, stört, verhindert oder 
beeinträchtigt. Ein Verstoß nach diesem Abschnitt ist eine Ordnungswidrigkeit der Klasse C, und nach 
§37.126 des Texanischen Bildungsgesetzes kann eine Geldstrafe von $500 erhoben werden. 
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Herausnahme aus dem regulären Bildungsumfeld 

Zusätzlich zu anderen Disziplinarmaßnahmen kann ein Fehlverhalten zum Ausschluss aus dem 
regulären Schulbetrieb in Form einer routinemäßigen Überweisung oder eines formellen Verweises 
von der Schule führen. 

Routineverweis 

In Routineverweis findet statt, wenn ein Lehrer einen Schüler als Disziplinarmaßnahme zum Büro 
des CBC schickt. Das CBC kann dazu eine Reihe von alternativen und progressiven 
Disziplinarmaßnahmen anwenden. Ein Lehrer oder Schulverwalter kann einen Schüler wegen eines 
Verhaltens, das gegen diesen Verhaltenskodex verstößt, aus dem Unterricht entfernen, um eine 
angemessene Disziplin in der Klasse aufrechtzuerhalten. 

Formeller Ausschluss 

Ein Lehrer kann einen formellen Verweis vom Unterricht aussprechen, wenn:  

3. Der Lehrer hat dokumentiert, dass das Verhalten des jeweiligen Schülers wiederholt die 
Fähigkeit des Lehrers, die Klasse zu unterrichten, oder die Fähigkeit anderer Schüler, zu 
lernen, beeinträchtigt hat; oder 

4. Das Verhalten so ungezogen, störend oder ausfällig ist, dass der Lehrer nicht lehren und die 
Schüler im Klassenzimmer nicht lernen können. 

Innerhalb von drei Schultagen nach dem formellen Verweis setzt das CBC oder der zuständige 
Schulverwalter eine Konferenz mit den Eltern des Schülers, dem Schüler, dem Lehrer, der den 
Schüler aus dem Unterricht genommen hat, und einem weiteren zuständigen Schulverwalter an. 

Auf dieser Konferenz informiert das CBC oder der zuständige Schulverwalter den Schüler über das 
mutmaßliche Fehlverhalten und die vorgeschlagenen Konsequenzen. Der Schüler erhält dann die 
Möglichkeit, sich zu den Vorwürfen zu äußern.  

Wenn ein Schüler von einem Lehrer aus der regulären Klasse entfernt wird und eine Konferenz 
ansteht, kann das CBC oder ein anderer Schulverwalter den Schüler: 

 In eine andere geeignete Klasse verweisen 

 ISS 

 Ihn vom Schulbesuch ausschließen 

 DAEP 

Ein Lehrer oder Schulverwalter muss einen Schüler aus dem Unterricht entfernen, wenn dieser ein 
Verhalten zeigt, das nach dem Bildungsgesetz die Aufnahme in ein DAEP oder einen Schulverweis 
erfordert oder erlaubt. Bei einem Schulverweis aus diesen Gründen sind die Verfahren in den 
nachfolgenden Abschnitten zu den Themen DAEP und Ausschluss zu befolgen. 

Rückkehr eines Schülers in die Klasse 

Ein Schüler, der von einer Lehrkraft wegen eines Verhaltens gegen die Lehrkraft, das den 
Tatbestand der Körperverletzung, der schweren Körperverletzung, der sexuellen Nötigung oder der 
schweren sexuellen Nötigung erfüllt, formell aus dem Unterricht entfernt wurde, darf nicht ohne die 
Zustimmung der Lehrkraft in die Klasse zurückkehren. 

Ein Schüler, der von einem Lehrer wegen eines anderen Verhaltens formell aus dem Unterricht 
genommen wurde, darf ohne die Zustimmung des Lehrers in die Klasse des Lehrers zurückkehren, 
wenn der Ausschuss zur Überprüfung der Platzierung feststellt, dass die Klasse des Lehrers die 
beste oder einzige verfügbare Alternative ist. 
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Ausschließung von der Schule 

Fehlverhalten 

Schüler können für ein Verhalten suspendiert werden, das im Verhaltenskodex als allgemeiner 
Verhaltensverstoß, DAEP-Verstoß oder ausschließbares Vergehen aufgeführt ist. 

Der Bezirk darf Schüler der Klassenstufe 2 oder darunter nicht vom Unterricht ausschließen (es sei 
denn, ihr Verhalten erfordert eine solche Maßnahme in Erfüllung der gesetzlichen Bestimmungen). 

Ein Schüler unter der 3. Klasse oder ein obdachloser Schüler darf nicht vom Unterricht 
ausgeschlossen werden, es sei denn, er ist auf dem Schulgelände oder während der Teilnahme an 
einer von der Schule getragenen oder schulbezogenen Aktivität auf oder außerhalb des 
Schulgeländes verwickelt: 

 In Handlungen, die den Tatbestand eines Waffendelikts erfüllen, wie in den Abschnitten 46.02 
oder 46.05 des Strafgesetzbuchs vorgesehen; 

 In Handlungen, die den Tatbestand der Körperverletzung, der sexuellen Nötigung, der schweren 
Körperverletzung oder der schweren sexuellen Nötigung im Sinne des Strafgesetzbuches 
erfüllen; oder 

 In den Verkauf, in die Aushändigung oder die Lieferung an andere Personen von Marihuana, 
alkoholischen Getränken, kontrollierten Substanzen oder gefährlichen Drogen im Sinne des 
Bundes- oder Landesrechts, konsumiert solche oder steht unter ihrem Einfluss. 

Der Bezirk soll ein Programm für positives Verhalten als disziplinarische Alternative für Schüler unter der 
3. Klasse einsetzen, die allgemeine Verhaltensverstöße begehen, anstatt sie zu suspendieren oder in ein 
DAEP einzuweisen. Dieses Programm muss den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. 

Prozess 

Nach staatlichem Recht kann ein Schüler für maximal drei Schultage pro Verstoß suspendiert 
werden. Die Anzahl der Ausschließungen eines Schülers innerhalb eines Semesters oder 
Schuljahres ist nicht begrenzt. 

Bevor ein Schüler suspendiert wird, findet eine informelle Konferenz mit dem CBC oder dem 
zuständigen Schulverwalter statt, der den Schüler über das mutmaßliche Fehlverhalten informiert 
und ihm die Möglichkeit gibt, sich zu den Anschuldigungen zu äußern, bevor der Schulverwalter eine 
Entscheidung trifft.  

Das CBC bestimmt die Anzahl der Tage der Ausschließung eines Schülers, die drei Schultage nicht 
überschreiten darf. 

Bei der Entscheidung, ob ein Verweis von der Schule angeordnet werden soll, berücksichtigt das CBC: 

1. Selbstverteidigung oder Notwehr, (Siehe Glossar), 

2. Vorsatz oder nicht bestehender Vorsatz zu dem Zeitpunkt, als der Schüler das Verhalten an 
den Tag legte, 

3. Bisherige Disziplinprobleme des Schülers,  

4. Eine Behinderung, die die Fähigkeit des Schülers, die Unrechtmäßigkeit seines Verhaltens zu 
erkennen, erheblich beeinträchtigt, 

5. Der Status des Schülers unter der Vormundschaft des Department of Family and Protective 
Services (in einer Pflegefamilie des Ministeriums für Familie und Schutzdienste), oder 

6. Der Status eines Schülers als obdachlos. 
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Der zuständige Schulverwalter entscheidet über etwaige Beschränkungen der Teilnahme an von der 
Schule getragenen oder schulbezogenen außerschulischen und mitschulischen Aktivitäten. 

Kursarbeit während einer Ausschließung 

Der Schulbezirk stellt sicher, dass Schüler, die innerhalb oder außerhalb der Schule suspendiert 
sind, Zugang zu den Kursen des Basislehrplans erhalten. Dazu gehört mindestens eine Methode, 
um diese Kurse zu absolvieren, die keine Nutzung des Internets erfordert.  

Schüler, die aus der regulären Klasse in ein ISS oder ein anderes Umfeld als ein DAEP eingewiesen 
werden, erhalten vor Beginn des nächsten Schuljahres die Möglichkeit, alle Kurse zu absolvieren, in 
die sie zum Zeitpunkt der Verweisung eingeschrieben waren. Der Bezirk kann diese Möglichkeit auf 
jegliche verfügbare Weise anbieten, einschließlich eines Fernkurses, einer anderen Fernlernoption 
oder einer Sommerschule. Der Bezirk berechnet diesen Schülern keine Kosten für eine vom Bezirk 
angebotene Methode zur Vervollständigung ihres Lernprogramms. 
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Einstufung in ein alternatives Erziehungsprogramm (DAEP) 

Das DAEP wird in einer anderen Umgebung als dem regulären Klassenzimmer der Schüler durchgeführt. 
Grundschüler dürfen nicht in ein DAEP mit Nicht-Grundschülern aufgenommen werden ist. 

Für die Zwecke des DAEP gilt die Klassifizierung für den Elementarbereich von Kindergarten bis 
Klasse 5 und für den Sekundarbereich von Klasse 6 bis 12. 

Schüler, die wegen eines Vergehens, das andernfalls zu einer DAEP-Platzierung geführt hätte, von 
der Schule verwiesen werden, müssen nicht zusätzlich zu dem Ausschluss in ein DAEP 
aufgenommen werden. 

Bei der Entscheidung, ob ein Schüler in ein DAEP aufgenommen wird, unabhängig davon, ob es 
sich um eine Pflichtmaßnahme oder eine Ermessensentscheidung handelt, muss der 
Anhörungsbeauftragte des Bezirks Folgendes berücksichtigen: 

1. Selbstverteidigung oder Notwehr (Siehe Glossar), 

2. Vorsatz oder nicht bestehender Vorsatz zu dem Zeitpunkt, als der Schüler das Verhalten an 
den Tag legte, 

3. Bisherige Disziplinprobleme des Schülers,  

4. Eine Behinderung, die die Fähigkeit des Schülers, die Unrechtmäßigkeit seines Verhaltens zu 
erkennen, erheblich beeinträchtigt, 

5. Der Status des Schülers unter der Vormundschaft des Department of Family and Protective 
Services (in einer Pflegefamilie des Ministeriums für Familie und Schutzdienste), oder 

6. Der Status eines Schülers als obdachlos. 

Platzierung nach Ermessen: Fehlverhalten, das zu einer DAEP-Platzierung führen kann 

Ein Schüler kann nach folgenden Verhaltensverstößen in ein DAEP eingewiesen werden: 

Im staatlichen Gesetz identifiziertes Fehlverhalten 

In Übereinstimmung mit dem staatlichen Gesetz kann ein Schüler wegen eines der folgenden 
Vergehen in ein DAEP platziert werden: 

 Mobbing, das einen Schüler dazu ermutigt, Selbstmord zu begehen oder zu versuchen, 
Selbstmord zu begehen. 

 Beteiligung an Cybermobbing-Elementen, die gegen den Verhaltenskodex für die Schüler verstoßen. 

 Anstiftung zu Gewalt gegen einen Schüler durch Gruppenmobbing. 

 Veröffentlichung oder Androhung der Veröffentlichung von intimem Bildmaterial eines 
minderjährigen oder eines mindestens 18-jährigen Schülers ohne dessen Zustimmung. 

 Beteiligung an einer öffentlichen Schulverbindung, einer Studentenverbindung, einem Geheimbund 
oder einer Bande, einschließlich der Teilnahme als Mitglied oder Anwärter oder der Aufforderung an 
andere Personen, Anwärter oder Mitglieder einer öffentlichen Schulverbindung, einer 
Studentenverbindung, eines Geheimbundes oder einer Bande zu werden. (Siehe Glossar). 

 Verwicklung in kriminelle Straßenbandenaktivitäten. (Siehe Glossar). 

 Jede Art von kriminellem Unfug bis hin zu Verbrechen. 

 Tätlicher Angriff mit Androhung unmittelbarer Körperverletzung. 

 Tätlicher Angriff durch beleidigenden oder provozierenden Körperkontakt. 
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In Übereinstimmung mit dem staatlichen Recht kann ein Schüler in ein DAEP aufgenommen 
werden, wenn der Superintendent oder der von ihm Beauftragte den begründeten Verdacht hat 
(siehe Glossar), dass der Schüler ein Verhalten an den Tag gelegt hat, das als Verbrechen 
eingestuft wird, mit Ausnahme von schwerem Raub oder anderen in Titel 5 (siehe Glossar) des 
Strafgesetzbuches aufgeführten Straftaten, das sich außerhalb des Schulgeländes und nicht bei 
einer von der Schule getragenen oder schulbezogenen Veranstaltung ereignet hat, wenn die 
Anwesenheit des Schülers in der regulären Klasse die Sicherheit anderer Schüler oder Lehrer 
gefährdet oder den Bildungsprozess beeinträchtigt. 

Das CBC kann einen Schüler wegen eines Verhaltens außerhalb des Schulgeländes in ein DAEP 
einweisen, für das die Einweisung in ein DAEP nach staatlichem Recht vorgeschrieben ist, wenn der 
Schulverwalter erst nach dem ersten Jahrestag des Verhaltens Kenntnis von dem Verhalten erhält. 

Obligatorische Platzierung: Fehlverhalten, das eine DAEP-Platzierung erfordert 

Ein Schüler muss in ein DAEP eingewiesen werden: 

 Wenn er Handlungen im Zusammenhang mit einem falschen Alarm oder einer Falschmeldung 
(einschließlich einer Bombendrohung) oder einer terroristischen Drohung begeht, die eine 
öffentliche Schule betreffen. (Siehe Glossar). 

 Wenn er eine der folgenden Straftaten auf dem Schulgelände, im Umkreis von 300 Fuß um das 
Schulgelände, gemessen von einem beliebigen Punkt der Grundstücksgrenze der Schule, oder 
während der Teilnahme an einer von der Schule getragenen oder schulbezogenen Aktivität auf 
oder außerhalb des Schulgeländes begeht: 

 Beteiligung an einem Verhalten, das als Straftat eingestuft wird (einschließlich, aber nicht 
beschränkt auf terroristische Bedrohung, falschen Alarm oder Falschmeldung, Bedrohung, 
schweres oder anhaltendes Fehlverhalten, Sexting usw.). 

 Bei tätlichem Angriff (siehe Glossar) gemäß Strafgesetz 22.01(a)(1). 

 Verkauf, Abgabe oder Lieferung einer kontrollierten Substanz oder einer gefährlichen Droge 
an eine andere Person, oder Besitz, Gebrauch oder Stehen unter dem Einfluss einer solchen 
Substanz in einer Menge, die keine Straftat darstellt. (Schulbezogene Drogendelikte werden 
unter Schulverweis auf Seite 36 behandelt). (Siehe Glossar für „unter dem Einfluss“, 
„kontrollierte Substanz“ und „gefährliche Droge“). 

 Verkauf, Weitergabe oder Lieferung an eine andere Person oder Besitz, Gebrauch oder 
Stehen unter dem Einfluss von Marihuana oder THC. Schüler mit einem gültigen Rezept für 
Cannabis mit niedrigem THC-Gehalt, wie es in Kapitel 487 des Gesundheits- und 
Sicherheitsgesetzbuchs zugelassen ist, verstoßen nicht gegen diese Bestimmung.  

 Verkauf, Abgabe oder Übergabe eines alkoholischen Getränks an eine andere Person; 
Begehen einer Straftat oder eines Vergehens unter Alkoholeinfluss; oder Besitz, Gebrauch 
oder Stehen unter dem Einfluss von Alkohol.  

 Verhalten auf eine Weise, die den Tatbestand einer Straftat im Zusammenhang mit dem 
Missbrauch flüchtiger Chemikalien erfüllt. 

 Verkauf, Abgabe oder Lieferung an eine andere Person oder Besitz oder Gebrauch einer E-
Zigarette. 

 Verhalten in einer Art und Weise, die den Tatbestand der öffentlichen Anzüglichkeit oder 
unsittlichen Entblößung erfüllt. (Siehe Glossar). 

 Verhalten, das den Tatbestand der Belästigung eines Mitarbeiters gemäß Strafgesetz 
42.07(a)(1), (2), (3) oder (7) erfüllt. 
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 Begehen eines ausweisungspflichtigen Verhaltens im alter zwischen sechs und neun Jahren. 

 Verstoß gegen das Bundesgesetz über Schusswaffen im Alter unter sechs Jahren. 

 Verhaltensweisen, die den Tatbestand der Vergeltung gegen einen Mitarbeiter oder Freiwilligen 
der Schule auf oder außerhalb des Schulgeländes erfüllen. (Die Begehung von Vergeltung in 
Kombination mit einem anderen ausschlussfähigen Vergehen wird unter Ausschluss auf Seite 
36 behandelt). 

 Beteiligung an einem Verhalten, das als schwerer Raub oder als ein unter Titel 5 (siehe 
Glossar) des Strafgesetzbuches aufgeführtes Verbrechen strafbar ist, wenn das Verhalten 
außerhalb des Schulgeländes und nicht bei einer von der Schule getragenen oder 
schulbezogenen Veranstaltung stattfindet und: 

1. Der Schüler erhält einen Aufschub der Strafverfolgung (Siehe Glossar), 

2. wenn ein Gericht oder eine Jury urteilt, dass der Schüler ein strafbares Verhalten (siehe 
Glossar) an den Tag gelegt hat, oder 

3. der Superintendent oder ein von ihm Beauftragter den begründeten Verdacht (siehe Glossar) 
hat, dass sich der Schüler an dem Verhalten beteiligt hat. 

Sexuelle Übergriffe und Verweisung an eine andere Schule 

Ein Schüler wird an eine andere Schule verwiesen, wenn:  

 Der Schüler wegen fortgesetzten sexuellen Missbrauchs eines Kleinkindes oder einer 
behinderten Person verurteilt oder wegen sexueller Nötigung oder schwerer sexueller Nötigung 
gegen einen anderen Schüler an derselben Schule verurteilt oder die Verurteilung wurde 
aufgeschoben; und  

 Die Eltern des Opfers oder eine andere Person, die befugt ist, im Namen des Opfers zu handeln, 
beantragen, dass das Kuratorium den straffälligen Schüler an eine andere Schule Campus verweist.  

Wenn es keine andere Schule im Schulbezirk gibt, die Klassenstufe des Schülers unterrichtet, der 
die Tat begangen hat, wird dieser Schüler an DAEP überwiesen. 

Prozess 

Verweisungen in ein DAEP erfolgen durch den Anhörungsbeauftragten des Bezirks auf Beschluss 
einer Konferenz auf Campusebene. Wenn ein Schüler wegen eines DAEP-Verstoßes aus dem 
Unterricht genommen wird, setzt das CBC oder der zuständige Schulverwalter innerhalb von fünf 
Schultagen eine Anhörung mit den Eltern des Schülers, dem Schüler und dem 
Anhörungsbeauftragten des Bezirks an. 

Anhörung auf Bezirksebene 

Bei dieser Anhörung versorgt der Anhörungsbeauftragte des Bezirks oder der zuständige 
Schulverwalter den Schüler mit:  

 Mündlicher oder schriftlicher Information über die Gründe für seine Entfernung;  

 Einer Erläuterung der Grundlage für die Entfernung; und  

 Einer Gelegenheit, auf die Gründe für die Entfernung zu antworten. 

Falls der Schüler nach angemessenen Versuchen, seine Anwesenheit zu erreichen, nicht 
erscheint, kann der Bezirk unabhängig von der Anwesenheit des Schülers oder seiner Eltern 
eine Anhörung abhalten und eine Entscheidung über die Platzierung treffen. 
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Berücksichtigung von mildernden Umständen 

Bei der Entscheidung, ob ein Schüler in ein DAEP aufgenommen wird, unabhängig davon, ob es 
sich um eine Pflichtmaßnahme oder eine Ermessensentscheidung handelt, muss der 
Anhörungsbeauftragte des Bezirks Folgendes berücksichtigen: 

1. Selbstverteidigung oder Notwehr (Siehe Glossar), 

2. Vorsatz oder nicht bestehender Vorsatz zu dem Zeitpunkt, als der Schüler das Verhalten an 
den Tag legte,  

3. Bisherige Disziplinprobleme des Schülers,  

4. Eine Behinderung, die die Fähigkeit des Schülers, die Unrechtmäßigkeit seines Verhaltens zu 
erkennen, erheblich beeinträchtigt, 

5. Der Status des Schülers unter der Vormundschaft des Department of Family and Protective 
Services (in einer Pflegefamilie des Ministeriums für Familie und Schutzdienste), oder 

6. Der Status eines Schülers als obdachlos. 

Platzierungsauftrag 

Wenn der Schüler nach der Anhörung auf Bezirksebene in ein DAEP eingewiesen wird, verfasst der 
Anhörungsbeauftragte des Bezirks eine Einweisungsanordnung. Eine Kopie der DAEP-
Einweisungsanordnung und Informationen für die Eltern oder die Person, die in elterlicher 
Beziehung zu dem Schüler steht, über das Verfahren zur Beantragung einer vollständigen 
individuellen Erstbeurteilung des Schülers zum Zwecke der sonderpädagogischen Förderung 
werden dem Schüler und den Eltern des Schülers zugestellt.  

Spätestens am zweiten Werktag nach der Konferenz übermittelt der Beauftragte des Kuratoriums 
dem Jugendgericht eine Kopie der Einweisungsanordnung und alle nach Abschnitt 52.04 des 
Familiengesetzes erforderlichen Informationen. 

Wenn der Schüler in ein DAEP eingewiesen wird und die Dauer der Einweisung nicht mit den 
Richtlinien in diesem Verhaltenskodex übereinstimmt, wird dies in der Einweisungsanordnung vermerkt. 

DAEP an der Kapazitätsgrenze 

Wenn ein DAEP zu dem Zeitpunkt ausgelastet ist, an dem der Anhörungsbeauftragte des Bezirks 
über die Einweisung eines Schülers wegen seines Verhaltens im Zusammenhang mit Marihuana, 
THC, einer E-Zigarette, Alkohol oder einer missbräuchlich verwendeten flüchtigen Chemikalie 
entscheidet, wird der Schüler in ISS untergebracht und dann für den Rest des Zeitraums in ein 
DAEP verlegt, wenn vor Ablauf des Zeitraums der Unterbringung ein Platz frei wird.  

Wenn ein DAEP zu dem Zeitpunkt, an dem der Anhörungsbeauftragte des Bezirks über die 
Unterbringung eines gewalttätig gewordenen Schülers entscheidet, ausgelastet ist, kann ein anderer 
Schüler, der wegen eines Verhaltens im Zusammenhang mit Marihuana, THC, einer E-Zigarette, Alkohol 
oder einer missbräuchlich verwendeten flüchtigen Chemikalie in das DAEP eingewiesen wurde, in ISS 
verlegt werden, um einen Platz im DAEP für den gewalttätig gewordenen Schüler freizumachen. Wird in 
einem DAEP ein Platz frei, bevor der Zeitraum für die Unterbringung des entfernten Schülers abgelaufen 
ist, wird der Schüler für den Rest des Zeitraums in das DAEP zurückgeschickt. 

Hinweis auf Kursprogramm 

Die Eltern oder Erziehungsberechtigten eines Schülers, der in ein DAEP eingewiesen wurde, werden 
schriftlich darüber informiert, dass der Schüler die Möglichkeit hat, kostenlos einen seinem 
Schulprogramm entsprechenen Kurs zu absolvieren, in dem er zum Zeitpunkt der Einweisung in das 
DAEP eingeschrieben war und der für seinen Schulabschluss erforderlich ist. Diese Mitteilung enthält alle 
Informationen über die Methoden, die für die Absolvierung des Kurses zur Verfügung stehen. 
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Dauer der Platzierung 

Der Anhörungsbeauftragte des Bezirks bestimmt die Dauer der Einweisung eines Schülers in ein DAEP. 

Die Dauer dieser Einweisung wird von Fall zu Fall auf der Grundlage der Schwere des Vergehens, 
des Alters und der Klassenstufe des Schülers, der Häufigkeit des Fehlverhaltens, der Einstellung 
des Schülers und der gesetzlichen Bestimmungen festgelegt. 

Die maximale Dauer einer DAEP-Platzierung beträgt ein Kalenderjahr, außer in den nachstehend 
genannten Fällen. 

Sofern in der Platzierungsanweisung nicht anders angegeben, werden die Tage der Abwesenheit 
vom DAEP nicht auf die Gesamtzahl der Tage angerechnet, die in der DAEP-Platzierungsanweisung 
des Schülers gefordert werden. 

Der Bezirk führt die erforderlichen Vor- und Nachprüfungen für Schüler durch, die für einen Zeitraum von 
90 Tagen oder länger in ein DAEP eingewiesen sind, und zwar in Übereinstimmung mit den festgelegten 
Verwaltungsverfahren des Bezirks für die Durchführung anderer Diagnose- oder Benchmark-Tests. 

Länger als ein Jahr 

Die Unterbringung in einem DAEP kann länger als ein Jahr dauern, wenn eine Überprüfung durch 
den Bezirk ergibt, dass der Schüler eine Bedrohung für die Sicherheit anderer Schüler oder für 
Bezirksmitarbeiter darstellt. 

Die gesetzlichen Beschränkungen für die Dauer einer DAEP-Platzierung gelten nicht für Platzierungen, 
die auf der Entscheidung des Kuratoriums beruht, einen an einem sexuellen Übergriff auf einen anderen 
Schüler beteiligt Schüler so zu platzieren, dass er nicht die gleiche Schule besucht. 

Über das Schuljahr hinaus 

Schüler, die am Ende eines Schuljahres in einem DAEP platziert sind, müssen dort möglicherweise 
zu Beginn des nächsten Schuljahres weiterhin verbrleiben, um den verordneten 
Platzierungszeitraum zu erfüllen. 

Damit die Unterbringung in einem DAEP über das Ende des Schuljahres hinausgehen kann, muss 
der Beauftragte des Kuratoriums feststellen, dass: 

1. Die Anwesenheit des Schülers im regulären Klassenzimmer oder auf dem Schulgelände eine 
Gefahr für den Schüler oder Andere darstellt, oder 

2. Der Schüler ein schweres oder anhaltendes Fehlverhalten (siehe Glossar) an den Tag gelegt 
hat, das gegen den Verhaltenskodex des Bezirks verstößt. 

Länger als 60 Tage 

Wenn die Unterbringung in einem DAEP länger als 60 Tage oder bis zum Ende des nächsten Schuljahres 
andauert, je nachdem, was früher eintritt, werden die Eltern des Schülers benachrichtigt und erhalten die 
Möglichkeit, an einem Verfahren vor dem Kuratorium oder einem vom diesem Beauftragten teilzunehmen. 

Berufungen 

Die Fragen von Eltern zu Disziplinärmaßnahmen sollten an die Schulverwaltung gerichtet werden. 

Einsprüche von Schülern oder Eltern gegen die Einweisung eines Schülers in ein DAEP sind gemäß 
der Richtlinie FNG(LOCAL) zu behandeln. Eine Kopie dieser Richtlinie erhalten Sie im Büro des 
Schulleiters, im Büro des CBC, in der zentralen Verwaltung oder über Policy Online® unter folgender 
Adresse: https://pol.tasb.org/PolicyOnline?key=166. 

Eltern können eine Überprüfung des Verfahrens und des ordnungsgemäßen Ablaufs durch den 
Beauftragten des Kuratoriums oder den stellvertretenden Superintendenten beantragen, indem sie 
einen schriftlichen Antrag an DAEPappeals@killeenisd.org stellen. 
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Der Bezirk darf die disziplinarischen Konsequenzen nicht aufschieben, bis die eingelegte Berufung 
abgeschlossen ist. Die Entscheidung, einen Schüler in ein DAEP aufzunehmen, kann nicht über den 
Beauftragten des Kuratoriums hinaus angefochten werden. 

Beschränkungen während der Platzierung 

Das staatliche Gesetz verbietet den Schülern, die aus darin festgelegten Gründen in ein DAEP 
eingewiesen sind, die Teilnahme an den von der Schule getragenen oder schulbezogenen 
außerschulischen Aktivitäten. Während der Platzierung in ein DAEP ist es dem Schüler untersagt, 
sich in einer anderen Schule oder auf einem anderen Schulgelände des Bezirks aufzuhalten und an 
schulischen oder von der Schule getragenen Aktivitäten teilzunehmen. Verletzungen der Warnung 
wegen strafbaren unerlaubten Betretens können zu einer bedeutenden Strafe oder Gefängnishaft 
führen. Die Warnung wegen strafbaren unerlaubten Betretens ist in Kraft, ob der Schüler das DAEP 
des Schulbezirks besucht oder nicht. 

Vor dem Abschluss stehende Schüler, die zum Zeitpunkt des Abschlusses in ein DAEP eingewiesen 
sind, bleibt die Platzierung im Programm bis zum Abschluss bestehen, und der Schüler DARF 
NICHT an der Abschlussfeier und den damit verbundenen Aktivitäten teilnehmen. 

Überprüfung der Platzierung 

Ein Schüler mit Platzierung in ein DAEP erhält eine Statusüberprüfung, einschließlich einer Überprüfung 
des akademischen Status durch den Beauftragten des Kuratoriums in Intervallen von maximal 120 Tagen. 
Im Falle von Gymnasiasten oder High School-Schülern werden auch die Fortschritte des Schülers auf dem 
Weg zum Schulabschluss und der Schulabschlussplan des Schülers überprüft. Bei dieser Überprüfung 
erhalten der Schüler oder seine Erziehungsberechtigten die Möglichkeit, Argumente für die Rückkehr des 
Schülers in die reguläre Klasse oder in die Schule vorzubringen. Der Schüler darf nicht ohne die 
Zustimmung des Lehrers, der den Schüler aus der Klasse genommen hat, in dessen Klasse zurückkehren. 

Zusätzliches Fehlverhalten 

Falls ein Schüler während der Dauer der Platzierung in einem DAEP ein zusätzliches Fehlverhalten 
begeht, für das eine Platzierung in einem DAEP oder ein Schulverweis erforderlich oder zulässig ist, 
kann ein zusätzliches Verfahren durchgeführt werden, und kann derAnhörungsbeauftragte des 
Bezirks als Ergebnis dieses Verfahrens eine zusätzliche Disziplinaranordnung erlassen. 

Benachrichtigung über Strafverfahren 

Wenn ein Schüler wegen bestimmter Vergehen in ein DAEP eingewiesen wird, benachrichtigt die 
Staatsanwaltschaft den Bezirk: 

1. Wenn die Strafverfolgung des Schülers mangels strafrechtlicher Relevanz oder unzureichender 
Beweise eingestellt wurde und kein förmliches Verfahren, eine aufgeschobene Entscheidung 
(siehe Glossar) oder eine aufgeschobene Strafverfolgung eingeleitet wird, oder 

2. Wenn das Gericht oder die Jury den Schüler für nicht schuldig befunden oder festgestellt 
haben, dass er kein straffälliges oder überwachungsbedürftiges Verhalten an den Tag gelegt 
hat, und der Fall vorläufig eingestellt wurde. 

Wenn ein Schüler wegen eines solchen Verhaltens in einem DAEP platziert wurde, überprüft der 
Superintendent oder der Beauftragte nach Erhalt der Mitteilung des Staatsanwalts diese Platzierung und 
setzt spätestens am dritten Tag nach Erhalt der Mitteilung des Staatsanwalts eine Überprüfung mit den 
Eltern des Schülers an. Der Schüler darf bis zu dieser Prüfung nicht in die reguläre Klasse zurückkehren. 

Nach Prüfung der Mitteilung und nach Erhalt der Informationen von den Eltern des Schülers kann 
der Superintendent oder der Beauftragte die Platzierung des Schülers fortsetzen, wenn es Grund zu 
der Annahme gibt, dass die Anwesenheit des Schülers in der regulären Klasse die Sicherheit der 
anderen Schüler oder der Lehrer gefährdet. 
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Der Schüler oder die Eltern des Schülers können gegen die Entscheidung des Superintendenten 
Berufung beim Kuratorium einlegen. Der Schüler darf bis zur Entscheidung über den Einspruch nicht 
in die reguläre Klasse zurückkehren. Im Falle einer solchen Berufung prüft das Kuratorium auf der 
nächsten planmäßigen Sitzung die Mitteilung des Staatsanwalts und holt Informationen vom 
Schüler, von den Eltern des Schülers und vom Superintendenten oder Beauftragten ein und 
bestätigt oder hebt die Entscheidung des Superintendenten oder Beauftragten auf. Das Kuratorium 
erstellt ein Protokoll über das Verfahren. 

Bestätigt das Kuratorium die Entscheidung des Superintendenten oder des Beauftragten, können 
der Schüler und seine Eltern beim Bildungskommissar Berufung einlegen. Der Schüler darf bis zur 
Entscheidung über den Einspruch nicht in die reguläre Klasse zurückkehren. 

Abmeldung während des Verfahrens 

Wenn ein Schüler gegen den Verhaltenskodex des Schulbezirks in einer Weise verstößt, die seine 
Unterbringung in einem DAEP erfordert oder zulässt, und der Schüler sich aus dem Schulbezirk 
abmeldet, bevor eine Platzierungsanordnung ausgesprochen wird, kann der Anhörungsbeauftragte 
des Bezirks das Verfahren abschließen und eine Platzierungsanordnung erlassen. Wenn der 
Schüler dann wieder im Schulbezirk im selben oder im nachfolgenden Schuljahr angemeldet wird, 
wird der Schulbezirk die Platzierungsanordnung zu diesem Zeitpunkt durchsetzen, unter Abzug des 
Zeitraums der Platzierung, die der Schüler in einem anderen Schulbezirk aufgrund der Anordnung 
absolviert hat. Wenn der Anhörungsbeauftragte des Bezirks oder das Kuratorium nach dem Rücktritt 
des Schülers keine Platzierungsanordnung erlässt, kann der nächste Bezirk, in dem sich der Schüler 
anmeldet, das Verfahren abschließen und eine Platzierungsanordnung erlassen. 

Neu angemeldete Schüler 

Der Bezirk entscheidet von Fall zu Fall, ob er die Platzierung eines Schülers fortsetzt, der sich im 
Bezirk anmeldet und einem DAEP in einer Charter-Schule mit offener Aufnahme oder einem 
anderen Bezirk, einschließlich eines Bezirks in einem anderen Staat, zugewiesen wurde. Der Bezirk 
kann den Schüler dann im DAEP des Bezirks oder in einer regulären Klasse unterbringen. 

Wenn sich ein in ein DAEP eingewiesener Schüler aus einem anderen Bezirk eines anderen 
Bundesstaates im Bezirk anmeldet, hat der Bezirk das Recht, den Schüler im gleichen Umfang wie 
jeden anderen neu eingeschulten Schüler in ein DAEP einzuweisen, wenn das begangene Verhalten 
ein Grund für eine DAEP-Einweisung im aufnehmenden Bezirk ist. 

Nach staatlichem Recht ist der Bezirk verpflichtet, eine von einem Bezirk in einem anderen Staat 
auferlegte Platzierung, die ein Jahr überschreitet, so zu reduzieren, dass die Gesamtplatzierung ein Jahr 
nicht überschreitet. Nach ihrer Überprüfung kann die Platzierung jedoch über ein Jahr hinaus verlängert 
werden, wenn der Bezirk feststellt, dass der Schüler eine Gefahr für die Sicherheit anderer Schüler oder 
Mitarbeiter darstellt oder die verlängerte Platzierung im besten Interesse des Schülers ist. 

Verfahren für eine dringliche Platzierung 

Wenn eine dringende Einweisung notwendig ist, weil das Verhalten eines Schülers so aufsässig, 
störend oder missbräuchlich ist, dass es den Unterricht oder den Schulbetrieb ernsthaft 
beeinträchtigt, wird er mündlich über den Grund der Maßnahme informiert. Spätestens am zehnten 
Tag nach der Einweisung erhält der Schüler die angemessene Konferenz, die für die Platzierung in 
einem DAEP erforderlich ist. 

Übergangsdienste 

In Übereinstimmung mit dem Gesetz und den Verfahren des Bezirks soll das Schulpersonal 
Übergangsdienste für Schüler bereitstellen, die aus einem alternativen Bildungsprogramm, 
einschließlich eines DAEP oder JJAEP, in die reguläre Klasse zurückkehren. Weitere Informationen 
dazu finden Sie in den Richtlinien FOCA(LEGAL). 
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Platzierung und/oder Schulverweis bei bestimmten Vergehen 

Dieser Abschnitt enthält zwei Kategorien von Vergehen, für die das Bildungsgesetz besondere 
Verfahren und spezifische Konsequenzen vorsieht. 

Registrierte Sexualstraftäter. 

Nach Erhalt der Benachrichtigung in Übereinstimmung mit dem staatlichen Gesetz, dass ein Schüler 
derzeit als Sexualstraftäter registriert werden muss, muss der Bezirk den Schüler aus dem regulären 
Klassenzimmer entfernen und eine angemessene Platzierung festlegen, es sei denn, das Gericht 
ordnet eine JJAEP-Platzierung an. 

Wenn der Schüler unter irgendeiner Form von gerichtlicher Aufsicht steht, einschließlich Bewährung 
oder kommunaler Aufsicht, muss er für mindestens ein Semester entweder im DAEP oder im JJAEP 
platziert werden. 

Steht der Schüler nicht unter gerichtlicher Aufsicht, kann er für ein Semester in DAEP oder JJAEP 
oder in einer regulären Klasse platziert werden. Der Schüler kann nicht in einer regulären Klasse 
untergebracht werden, wenn das Kuratorium oder sein Beauftragter feststellt, dass die Anwesenheit 
des Schülers: 

1. Die Sicherheit der anderen Schüler oder Lehrer gefährdet, 

2. Sich störend auf den Bildungsprozess auswirken, oder  

3. Nicht im besten Interesse der Schüler des Schulbezirks ist. 

Überprüfungsausschuss 

Am Ende des ersten Semesters der Platzierung eines Schülers in einer alternativen 
Bildungseinrichtung und vor Beginn jedes Schuljahres, in dem der Schüler in einer alternativen 
Einrichtung verbleibt, beruft der Bezirk in Übereinstimmung mit dem staatlichen Gesetz einen 
Ausschuss ein, der die Platzierung des Schülers überprüft. Dieser Ausschuss gibt eine Empfehlung 
ab, ob der Schüler in den regulären Unterricht zurückkehren oder in der Platzierung verbleiben soll. 
In Ermangelung einer besonderen Feststellung muss das Kuratorium oder sein Beauftragter der 
Empfehlung des Ausschusses folgen. 

Die Überprüfung der Platzierung eines Schülers mit einer Behinderung, der sonderpädagogische 
Leistungen erhält, ist Aufgabe des IEP-Ausschusses. 

Neu angemeldete Schüler 

Wenn ein Schüler während einer obligatorischen Platzierung als registrierter Sexualstraftäter im 
Schulbezirk registriert wird, kann der Schulbezirk die Zeit anrechnen, die der Schüler bereits in einer 
Platzierung verbracht hat, oder er kann ein zusätzliches Semester in einer alternativen Platzierung 
verlangen, ohne die Platzierung zu überprüfen. 

Rechtsmittel 

Ein Schüler oder die Eltern des Schülers können gegen eine Platzierung Einspruch erheben, indem 
sie eine Konferenz zwischen dem Beauftragten des Kuratoriums, dem Schüler und den Eltern des 
Schülers beantragen. Diese Konferenz beschränkt sich auf die sachliche Frage, ob der Schüler als 
Sexualstraftäter registriert werden muss. Die Entscheidung des Beauftragten des Kuratoriums 
gemäß diesem Abschnitt ist endgültig und kann nicht angefochten werden. 

Bestimmte Straftaten 

Unabhängig davon, ob die Platzierung im DAEP oder der Schulverweis aus einem der Gründe in 
den Abschnitten über die Platzierung im DAEP oder den Schulverweis erforderlich oder zulässig ist, 
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kann ein Schüler gemäß dem Bildungsgesetz 37.0081 von der Schule verwiesen und entweder im 
DAEP oder im JJAEP platziert werden, wenn das Kuratorium oder der Anhörungsbeauftragte des 
Bezirks bestimmte Feststellungen trifft und folgende Umstände im Zusammenhang mit schwerem 
Raub oder einer Straftat gemäß Titel 5 (siehe Glossar) des Strafgesetzbuches vorliegen. Der 
Schüler muss: 

 Einen Aufschub der Strafverfolgung für ein Verhalten erhalten haben, das als schwerer Raub 
oder Straftat nach Titel 5 definiert ist; 

 Von einem Gericht oder einer Jury für ein strafbares Verhalten im Zusammenhang mit schwerem 
Raub oder eine Straftat nach Titel 5 verurteilt worden sein; 

 Angeklagt worden sein, eine Handlung begangen zu haben, die als schwerer Raub oder als 
Verbrechen nach Titel 5 definiert ist; 

 An ein Jugendgericht verwiesen worden sein, weil er mutmaßlich eine Straftat begangen haben 
soll, die als schwerer Raub oder Straftat nach Titel 5 definiert ist; oder 

 Eine Bewährung oder einen Aufschub erhalten haben oder wegen schweren Raubes oder einer 
Straftat nach Titel 5 verhaftet, angeklagt oder verurteilt worden sind. 

Der Bezirk kann den Schüler unter diesen Umständen ausschließen und seine Unterbringung 
anordnen, unabhängig: 

1. Vom Datum des Verhaltens des Schülers, 

2. Vom Ort des Verhaltens des Schülers, 

3. Davon, ob das Verhalten stattfand, während der Schüler im Schulbezirk eingeschrieben war, 
oder 

4. Davon, ob der Schüler die im Zusammenhang mit dem Verhalten auferlegten gerichtlichen 
Auflagen zufriedenstellend erfüllt hat. 

Anhörung und erforderliche Feststellungen 

Der Schüler muss zunächst vor dem Anhörungsbeauftragten des Bezirks angehört werden. Dieser 
muss feststellen, dass zusätzlich zu den oben genannten Umständen, die den Schulverweis 
rechtfertigen, die Anwesenheit des Schülers im regulären Klassenzimmer: 

1. Die Sicherheit der anderen Schüler oder Lehrer gefährdet, 

2. Sich störend auf den Bildungsprozess auswirken, oder 

3. Nicht im besten Interesse der Schüler des Schulbezirks ist. 

Dauer der Platzierung 

Der Schüler wird platziert, bis: 

1. Der Schüler die High School abschließt, 

2. Die Anklage fallen gelassen oder auf ein Vergehen reduziert wird, oder 

3. Der Schüler die Dauer der Platzierung absolviert hat oder in einem anderen Programm platziert 
wird. 

Überprüfung der Platzierung 

Ein gemäß diesem Abschnitt in einem DAEP oder JJAEP platzierter Schüler hat das Recht auf eine 
Überprüfung seines Status, einschließlich seines akademischen Status, durch den Beauftragten des 
Kuratoriums in Abständen von höchstens 120 Tagen. Im Falle von Gymnasiasten oder High School-
Schülern werden auch die Fortschritte des Schülers auf dem Weg zum Schulabschluss und der 
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Schulabschlussplan des Schülers überprüft. Bei dieser Überprüfung haben der Schüler oder seine 
Eltern die Möglichkeit, Argumente für die Rückkehr des Schülers in den regulären Unterricht oder die 
Schule vorzubringen. 

Neu angemeldete Schüler 

Ein Schüler, der sich vor Beendigung einer Platzierung gemäß diesem Abschnitt von einem anderen 
Schulbezirk in den Bezirk einschreibt, muss die Dauer der Platzierung abschließen. 
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Ausschließung 

Bei der Entscheidung über die Anordnung eines Schulverweises berücksichtigt der 
Anhörungsbeauftragte des Bezirks unabhängig davon, ob es sich um eine obligatorische oder eine 
freiwillige Maßnahme handelt: 

1. Selbstverteidigung oder Notwehr (Siehe Glossar), 

2. Vorsatz oder nicht bestehender Vorsatz zu dem Zeitpunkt, als der Schüler das Verhalten an 
den Tag legte,  

3. Bisherige Disziplinprobleme des Schülers,  

4. Eine Behinderung, die die Fähigkeit des Schülers, die Unrechtmäßigkeit seines Verhaltens zu 
erkennen, erheblich beeinträchtigt, 

5. Der Status des Schülers unter der Vormundschaft des Department of Family and Protective 
Services (in einer Pflegefamilie des Ministeriums für Familie und Schutzdienste), oder 

6. Der Status eines Schülers als obdachlos. 

Ermessensabhängige Ausschließung: Fehlverhalten, das zu einem Schulverweis führen kann 

Einige der folgenden Fehlverhalten können zu einer obligatorischen Platzierung in einem DAEP 
führen, unabhängig davon, ob der Schüler von der Schule verwiesen wird oder nicht. (Siehe DAEP-
Platzierung auf Seite 26.) 

Jeglicher Ort 

Ein Schüler kann von der Schule verwiesen werden für: 

 Mobbing, das einen Schüler dazu ermutigt, Selbstmord zu begehen oder zu versuchen, 
Selbstmord zu begehen.  

 Anstiftung zu Gewalt gegen einen Schüler durch Gruppenmobbing. 

 Veröffentlichung oder Androhung der Veröffentlichung von intimem Bildmaterial eines 
minderjährigen oder eines mindestens 18-jährigen Schülers ohne dessen Zustimmung. 

 Vergeltungsmaßnahmen gegen einen Mitarbeiter oder Freiwilligen der Schule, die den 
Tatbestand des tätlichen Angriffs gemäß Strafgesetz 22.01(a)(1) erfüllen. 

 Krimineller Unfug, der als Verbrechen zu ahnden ist. 

 Handlungen, die den Tatbestand einer der folgenden Straftaten gegen einen anderen Schüler erfüllen: 

 Schwere Körperverletzung. 

 Sexueller Übergriff. 

 Schwerem sexuellen Übergriff. 

 Mord: 

 Mord oder Totschlag. 

 Strafbarer Versuch des Begehens von Mord oder Totschlag. 

 Schwerer Raub. 

 Verstoß gegen die Computersicherheit. (Siehe Glossar). 

 Handlungen im Zusammenhang mit einem falschen Alarm oder Bericht (einschließlich 
Bombendrohung) oder einer terroristischen Bedrohung, die eine öffentliche Schule betrifft. 
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In der Schule, im Umkreis von 300 Fuß oder bei einer Schulveranstaltung 

Ein Schüler kann von der Schule verwiesen werden, wenn er eines der folgenden Vergehen auf dem 
Schulgelände oder im Umkreis von 300 Fuß um das Schulgelände (gemessen von einem beliebigen 
Punkt an der Grundstücksgrenze der Schule) begeht oder wenn er an einer von der Schule 
getragenen oder schulbezogenen Aktivität auf dem oder außerhalb des Schulgeländes teilnimmt: 

 Verkauf, Abgabe oder Lieferung an eine andere Person oder Besitz, Konsum oder Stehen 
unter dem Einfluss von Marihuana, einer kontrollierten Substanz oder einer gefährlichen 
Droge. Ein Schüler mit einem gültigen Rezept für Cannabis mit niedrigem THC-Gehalt 
gemäß Kapitel 487 des Gesundheits- und Sicherheitsgesetzes verstößt nicht gegen diese 
Bestimmung. (Siehe Glossar für „unter dem Einfluss“.) 

 Verkauf, Abgabe oder Lieferung an eine andere Person oder Besitz, Konsum oder Stehen 
unter dem Einfluss von Alkohol; oder Begehung einer schwerwiegenden Tat oder Straftat 
unter dem Einfluss von Alkohol.  

 Handlungen, die den Tatbestand einer Straftat im Zusammenhang mit missbräuchlich 
verwendeten flüchtigen Chemikalien erfüllen. 

 Handlungen, die den Tatbestand des tätlichen Angriffs gemäß Strafgesetz 22.01(a)(1) gegen 
einen Angestellten oder einen Freiwilligen erfüllen. 

 Beteiligung an Verhalten, das zu einem Todesfall führt. (Siehe Glossar). 

Innerhalb von 300 Fuß um die Schule herum 

Ein Schüler kann von der Schule verwiesen werden, wenn er sich im Umkreis von 300 Fuß um 
das Schulgelände herum, gemessen von einem beliebigen Punkt der Grundstücksgrenze der 
Schule aus, an einer der folgenden Handlungen beteiligt: 

 Schwere Körperverletzung, sexuelle Nötigung oder schwere sexuelle Nötigung. 

 Brandstiftung. (Siehe Glossar). 

 Mord, schwerer Mord oder der kriminelle Versuch, einen Mord oder schweren Mord zu 
begehen. 

 Sittlichkeitsvergehens an einem Kind. 

 Schweren Kidnapping. 

 Fahrlässiger Tötung. 

 Strafbaren fahrlässigen Tötungsdeliktes. 

 Schwerer Raub. 

 Fortgesetzter sexueller Missbrauch eines kleinen Kindes oder einer behinderten Person. 

 Verbrechen im Zusammenhang mit kontrollierten Substanzen oder gefährlichen Drogen, 
ausgenommen THC. 

 Unerlaubter Besitz einer Handfeuerwaffe oder eines Messers mit mehr als 14 cm langer 
Klinge, gemäß Definition dieser Begriffe in den Bundesgesetzen. (Siehe Glossar). 

 Besitz, Herstellung, Transport, Reparatur oder Verkauf einer verbotenen Waffe im Sinne der 
Bundesgesetze. (Siehe Glossar). 

 Besitz einer Feuerwaffe gemäß der Definition in den Bundesgesetzen. (Siehe Glossar). 
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Eigentum eines anderen Bezirks 

Ein Schüler kann von der Schule verwiesen werden, wenn er eine Straftat begeht, für die nach 
Bundesrecht ein Schulverweis vorgesehen ist, wenn die Straftat in einem anderen texanischen 
Schulbezirk begangen wird oder wenn der Schüler an einer von der Schule getragenen oder 
schulbezogenen Aktivität einer Schule in einem anderen texanischen Schulbezirk teilnimmt. 

Während einer DAEP-Platzierung 

Ein Schüler kann von der Schule verwiesen werden, wenn er während seiner Platzierung in einem 
DAEP trotz dokumentierter Verhaltensinterventionen ein dokumentiertes schweres Fehlverhalten an 
den Tag legt, das gegen den Verhaltenskodex des Bezirks verstößt. Für die Zwecke des 
Ausschlusses aus einem DAEP bedeutet schweres Fehlverhalten: 

1. Vorsätzliches gewalttätiges Verhalten, das eine direkte Gefahr für das Leben und die 
Gesundheit Anderer darstellt; 

2. Erpressung, insbesondere die Erlangung von Geld oder anderem Vermögen durch Anwendung 
von Gewalt oder Androhung eines Übels; 

3. Handlungen, die eine Nötigung im Sinne von Paragraph 1.07, Strafgesetzbuch darstellen; oder 

4. Handlungen, die folgende Tatbestände erfüllen: 

a. Öffentliche Anstößigkeit gemäß Strafgesetz 21.07; 

b. Unsittliches Entblößen nach Strafgesetzbuch 21.08; 

c. Krimineller Unfug gemäß Strafgesetz 28.03; 

d. Schikane gemäß Bildungsgesetz 37.152; oder 

e. Belästigung eines Schülers oder eines Angestellten des Bezirks gemäß 42.07(a) (1) 
Strafgesetzbuch. 

Obligatorisch Ausweisung: Fehlverhalten, das einen Schulverweis erfordert 

Ein Schüler muss nach Bundes- oder Landesrecht von der Schule verwiesen werden, wenn er eines 
der folgenden Vergehen auf dem Schulgelände oder während der Teilnahme an einer von der 
Schule getragenen oder schulbezogenen Aktivität auf oder außerhalb des Schulgeländes begeht: 

Nach Bundesrecht 

 Das Mitbringen oder der Besitz einer Schusswaffe gemäß der Definition des Bundesgesetzes in 
die Schule oder in der Schule, auch unter allen Umständen, die unter der Kontrolle oder Aufsicht 
des Bezirks zum Zweck einer schulischen Aktivität stehen. (Siehe Glossar). 

Hinweis: Der obligatorische Schulverweis gemäß dem Bundesgesetz über waffenfreie Schulen gilt 
nicht für Schusswaffen, die rechtmäßig in einem verschlossenen Fahrzeug aufbewahrt werden, oder 
für solche, die bei vom Schulbezirk genehmigten und autorisierten Aktivitäten verwendet werden, 
wenn der Schulbezirk angemessene Sicherheitsvorkehrungen für die Sicherheit der Schüler 
getroffen hat. 

Gemäß dem Strafgesetzbuch 

 Das unerlaubte Mitführen einer der folgenden Gegenstände an der Person des Schülers, die 
nach Strafgesetz 46.02 verboten sind: 

 Eine Handfeuerwaffe, definiert laut Bundesgesetz als jegliche Feuerwaffe, die für den 
Gebrauch mit einer Hand konzipiert, hergestellt oder angepasst ist. (Siehe Glossar). 
Hinweis: Ein Schüler darf nicht allein aufgrund des Gebrauchs, der Zurschaustellung oder 
des Besitzes einer Feuerwaffe von der Schule verwiesen werden, wenn dies an einem 
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genehmigten Schießstand geschieht, der sich nicht auf dem Schulgelände befindet, oder 
wenn er an einem von der Schule gesponserten Schießsportwettbewerb oder an einer 
Schießsportausbildung teilnimmt oder sich darauf vorbereitet, die vom Parks and Wildlife 
Department oder einer mit dieser Behörde zusammenarbeitenden Schießsportorganisation 
gesponsert oder unterstützt wird. [Sie in dieser Richtlinie FNCG(LEGAL)]. 

 Ein Messer mit fester cm langer Klinge gemäß Staatsgesetz. (Siehe Glossar). 

 Besitz, Herstellung, Transport, Reparatur oder Verkauf einer verbotenen Waffe im Sinne der 
Bundesgesetze. (Siehe Glossar). 

 Ein Verhalten, das Elemente der folgenden Straftaten im Sinne des Strafgesetzbuches enthält: 

 Schwere Körperverletzung, sexuelle Nötigung oder schwere sexuelle Nötigung. 

 Brandstiftung. (Siehe Glossar). 

 Mord, schwerer Mord oder der kriminelle Versuch, einen Mord oder schweren Mord zu begehen. 

 Sittlichkeitsvergehens an einem Kind. 

 Schweren Kidnapping. 

 Schwerer Raub. 

 Fahrlässiger Tötung. 

 Strafbaren fahrlässigen Tötungsdeliktes. 

 Fortgesetzter sexueller Missbrauch eines kleinen Kindes oder einer behinderten Person. 

 Verhalten, das als Verbrechen geahndet wird, weil es den Verkauf, die Übergabe oder die 
Lieferung an eine andere Person oder den Besitz, die Verwendung oder das Stehen unter 
dem Einfluss einer kontrollierten Substanz oder einer gefährlichen Droge beinhaltet. 

 Vergeltungsmaßnahmen gegen einen Angestellten oder Freiwilligen der Schule in Verbindung 
mit einem der oben aufgeführten Vergehen, die einen Schulverweis erfordern. 

Unter zehn Jahren 

Wenn ein Schüler unter zehn Jahren ein Verhalten an den Tag legt, das einen Schulverweis 
rechtfertigt, wird er nicht verwiesen, sondern in ein DAEP eingewiesen. Schüler unter sechs Jahren 
werden nicht in ein DAEP platziert, es sei denn, es handelt sich um einen Verstoß gegen das 
Bundes-Schusswaffengesetz. 

Prozess 

Wenn der Verdacht besteht, dass ein Schüler ein Vergehen begangen hat, das einen Schulverweis 
rechtfertigt, setzt das CBC oder ein anderer zuständiger Schulverwalter innerhalb einer 
angemessenen Frist eine Anhörung an. Die Eltern des Schülers werden schriftlich zur Teilnahme an 
der Anhörung eingeladen. 

Bis zu dieser Anhörung, kann das CBC oder ein Schulverwalter den Schüler wie folgt unterbringen: 

 In eine andere geeignete Klasse verweisen. 

 ISS. 

 Suspendierung außerhalb der Schule. 

 DAEP. 
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Anhörung 

Einem Schüler, dem ein Schulverweis droht, wird eine Anhörung mit einem angemessenen 
Verfahren gewährt. Der Schüler hat das Recht: 

1. Von einem Elternteil oder einem Erziehungsberechtigten vertreten zu werden, der dem Schüler 
Rat geben kann und kein Mitarbeiter des Schulbezirks ist. 

2. Auf die Gelegenheit, unter Eid auszusagen und Beweise sowie Zeugen zu seiner Verteidigung 
vorzubringen. 

3. Die Möglichkeit, die vom Bezirk zur Anhörung geladenen Zeugen zu befragen. 

Nachdem er den Schüler und die Eltern über die Anhörung informiert hat, kann der Bezirk die 
Anhörung unabhängig davon durchführen, ob der Schüler oder seine Eltern daran teilnehmen. 

Das Kuratorium überträgt dem Anhörungsbeauftragten des Bezirks die Befugnis, Anhörungen 
durchzuführen und Schüler auszuschließen. 

Überprüfung des Ausschlusses durch das Kuratorium 

Nach der ordnungsgemäßen Anhörung kann der ausgewiesene Schüler eine Überprüfung der 
Ausweisungsentscheidung durch das Kuratorium beantragen. Der Schüler oder ein Elternteil muss 
innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt der schriftlichen Entscheidung einen schriftlichen Antrag an den 
Superintendenten stellen. Der Superintendent muss den Schüler oder ein Elternteil schriftlich über 
Datum, Zeit und Ort der Sitzung informieren, in der das Kuratorium die Entscheidung überprüfen wird. 

Das Kuratorium prüft das Protokoll der Anhörung über den Schulverweis in einer geschlossenen Sitzung, 
es sei denn, ein Elternteil beantragt schriftlich, dass die Sitzung öffentlich ist. Das Kuratorium kann 
außerdem eine Erklärung des Schülers oder Elternteils und des Beauftragten des Kuratoriums hören. 

Das Kuratorium stützt seine Entscheidung auf die im Protokoll wiedergegebenen Beweise und auf 
alle von den Parteien abgegebenen Erklärungen. Das Kuratorium trifft und teilt seine Entscheidung 
am Ende der Präsentation mündlich mit. Die Konsequenzen werden nicht bis zum Ausgang der 
Anhörung aufgeschoben. 

Ausschlussanordnung 

Vor der Anordnung eines Schulverweises berücksichtigt der Vorstand oder der 
Anhörungsbeauftragte des Bezirks folgende Punkte: 

1. Selbstverteidigung oder Notwehr (Siehe Glossar), 

2. Vorsatz oder nicht bestehender Vorsatz zu dem Zeitpunkt, als der Schüler das Verhalten an 
den Tag legte,  

3. Bisherige Disziplinprobleme des Schülers,  

4. Eine Behinderung, die die Fähigkeit des Schülers, die Unrechtmäßigkeit seines Verhaltens zu 
erkennen, erheblich beeinträchtigt, 

5. Der Status des Schülers unter der Vormundschaft des Department of Family and Protective 
Services (in einer Pflegefamilie des Ministeriums für Familie und Schutzdienste), oder 

6. Der Status eines Schülers als obdachlos. 

Wird der Schüler von der Schule verwiesen, stellt der Vorstand oder sein Beauftragter dem Schüler 
und seinen Eltern eine Kopie der Ausschlussanordnung zu. 

Spätestens am zweiten Werktag nach der Anhörung übermittelt der Beauftragte des Kuratoriums 
dem Jugendgericht eine Kopie der Ausschlussanordnung und die in Abschnitt 52.04 des 
Familiengesetzes vorgeschriebenen Informationen. 
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Wenn die Dauer des Ausschlusses nicht mit den Richtlinien des Verhaltenskodexes übereinstimmt, 
wird dies in der Ausschlussanordnung vermerkt. 

Dauer der Ausschließung 

Die Dauer des Ausschlusses richtet sich nach der Schwere des Vergehens, dem Alter und der 
Klassenstufe des Schülers, der Häufigkeit des Fehlverhaltens, der Einstellung des Schülers und den 
gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Dauer des Ausschlusses eines Schülers wird von Fall zu Fall festgelegt. Die Höchstdauer des 
Ausschlusses beträgt ein Kalenderjahr, außer in den unten genannten Fällen. 

Ein Ausschluss darf nicht länger als ein Jahr dauern, es sei denn, der Bezirk stellt nach einer 
Überprüfung fest, dass: 

1. der Schüler eine Bedrohung für die Sicherheit anderer Schüler oder der Mitarbeiter des 
Schulbezirks darstellt, oder  

2. ein längerer Ausschluss im besten Interesse des Schülers liegt. 

Nach Staats- und Bundesrecht muss ein Schüler für einen Zeitraum von mindestens einem 
Kalenderjahr vom regulären Unterricht ausgeschlossen werden, wenn er eine Schusswaffe im Sinne 
des Bundesgesetzes mit in die Schule bringt. Der Superintendent kann die Dauer des Ausschlusses 
jedoch von Fall zu Fall anpassen. 

Schüler, die Straftaten begehen, die einen Ausschluss am Ende des Schuljahres erfordern, können 
in das nächste Schuljahr verwiesen werden, um die Dauer des Ausschlusses abzuschließen. 

Abmeldung während des Verfahrens 

Wenn das Verhalten eines Schülers einen Ausschluss aus dem Schulbezirk erfordert oder zulässt 
und der Schüler den Bezirk vor der Anhörung zum Ausschluss verlässt, kann der Bezirk die 
Anhörung durchführen, nachdem er die Eltern und den Schüler schriftlich benachrichtigt hat. 

Wenn der Schüler dann wieder im Schulbezirk im selben oder im nachfolgenden Schuljahr 
angemeldet wird, wird der Schulbezirk die Ausschlussanordnung zu diesem Zeitpunkt durchsetzen, 
außer für den Ausschlusszeitraum, die der Schüler in einem anderen Bezirk absolviert hat. 

Wenn der Anhörungsbeauftragte des Bezirks oder das Kuratorium nach dem Rücktritt des Schülers 
keine Ausschlussanordnung erlässt, kann der nächste Bezirk, in dem sich der Schüler einschreibt, 
das Verfahren komplettieren. 

Zusätzliches Fehlverhalten 

Wenn der Schüler während des Ausschlusses ein weiteres Verhalten an den Tag legt, für das eine 
Unterbringung in einem DAEP oder ein Ausschluss erforderlich oder zulässig ist, kann ein 
zusätzliches Verfahren eingeleitet, und kann als Ergebnis dieses Verfahrens eine zusätzliche 
Disziplinaranordnung erlassen werden. 

Beschränkungen während des Ausschlusses 

Schülern, die von der Schule verwiesen werden, ist es untersagt, sich während der Dauer des 
Ausschlusses auf dem Schulgelände aufzuhalten oder an von der Schule getragenen oder 
schulbezogenen Aktivitäten teilzunehmen. 

Für die während des Ausschlusses versäumte Arbeit werden keine akademischen Credits des 
Bezirks vergeben, es sei denn, der Schüler nimmt an einem JJAEP oder einem anderen vom Bezirk 
genehmigten Programm teil. 
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Neu angemeldete Schüler 

Der Bezirk entscheidet von Fall zu Fall über die Platzierung eines Schülers, der von einem anderen 
Bezirk oder einer Charter-Schule mit offener Einschreibung verwiesen wurde, wenn er sich im Bezirk 
einschreibt. 

Wenn ein Schüler, der in einem anderen Staat ausgeschlssen wurde, sich im Bezirk einschreibt, 
kann der Bezirk den Ausschluss unter den Bedingungen der Ausschlussanordnung fortsetzen, den 
Schüler für den in der Verfügung festgelegten Zeitraum in einem DAEP platzieren oder dem Schüler 
erlauben, reguläre Klassen zu besuchen, wenn: 

1. Der Bezirk des anderen Staates dem Bezirk eine Kopie der Ausschlussanordnung zur 
Verfügung stellt, und 

2. Das Vergehen, das zum Ausschluss geführt hat, auch in dem Bezirk, in dem der Schüler 
angemeldet wird, zum Ausschluss führt. 

Wenn ein Schüler von einem Bezirk in einem anderen Staat für einen Zeitraum von mehr als einem 
Jahr ausgeschlossen wird und der Bezirk den Ausschluss fortsetzt oder den Schüler in ein DAEP 
platziert, muss der Bezirk den Zeitraum des Ausschlusses oder der Platzierung in ein DAEP 
verkürzen, so dass der gesamte Zeitraum ein Jahr nicht überschreitet, es sei denn, nach einer 
Überprüfung wird festgestellt, dass: 

1. der Schüler eine Bedrohung für die Sicherheit anderer Schüler oder der Mitarbeiter des 
Schulbezirks darstellt, oder 

2. Ein längerer Aufenthalt im besten Interesse des Schülers ist. 

Verfahren für einen dringenden Ausschluss 

Wenn ein dringender Schulverweis erforderlich ist, um Personen oder Eigentum vor unmittelbarem 
Schaden zu schützen, wird der Schüler mündlich über den Grund für die Maßnahme informiert. 
Innerhalb von zehn Tagen nach dem Datum des dringenden Ausschlusses erhält der Schüler ein 
angemessenes Verfahren, wie es für einen ordentlichen Ausschluss erforderlich ist. 

DAEP-Platzierung von ausgeschlossenen Schülern 

Der Bezirk kann jedem ausgeschlossenen Schüler Bildungsdienste in einem DAEP bieten. Er muss 
solche DAEP-Bildungsdienste jedoch allen Schülern unter zehn Jahren anbieten. 

Übergangsdienste 

In Übereinstimmung mit dem Gesetz und den Verfahren des Bezirks soll das Schulpersonal 
Übergangsdienste für Schüler bereitstellen, die aus der Unterbringung in einem alternativen 
Bildungsprogramm, einschließlich eines DAEP oder JJAEP, in den regulären Klassenraum 
zurückkehren. Weitere Informationen dazu finden Sie in den Richtlinien FOCA(LEGAL) und 
FODA(LEGAL). 
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Glossar 

Missbrauch ist unsachgemäßer oder übermäßiger Gebrauch. 

Schwerer Raub ist im Sinne des Strafgesetzbuchs unter 29.03(a), wenn eine Person einen 
Raubüberfall begeht und: 

1. einer anderen Person eine schwere Körperverletzung zufügt; 

2. eine tödliche Waffe benutzt oder zur Schau stellt; oder 

3. einer anderen Person eine Körperverletzung zufügt oder eine andere Person bedroht oder in Angst 
vor einer drohenden Körperverletzung oder dem Tod versetzt, wenn die andere Person: 

a. 65 Jahre alt oder älter ist, oder 

b. behindert ist. 

Panzerbrechende Munition wird laut Strafgesetz 46.01 als Handfeuerwaffenmunition definiert, die 
in Pistolen und Revolvern verwendet wird und in erster Linie dazu bestimmt ist, Metall- oder 
Körperpanzerungen zu durchdringen. 

Brandstiftung wird laut Strafgesetz 28.02 als ein Verbrechen definiert, das Folgendes beinhaltet: 

1. Legen eines Feuers oder Herbeiführen einer Explosion mit der Absicht, folgendes zu zerstören 
oder zu beschädigen: 

a. Jegliche Vegetation, Einfriedung oder Struktur auf offenem Gelände; oder 

b. Jegliches Gebäude, jegliche Wohnung und jegliches Fahrzeug: 

(1) In dem Wissen, dass es sich innerhalb der Grenzen einer Stadt oder Gemeinde befindet, 

(2) In dem Wissen, dass es gegen Beschädigung oder Zerstörung versichert ist, 

(3) In dem Wissen, dass es mit einer Hypothek oder einem anderen Sicherungsrecht 
belastet ist, 

(4) In dem Wissen, dass es sich auf dem Grundstück eines Anderen befindet, 

(5) In dem Wissen, dass sich darin fremdes Eigentum befindet, oder  

(6) Wenn es die Person, die das Feuer legt, nicht kümmert, ob die Verbrennung oder 
Explosion das Leben einer Person oder die Sicherheit des Eigentums eines 
Anderen gefährdet. 

2. Fahrlässiges Auslösen eines Feuers oder einer Explosion bei der Herstellung oder dem 
Versuch der Herstellung einer kontrollierten Substanz, wenn das Feuer oder die Explosion ein 
Gebäude, eine Wohnung oder ein Fahrzeug beschädigt; oder 

3. Vorsätzliches Auslösen eines Feuers oder Herbeiführen einer Explosion mit dem Ergebnis: 

a. Rücksichtslos ein fremdes Gebäude zu beschädigen oder zu zerstören, oder 

b. Rücksichtslos eine Körperverletzung oder den Tod einer anderen Person zu verursacheen. 

Tätlicher Angriff wird laut Strafgesetz 22.01 definiert als absichtliche, wissentliche oder 
rücksichtslose Verursachung einer Körperverletzung bei einem anderen; absichtliche oder 
wissentliche Bedrohung eines anderen mit einer drohenden Körperverletzung; oder absichtliche 
oder wissentliche Verursachung eines körperlichen Kontakts mit einem anderen, der nach normalem 
Verständnis als beleidigend oder provozierend angesehen werden kann. 

Ein Verstoß gegen die Computersicherheit beinhaltet den wissentlichen Zugriff auf einen 
Computer, ein Computernetzwerk oder ein Computersystem ohne die wirksame Zustimmung des 
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Eigentümers im Sinne des Strafgesetzes 33.02, wenn das Verhalten den Zugriff auf einen Computer, 
ein Computernetzwerk oder ein Computersystem beinhaltet, das einem Schulbezirk gehört oder in 
dessen Auftrag betrieben wird, und der Schüler dabei wissentlich Eigentum oder Informationen des 
Schulbezirks verändert, beschädigt oder löscht oder einen Verstoß gegen einen anderen Computer, 
ein Computernetzwerk oder ein Computersystem begeht. 

Mobbing wird als eine einzelne oder eine Reihe bedeutender Handlungen eines oder mehrerer 
Schüler definiert, die sich gegen einen anderen Schüler richten, ein Machtungleichgewicht 
ausnutzen und eine schriftliche, verbale oder elektronische Äußerung oder ein körperliches 
Verhalten beinhalten, das: 

1. Zu einer körperlichen Schädigung eines Schülers führt oder führen wird, das Eigentum eines 
Schülers beschädigt oder einen Schüler in begründete Furcht vor einer Verletzung seiner 
Person oder einer Beschädigung seines Eigentums versetzt;  

2. Ausreichend schwer, anhaltend oder überzeugend genug ist, dass die Handlung oder 
Bedrohung eine einschüchternde, bedrohende oder missbrauchende Schulumgebung für einen 
Schüler schafft. 

3. Erheblich und beträchtlich den Bildungsprozess oder den ordnungsgemäßen Ablauf im 
Klassenzimmer oder der Schule stört; oder  

4. Die Rechte des Opfers in der Schule verletzt. 

Zu den Mobbing-Varianten gehört auch das Cybermobbing. (Siehe unten) Dieses Staatsgesetz 
Gesetz zur Mobbingprävention gilt für: 

1. Mobbing, das auf dem Schulgelände stattfindet oder dorthin überbracht wird oder zu dem Ort einer 
schulisch geförderten oder schulbezogenen Aktivität auf oder außerhalb des Schulgeländes;  

2. Mobbing, das in einem öffentlichen oder privaten Schulbus oder Fahrzeug stattfindet, das für 
den Transport von Schülern zu oder von der Schule oder zu einer schulisch geförderten oder 
schulbezogenen Aktivität verwendet wird; und 

3. Cybermobbing außerhalb des Schulgeländes oder einer von der Schule getragenen oder 
schulbezogenen Aktivität, wenn das Cybermobbing die Bildungschancen eines Schülers 
beeinträchtigt oder den ordnungsgemäßen Betrieb einer Klasse, einer Schule oder einer von 
der Schule getragenen oder schulbezogenen Aktivität erheblich stört. 

Eine chemisches Dosiergerät wird im Strafgesetz 46.01 als eine Vorrichtung definiert, die zur Abgabe 
einer Substanz entwickelt, hergestellt oder angepasst wurde, die eine schädliche psychologische oder 
physiologische Wirkung auf einen Menschen haben kann. Kleine Chemikalienspender, die im Handel für 
den persönlichen Schutz verkauft werden, fallen nicht in diese Kategorie. 

Ein Schläger wird im Strafgesetz 46.01 als ein Instrument definiert, das speziell für den Zweck 
entwickelt, hergestellt oder angepasst wurde, einer Person durch Schläge damit eine schwere 
Körperverletzung oder den Tod zuzufügen, und umfasst unter anderem Totschläger, Schlagstöcke, 
Keulen und Tomahawks. 

Als Kontrollierte Substanzen gelten Drogen, Verfälschungsmittel und Verdünnungsmittel, die in 
den Anhängen I bis V oder der Strafgruppe 1, 1-A, 1-B, 2, 2-A, 3 oder 4 des texanischen Gesetzes 
über kontrollierte Substanzen aufgeführt sind. Der Begriff umfasst das Gesamtgewicht jeglicher 
Mischung, Lösung oder anderen Substanz, die eine kontrollierte Substanz enthält. Der Begriff 
umfasst nicht Hanf gemäß der Definition im Landwirtschaftsgesetz 121.001, noch die 
Tetrahydrocannabinole (THC) in Hanf. 

Eine Kriminelle Straßenbande wird im Strafgesetz 71.01 als drei oder mehr Personen definiert, die 
ein gemeinsames Erkennungszeichen oder Symbol oder eine identifizierbare Führung haben und 
die kontinuierlich oder regelmäßig an der Begehung krimineller Aktivitäten beteiligt sind. 
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Cybermobbing wird im Bildungsgesetz 37.0832 als Mobbing mithilfe jeglicher elektronischer 
Kommunikationsgeräte einschließlich Mobiltelefone oder anderer Telefone, Computer, Kameras, 
elektronische Post, Sofortnachrichten, Textnachrichten, Social-Media-Anwendungen, Internet-
Websites oder anderer internetbasierter Kommunikationsmittel definiert.  

Eine Gefährliche Droge ist gemäß dem Gesundheits- und Sicherheitsgesetz 483.001 als ein Gerät 
oder eine Droge definiert, das/die nicht sicher für die Selbstmedikation ist und nicht in den Anhängen 
I bis V oder den Strafgruppen 1 bis 4 des texanischen Gesetzes über kontrollierte Substanzen 
enthalten ist. Der Begriff schließt jegliches Gerät oder Medikament ein, dessen Abgabe ohne Rezept 
nach Bundesrecht verboten ist oder das nur von einem lizenzierten Tierarzt oder auf dessen 
Anordnung hin verwendet werden darf. 

Gewalt bei Verabredungen liegt vor, wenn eine Person in einer aktuellen oder früheren Beziehung 
körperliche, sexuelle, verbale oder emotionale Gewalt anwendet, um eine andere Person in der 
Beziehung zu verletzen, zu bedrohen, einzuschüchtern oder zu kontrollieren. Gewalt bei 
Verabredungen liegt auch dann vor, wenn eine Person solche Handlungen gegen eine Person 
begeht, mit der sie verheiratet ist oder früher in einer Beziehung stand, wie in Abschnitt 71.0021 des 
Familiengesetzes definiert. 

Tödliches Verhalten im Sinne des Strafgesetzes 22.05 liegt vor, wenn eine Person rücksichtslos 
ein Verhalten an den Tag legt, das eine andere Person in die unmittelbare Gefahr einer schweren 
Körperverletzung bringt, wie z.B. das wissentliche Abfeuern einer Schusswaffe in Richtung einer 
Person, einer Wohnung, eines Gebäudes oder eines Fahrzeugs. 

Eine Aufgeschobene Verurteilung ist eine Alternative zu einer Verurteilung vor Gericht, die einem 
Jugendlichen angeboten werden kann, wenn er straffällig geworden ist oder ein Verhalten zeigt, das 
seine Überwachung erforderlich macht. 

Ein Aufschub der Strafverfolgung kann einem Jugendlichen als Alternative zu einer gerichtlichen 
Verurteilung wegen strafbaren oder überwachungsbedürftigen Verhaltens angeboten werden. 

Straffälliges Verhalten ist ein Verhalten, das entweder gegen Staats- oder Bundesrecht verstößt 
und mit einer Freiheitsstrafe oder einem Gefängnisaufenthalt geahndet wird. Dazu gehört auch 
jegliches Verhalten, das gegen bestimmte Anordnungen des Jugendgerichts wie 
Bewährungsanordnungen verstößt, schließt jedoch keine Verstöße gegen Verkehrsgesetze ein. 

Ermessenssache bedeutet, dass etwas einem lokalen Entscheidungsträger überlassen oder von 
ihm geregelt wird. 

E-Zigaretten sind elektronische Zigaretten oder ähnliche Geräte, die das Rauchen simulieren, 
indem sie ein mechanisches Heizelement, eine Batterie oder einen elektronischen Schaltkreis 
verwenden, um durch Verdampfen oder Vernebeln einer verbrauchbaren flüssigen Lösung oder 
eines anderen Materials durch Inhalieren Nikotin oder andere Substanzen an die Person 
abzugeben. Der Begriff umfasst jegliches Gerät, das als E-Zigarette, E-Zigarre oder E-Pfeife oder 
unter einem anderen Produktnamen oder einer anderen Beschreibung hergestellt, vertrieben oder 
verkauft wird, sowie alle Komponenten, Teile oder Zubehörtelemente für das Gerät, unabhängig 
davon, ob diese getrennt vom Gerät verkauft werden oder nicht. 

Explosionswaffen sind nach dem Strafgesetz 46.01 definiert als Sprengstoff- oder Brandbomben, 
Granaten, Raketen oder Minen und ihre Abschussvorrichtungen, die für die Verursachung schwerer 
Körperverletzungen, des Todes oder erheblicher Sachschäden oder für den Hauptzweck, ein so 
lautes Geräusch zu verursachen, dass die Öffentlichkeit in unangemessener Weise beunruhigt oder 
erschreckt wird, konzipiert, hergestellt oder angepasst sind. 

Ein Falscher Alarm oder Bericht gemäß Strafgesetz 42.06 liegt vor, wenn eine Person wissentlich 
einen Bericht über einen aktuellen, vergangenen oder zukünftigen Bombenanschlag, ein Feuer, eine 
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Straftat oder einen anderen Notfall initiiert, kommuniziert oder in Umlauf bringt, von dem sie weiß, 
dass er falsch oder unbegründet ist und der folgende Konsequenzen nach sich ziehen würde: 

1. Eine Reaktion jeglicher Art durch einen Beamten oder durch eine Freiwilligenorganisation, die 
sich um Notfälle kümmert; 

2. Eine Person in Angst um eine unmittelbare ernste Körperverletzung zu versetzen; oder 

3. Die Nutzung eines Gebäudes, Raumes oder Versammlungsortes zu verhindern oder zu unterbrechen. 

Eine Feuerwaffe wird im Bundesgesetz (18 U.S.C. 921(a)) definiert als:  

1. Jegliche Waffe (einschließlich Schreckschusspistolen), die durch die Wirkung eines Explosivstoffs 
ein Projektil ausstößt, dafür ausgelegt ist oder leicht dafür umgerüstet werden kann; 

2. Der Rahmen oder das Gehäuse einer solchen Waffe; 

3. Jegliche Schalldämpfer für Feuerwaffen, d.h. Vorrichtungen, die das Geräusch einer tragbaren 
Feuerwaffe zum Schweigen bringen, dämpfen oder vermindern; oder 

4. Jegliches zerstörerische Objekt, wie z.B. Sprengstoff, Brandbomben, Giftgasbomben oder Granaten.0. 

Dieser Begriff schließt keine antike Feuerwaffe ein. 

Graffiti sind Markierungen mit Farbe, einem unauslöschlichen Stift oder Marker oder einer Ätz- oder 
Graviervorrichtung auf materiellem Eigentum ohne gültige Zustimmung des Eigentümers. Zu 
solchen Markierungen gehören Inschriften, Slogans, Zeichnungen oder Gemälde. 

Eine Handfeuerwaffe wird im Strafgesetz 46.01 als jegliche Feuerwaffe definiert, die so konzipiert, 
hergestellt oder angepasst ist, dass sie mit einer Hand abgefeuert werden kann. 

Belästigung bedeutet: 

1. Verhalten, das der Definition in den Bezirksrichtlinien DIA(LOCAL) und FFH( LOCAL) entspricht;  

2. Verhalten, das einer anderen Person wie Schüler, Mitarbeiter, Verwalter oder ehrenamtliche 
Mitarbeiter des Bezirks Schaden zuzufügen droht, sexuell einschüchternd ist, das Eigentum 
eines anderen Schülers beschädigt, einen anderen Schüler physisch einsperrt oder festhält 
oder die physische oder emotionale Gesundheit oder Sicherheit eines anderen Schülers 
böswillig und erheblich schädigt, wie im Bildungsgesetz 37.001(b)(2) definiert; oder 

3. Verhalten, das nach Strafgesetz 42.07 als Verbrechen strafbar ist, einschließlich der folgenden 
Arten von Verhalten, wenn es in der Absicht ausgeführt wird, eine andere Person zu belästigen, zu 
ärgern, zu beunruhigen, zu missbrauchen, zu quälen oder in Verlegenheit zu bringen:0. 

a. Die Aufnahme einer Kommunikation und im Verlauf dieser die Äußerung eines Kommentars, 
einer Bitte, eines Angebots oder eines Vorschlags, der obszön im Sinne des Gesetzes ist; 

b. Drohungen in einer Art und Weise, die geeignet sind, die bedrohte Person zu 
beunruhigen, ihr Körperverletzungen zuzufügen oder ein Verbrechen gegen sie, ein 
Mitglied ihrer Familie oder ihres Haushalts oder ihr Eigentum zu begehen; 

c. Die Abgabe falscher Meldungen, von denen der Übermittler weiß, dass sie falsch sind, in 
einer Weise, die geeignet ist, die Person, die die Meldung erhält, zu beunruhigen, dass 
eine andere Person gestorben oder schwer verletzt worden ist;  

d. Das wiederholte Klingelnlassen des Telefons einer anderen Person oder wiederholte 
anonyme Anrufe in einer Weise, die geeignet ist, eine andere Person zu belästigen, zu 
beunruhigen, zu erschrecken, zu missbrauchen, zu quälen, in Verlegenheit zu bringen 
oder zu beleidigen; 
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e. Tätigen von Telefonanrufen und absichtliches Unterlassen des Auflegens oder Trennens 
der Verbindung; 

f. Wissentliches Zulassen, dass ein von einer Person kontrollierte Telefon von einer 
anderen Person dazu benutzt wird, eine Straftat im Sinne dieses Abschnitts zu begehen; 

g. Das wiederholte Versenden von elektronischen Mitteilungen in einer Art und Weise, die 
geeignet ist, eine andere Person zu belästigen, zu verärgern, zu beunruhigen, zu 
missbrauchen, zu quälen, in Verlegenheit zu bringen oder zu beleidigen;  

h. Das Veröffentlichen wiederholter elektronischer Mitteilungen auf einer Internet-Website, 
einschließlich einer Plattform für soziale Medien, in einer Art und Weise, die nach 
vernünftigem Ermessen geeignet ist, einer anderen Person seelischen Kummer, Missbrauch 
oder Qualen zuzufügen, es sei denn, die Mitteilungen erfolgen im Zusammenhang mit einer 
Angelegenheit von öffentlichem Interesse, wie gesetzlich definiert; oder 

i. Obszöne, einschüchternde oder drohende Telefonanrufe oder andere elektronische 
Mitteilungen von einer temporären oder Wegwerf-Telefonnummer aus, die durch eine 
Internetanwendung oder andere technische Mittel bereitgestellt wird. 

Schikanierung wird definiert im Bildungsgesetzes 37.151 als vorsätzliche, wissentliche oder 
rücksichtslose Handlung im oder außerhalb des Schulbereichs, die von einer Person allein oder 
gemeinsam mit anderen gegen einen Schüler zum Zweck einer Initiation oder eines Gelöbnisses 
zwecks Aufnahme in eine Organisation oder Bande, zum Verbleib in oder Übernahme eines Amtes 
in einer solchen oder ähnlich begangen wird, wenn diese Handlung die Elemente des 
Bildungsgesetzes 37.151 erfüllt, darunter: 

1. Jede Art von körperlicher Brutalität; 

2. Eine Aktivität, die den Schüler einem unangemessenen Risiko aussetzt oder die geistige oder 
körperliche Gesundheit des Schülers beeinträchtigt, wie z. B. Schlafentzug, Witterungseinflüsse, 
Eingeschlossensein auf engem Raum, extreme körperliche Anstrengungen oder der Konsum von 
Nahrungsmitteln, Flüssigkeiten, Drogen oder anderen Substanzen; 

3. Eine Tätigkeit, die den Schüler dazu zwingt, veranlasst oder von ihm verlangt, eine Pflicht oder 
Aufgabe zu erfüllen, die gegen das Strafgesetz verstößt; oder 

4. Nötigung eines Schülers, eine Droge oder ein alkoholisches Getränk in einer Menge zu 
konsumieren, die eine vernünftige Person zu der Annahme veranlassen würde, der Schüler sei 
berauscht oder betrunken. „Hitliste“ bedeutet gemäß Bildungsgesetzes 37.001(b)(3) eine Liste 
mit Namen von Personen, die mittels einer Schusswaffe, eines Messers oder einem anderen 
Gegenstand verletzt werden sollen. 

Ein Improvisierter Sprengsatz wird im Strafgesetz 46.01 als eine fertige und einsatzbereite Bombe 
definiert, die dazu bestimmt ist, schwere Körperverletzungen, Tod oder erheblichen Sachschaden zu 
verursachen, und die auf improvisierte Weise aus nicht-militärischen Komponenten hergestellt wurde 

Als Unanständige Entblößung gemäß Strafgesetz 21.08 gilt jegliches Fehlverhalten im 
Zusammenhang mit dem Entblößen des Anus oder jeglichen Teils der Genitalien einer Person mit 
dem Zweck, sexuelles Verlangen einer Person hervorzurufen oder zu befriedigen, wobei keine 
Rücksicht darauf genommen wird, ob jemand anderes zugegen ist, der durch diese Handlung 
beleidigt oder alarmiert wird. 

Intimes Bildmaterial wird im Gesetz über zivile Praktiken und Rechtsmittel 98B.001) und im 
Strafgesetz 21.16 als Bildmaterial definiert, das eine Person mit entblößtem Intimbereich oder bei 
sexuellen Handlungen zeigt. Als solches „Bildmaterial“ gelten alle Filme, Fotografien, Videos, 
Negative oder Dias von fotografischen Reproduktionen oder anderen physischen Medien, die es 
ermöglichen, ein Bild auf einem Computer oder einem anderen Videobildschirm anzuzeigen, sowie 
alle Bilder, die auf einen Computer oder einen anderen Videobildschirm übertragen werden können. 
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Ein Messer mit fester Klinge ist nach Strafgesetz 46.01 ein Messer mit einer Klinge von mehr als 
14 cm Länge. 

Ein Schlagring ist ein Gegenstand, der aus Fingerringen oder Fingerschutzvorrichtungen aus einer 
harten Substanz besteht und dazu bestimmt oder geeignet ist, einer Person durch Schläge mit der 
durch den Gegenstand bewehrten Faust schwere Körperverletzungen oder den Tod zuzufügen. 

Eine Waffenattrappe ist ein Gegenstand, der einer Waffe ähnelt, aber nicht dazu bestimmt ist, 
schwere Körperverletzungen zu verursachen. 

Eine Maschinenpistole im Sinne des Strafgesetzes 46.01 ist jegliche Feuerwaffe, die in der Lage 
ist, mehr als zwei Schüsse automatisch, ohne manuelles Nachladen, durch eine einzige Betätigung 
des Abzugs abzugeben. 

Obligatorisch bedeutet, dass etwas aufgrund einer Autorität zwingend oder erforderlich ist. 

Paraphernalia oder Utensilien sind Gegenstände, die dazu verwendet werden können, eine 
kontrollierte Substanz zu inhalieren, einzunehmen, zu injizieren oder auf andere Weise in den 
menschlichen Körper einzubringen. 

Besitz bedeutet, einen Gegenstand bei sich zu tragen oder in seinem persönlichen Besitz zu haben, 
einschließlich, aber nicht beschränkt auf:  

1. Kleidung, Taschen oder Rucksäcke; 

2. Private Fahrzeuge, die für den Transport zur oder von der Schule oder schulbezogenen 
Aktivitäten verwendet werden, einschließlich, aber nicht beschränkt auf PKWs, LKWs, 
Motorräder oder Fahrräder;  

3. Telekommunikations- oder elektronische Geräte; oder  

4. Jegliches Schuleigentum, das von den Schülern benutzt wird, einschließlich, aber nicht 
beschränkt auf Schließfächer und Schultische. 

Verbotene Waffen gemäß Strafgesetz 46.05(a) sind: 

1. Die folgenden Gegenstände, es sei denn, sie sind beim US-Büro für Alkohol, Tabak, 
Feuerwaffen und Sprengstoffe registriert oder unterliegen aus anderen Gründen nicht dieser 
Registrierungspflicht oder werden vom US-Justizministerium als Kuriosität oder Reliquie 
eingestuft: Explosionswaffen; 

a. Maschinengewehre und -pistolen; 

b. Kurzläufige Feuerwaffen  

2. Panzerbrechende Munition; 

3. Chemische Abgabegeräte; 

4. Improvisierte Schusswaffen (Zip-Guns);  

5. Geräte zum Entleeren von Reifen; oder 

6. Improvisierte Explosionsvorrichtungen. 

Öffentliche Unzucht gemäß Strafgesetz 21.07 ist eine Straftat, die vorliegt, wenn eine Person 
wissentlich an einem öffentlichen Ort normalen oder abartigen Geschlechtsverkehr oder sexuellen 
Kontakt ausübt, oder wenn eine Person sich dabei an einem nicht öffentlichen Ort nicht darum 
kümmert, ob eine andere Person anwesend ist, die durch die Handlung beleidigt oder alarmiert 
werden könnte. 
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Eine Öffentliche Schulbrüderschaft, -schwesternschaft, -geheimgesellschaft oder -bande ist 
eine Organisation, die sich ganz oder teilweise aus Schülern zusammensetzt und sich zu erhalten 
sucht, indem sie zusätzliche Mitglieder aus der in der Schule eingeschriebenen Schülerschaft auf 
der Grundlage einer Entscheidung ihrer Mitglieder und nicht auf der freien Wahl eines qualifizierten 
Schülers aufnimmt. Die im Bildungsgesetz 37.121(d) aufgeführten Bildungseinrichtungen sind von 
dieser Definition ausgenommen. 

Vernunftgemäße Überzeugung ist das, was eine normale Person mit durchschnittlicher Intelligenz 
und gesundem Verstand glauben würde. Das Kapitel 37 schreibt bestimmte disziplinarische 
Entscheidungen vor, wenn der Superintendent oder der Beauftragte die begründete Annahme hat, 
dass ein Schüler ein Verhalten an den Tag gelegt hat, das als Straftat zu verfolgen ist. Zur Bildung 
einer vernunftgemäßen Überzeugung kann der Superintendent oder der Beauftragte alle 
verfügbaren Informationen verwenden und muss die Informationen berücksichtigen, die in der 
Mitteilung über die Verhaftung eines Schülers gemäß Artikel 15.27 der Strafprozessordnung 
enthalten sind. 

Notwehr ist der Einsatz von Gewalt gegen einen anderen in dem Umfang, von dem eine Person 
angemessen glaubt, dass sie unmittelbar notwendig ist, um sich selbst zu schützen. 

Schweres Fehlverhalten bedeutet: 

1. Vorsätzliches gewalttätiges Verhalten, das eine direkte Gefahr für das Leben und die 
Gesundheit Anderer darstellt; 

2. Erpressung, insbesondere die Erlangung von Geld oder anderem Vermögen durch Anwendung 
von Gewalt oder Androhung eines Übels; 

3. Handlungen, die eine Nötigung im Sinne von Paragraph 1.07, Strafgesetzbuch darstellen; oder 

4. Handlungen, die folgende Tatbestände erfüllen: 

a. Öffentliche Anstößigkeit gemäß Strafgesetz 21.07; 

b. Unsittliches Entblößen nach Strafgesetzbuch 21.08; 

c. Krimineller Unfug gemäß Strafgesetz 28.03; 

d. Schikane gemäß Bildungsgesetz 37.152; oder 

e. Belästigung eines Schülers oder eines Angestellten des Bezirks gemäß 42.07(a) (1) 
Strafgesetzbuch. 

Schwerwiegendes oder anhaltendes Fehlverhalten beinhaltet, ist aber nicht beschränkt auf: 

 Verhalten, das ein Grund für einen zulässigen Schulverweis oder eine obligatorische DAEP-
Platzierung ist. 

 Verhalten, das vom Bezirk als Grund für eine freiwillige DAEP-Platzierung angesehen wird. 

 Handlungen oder Äußerungen, die den Schulbetrieb erheblich stören oder materiell 
beeinträchtigen. 

 Weigerung, die zugewiesenen Schularbeiten zu versuchen oder abzuschließen. 

 Gehorsamsverweigerung. 

 Obszöne oder vulgäre Sprache oder anzügliche Gesten. 

 Verlassen des Schulgeländes ohne Erlaubnis. 

 Fälschung von Aufzeichnungen, Ausweisen oder anderen schulbezogenen Dokumenten. 

 Weigerung, die vom Lehrer oder Direktor auferlegte Disziplin zu akzeptieren. 
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Eine Schusswaffe mit kurzem Lauf ist nach Strafgesetz 46.01 ein Gewehr mit einer Lauflänge von 
weniger als 40 cm oder eine Schrotflinte mit einer Lauflänge von weniger als 46 cm, oder eine 
Waffe, die aus einem Gewehr oder einer Schrotflinte hergestellt wurde und in geänderter Form 
insgesamt kürzer als 66 cm ist. 

Eine Terroristische Bedrohung wird durch das Strafgesetz 22.07 als eine Androhung von Gewalt 
gegen eine Person oder eine Sache mit folgender Absicht definiert: 

1. Eine Reaktion aller Art durch einen Beamten oder durch eine freiwillige Agentur zu erreichen, 
die sich um Notfälle kümmert; 

2. Eine Person in Angst um eine unmittelbare ernste Körperverletzung zu versetzen; 

3. Den Besuch oder die Benutzung eines Gebäudes, Zimmers, Zusammenkunftsortes oder eines 
Platzes zu verhindern oder zu unterbrechen, zu dem die Öffentlichkeit Zugang hat; Dienstort; 
Flugzeug, Fahrzeug oder eine andere Beförderungsmöglichkeit; oder einen anderen 
öffentlichen Ort; 

4. Eine Beeinträchtigung oder Unterbrechung der öffentlichen Kommunikation, des öffentlichen 
Transports, der öffentlichen Gas- oder Stromversorgung bzw. von anderen öffentlichen 
Diensten herbeizuführen; 

5. Die Öffentlichkeit oder eine beträchtliche Gruppe in Angst vor ernsten Körperverletzungen zu 
versetzen; oder  

6. Das Verhalten oder Aktivitäten eines Zweiges oder Agentur der Regierung, des Staates oder einer 
politischen Unterabteilung des Staates (einschließlich des Schulbezirks) zu beeinflussen. 

Eine Reifenentleerungsvorrichtung wird im Strafgesetz 46.01 definiert als eine Vorrichtung, die 
nach Überfahren die Bewegung eines Radfahrzeugs behindert oder stoppt, indem sie einen oder 
mehrere Reifen durchsticht, zum Beispiel durch Stachel. 

Titel 5-Verbrechen sind die im Titel 5 des Strafgesetzbuches aufgelisteten Verbrechen, die in der 
Regel mit der Verletzung einer Person verbunden sind und Folgendes umfassen können: 

 Mord, Totschlag oder Tötung gemäß den Abschnitten 19.02-.05; 

 Entführung gemäß Abschnitt 20.03; 

 Menschenhandel gemäß Abschnitt 20A.02; 

 Schmuggel oder fortgesetzter Schmuggel von Personen gemäß den Abschnitten 20.05-.06; 

 Tätlicher Angriff gemäß Abschnitt 22.01; 

 Schwerer tätlicher Angriff gemäß Abschnitt 22.02; 

 Sexuelle Nötigung gemäß Abschnitt 22.011; 

 Schwere sexuelle Nötigung gemäß Abschnitt 22.021; 

 Unrechtmäßiges Festhalten gemäß Abschnitt 20.02; 

 Fortgesetzter sexueller Missbrauch eines kleinen Kindes oder einer behinderten Person gemäß 
Abschnitt 21.02; 

 Bestialität gemäß Abschnitt 21.09; 

 Unzulässige Beziehung zwischen Erzieher und Schüler gemäß Abschnitt 21.12; 

 Voyeurismus gemäß Abschnitt 21.17; 

 Unsittlichkeit mit einem Kind gemäß Abschnitt 21.11; 
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 Invasive visuelle Aufzeichnung gemäß Abschnitt 21.15; 

 Offenlegung oder Verbreitung von intimem Bildmaterial gemäß Abschnitt 21.16; 

 Sexuelle Nötigung gemäß Abschnitt 21.18; 

 Verletzung eines Kindes, einer älteren oder einer behinderten Person jeden Alters gemäß Abschnitt 22.04; 

 Aussetzen oder Gefährdung eines Kindes gemäß Abschnitt 22.041; 

 Tödliches Verhalten gemäß Abschnitt 22.05; 

 Terroristische Bedrohung gemäß Abschnitt 22.07; 

 Beihilfe zum Selbstmord gemäß Abschnitt 22.08; und 

 Manipulation eines Verbraucherprodukts gemäß Abschnitt 22.09. 

Unter dem Einfluss bedeutet das Fehlen des normalen Gebrauchs der geistigen oder körperlichen 
Fähigkeiten. Die Beeinträchtigung der körperlichen oder geistigen Fähigkeiten einer Person kann 
durch ihr abnormales oder unberechenbares Verhalten, das Vorhandensein von körperlichen 
Symptomen des Drogen- oder Alkoholkonsums oder durch ein Geständnis nachgewiesen werden. 
Ein „unter Einfluss stehender“ Schüler muss nicht gesetzwidrig berauscht sein, um disziplinarische 
Maßnahmen auszulösen. 

Konsum bedeutet, eine verbotene Substanz egal auf welche Weise freiwillig in den Körper einzubringen. 

Eine Zip-Gun (improvisierte Schusswaffe) ist gemäß Strafgesetz 46.01 ein Gerät oder eine 
Kombination von Elementen, die ursprünglich keine Feuerwaffe war und dazu geeignet ist, ein 
Projektil durch einen glatten oder gezogenen Lauf zu verschießen, indem sie die durch eine 
Explosion oder eine brennende Substanz erzeugte Energie nutzt. 
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Anhang A 

RICHTLINIE FÜR DEN AKZEPTABLEN GEBRAUCH DURCH DIE SCHÜLER 

Diese Bildungschance verlangt auch Verantwortung. Du und Deine Elternteil/Erziehungsberechtigter 
müssen die Vereinbarung zur verantwortungsvollen Nutzung durch Schüler durchlesen, eventuelle 
Fragen zum Verständnis dieser Vereinbarung besprechen und klären, und dann das Formular 
unterschreiben. Eine unangemessene Nutzung der Technologieressourcen des Bezirks kann zum 
Widerruf oder zur Aussetzung des Privilegs zur Nutzung dieser Ressourcen sowie zu anderen 
disziplinarischen oder rechtlichen Maßnahmen gemäß dem Verhaltenskodex für Schüler und den 
einschlägigen Gesetzen führen. 

Der Killeen ISD stellt Computernutzung, ein Netzwerk, E-Mail-Service und einen Internetzugang für 
einzelne Schüler als Teil der Lernumgebung bereit. Die Nutzung dieser Ressourcen ist ein Privileg 
und kein Recht. Diese Systeme können eine große Anzahl von Ressourcen für Klassenzimmer 
liefern und die Ausbildung verbessern. Die Wirksamkeit ist aber von der verantwortungsvollen und 
ethischen Nutzung durch jeden einzelnen Schüler abhängig. 

Richtlinien 

Die Nutzer des Killeen ISD-Netzwerks müssen die Landes- und Bundesgesetze und die Richtlinien 
des Vorstands einhalten.  Die folgende Vereinbarung zur akzeptablen Nutzung durch Schüler basiert 
auf den Richtlinien und Vorschriften des Bezirks. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte den 
folgenden Gesetzen und Killeen ISD-Unterlagen. 

Bundes- und Landeserlasse, einschließlich des Gesetzes über Rechte und Schutz der 
Familienerziehung (FERPA), des Gesetzes zum Schutz von Kindern im Internet (CIPA), des 
Gesetzes zum Schutz der Online-Privatsphäre von Kindern (COPPA), des Gesetzes über Menschen 
mit Behinderungen (IDEA) und des Gesetzes über die Übertragbarkeit und Rechenschaftspflicht von 
Krankenversicherungen (HIPAA) 

 Verhaltenskodex für Schüler, Vereinbarung über Geräte für Schüler 

 Vorstandsrichtlinie CQ (Technologische Ressourcen) 

 Vorstandsrichtlinie FNCE (Private Telekommunikation/elektronische Geräte) 

 Vorstandsrichtlinie FFH (Keine Diskriminierung, Belästigung und Vergeltung) 

 Vorstandsrichtlinie FFI (Kein Mobbing) 

Weitere einschlägige Vorstandsrichtlinien 

Wenn ein Verstoß gegen eine der Richtlinien, einschließlich dieser Vereinbarung zur 
verantwortungsvollen Nutzung durch Schüler, auftritt, musst Du jeden bekannten Verstoß gegen die 
Vereinbarungen und Richtlinien unverzüglich einem aufsichtführenden Lehrer oder einem für 
Technologie zuständigen Bezirksvertreter melden. Du musst außerdem alle Fragen nach Deinen 
persönlichen Daten (Name, Adresse, Telefonnummer, Alter, Geschlecht, Rasse usw.) oder eine 
eventuelle Kontaktaufnahme von unbekannten Personen melden, sowie alle Inhalte oder 
Kommunikation jeder Art, die beleidigend, obszön, pornografisch oder sexuell orientiert sind, oder 
die Dir drohen, Dich belästigen, den Ruf eines anderen schädigen oder illegal sind. 

Zugriff 

Du erhältst Zugriff auf folgende technologische Ressourcen: 

 Ein E-Mail-Konto des Bezirks, einschließlich Zugriff auf einen Cloud-basierten (Online-) 
Dokumentenspeicher und einen Zusammenarbeitsbereich 
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 Hardware, Software und Drucker für den Computer des Bezirks auf dem Schulgelände 

 Bezirksnetzwerke, einschließlich Dateispeicherplatz 

 Zugriff auf Technologieressourcen des Bezirks für die Nutzung zuhause 

 Internetzugang nach Bezirks-Filterregeln, kabelgebunden und kabellos 

Der Bezirk erlaubt den Schülern die Nutzung privater Telekommunikations- oder anderer elektronischer 
Geräte zu Unterrichtszwecken auf dem Campus nur nach Genehmigung durch den Lehrer. Wenn Du 
das Gerät auf dem Schulgelände zu Unterrichtszwecken benutzt, musst Du das im WLAN-Netzwerk des 
Bezirks tun und darfst keinen eigenen drahtlosen Dienst nutzen. Wenn Du das Gerät auf dem 
Schulgelände zu anderen als Unterrichtszwecken benutzt, musst Du die im Schülerhandbuch 
veröffentlichten Regeln und Richtlinien für die Nutzung außerhalb des Unterrichts befolgen.  

Schutz und Sicherheit 

Killeen ISD setzt sich für die Schaffung einer sicheren digitalen Umgebung für Dich ein. 

Denke daran, dass Du eventuell auf Bereiche mit Inhalten für Erwachsene und auf Materialien 
stoßen kannst, die Du (oder Deine Elternteil/Erziehungsberechtigter) möglicherweise als anstößig 
empfinden. Killeen ISD setzt Filtertechnologie ein, um den Zugang zu solchen Materialien zu 
beschränken, die vollständige Vermeidung solcher Zugriffe ist jedoch nicht möglich. Du musst selbst 
darauf achten, die Regeln für eine verantwortungsvolle Nutzung einzuhalten. 
Eltern/Erziehungsberechtigten und Schüler sollten sich mit allen Bedenken im Zusammenhang mit 
anstößigen Inhalten an die Schule wenden. 

Es sei ebenfalls darauf hingewiesen, dass alle Inhalte von E-Mail- und Internet-Kommunikation, die 
über die Killeen ISD-Technologieressourcen zugänglich sind, Eigentum des Bezirks sind. Schüler 
müssen sich bewusst sein, dass Informationen, die im Netzwerk von Killeen ISD gespeichert sind, 
über das Netzwerk von Killeen ISD zugänglich sind oder im Netzwerk von Killeen ISD genutzt 
werden, stets öffentlich sind. Entsprechend Verantwortliche von Bezirk oder Schule können gemäß 
dieser Vereinbarung und den einschlägigen Gesetzen ein technologisches Gerät jederzeit 
überwachen oder auf seine Inhalte zugreifen. 

Schülerversprechen einer verantwortungsvollen Nutzung 

ICH BIN DAFÜR VERANTWORTLICH, WIE ICH ANDERE MENSCHEN BEHANDLE. Ich werde E-
Mail, soziale Medien und andere Kommunikationsmittel verantwortungsvoll nutzen. Ich werde keine 
Hass- oder belästigenden E-Mails senden oder posten, ich werde keine diskriminierenden oder 
abfälligen Bemerkungen über andere machen und ich werde kein Mobbing, keine Belästigungen 
oder andere unsoziale Verhaltensweisen in der Schule oder außerhalb der Schule zeigen, weder auf 
einem Schulgerät, noch auf einem privaten Gerät. 

ICH BIN DAFÜR VERANTWORTLICH, DIE TECHNOLOGISCHEN GERÄTE DER SCHULE 
HAUPTSÄCHLICH ZU SCHULZWECKEN ZU BENUTZEN. Ich verstehe, dass die Nutzung von 
Internet, Datenverkehr und E-Mail in der Schule im Zusammenhang mit den Schulaufgaben 
während der Unterrichtszeit stehen müssen. Ich verstehe, dass Internetseiten, Inhalte und Medien in 
Bezug auf das Urheberrecht ordnungsgemäß zitiert werden müssen. Außerdem werde ich 
verdächtiges Verhalten oder anderen Missbrauch von Technologie meinem Lehrer oder einer 
anderen Aufsichtsperson auf dem Schulgelände melden. 

ICH BIN DAFÜR VERANTWORTLICH, MEIN PRIVATES GERÄT GEMÄSS DEN RICHTLINIEN 
DES BEZIRKS UND AUF ETHISCHE WEISE ZU BENUTZEN. Ich verstehe, dass private Geräte 
während aller Prüfungen ausgeschaltet bleiben müssen und nicht im Klassenzimmer benutzt werden 
dürfen, es sei denn, sie wurden vom Lehrer zu Unterrichtszwecken genehmigt 
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ICH BIN FÜR DIE PFLEGE MEINER MIR VOM BEZIRK ÜBERTRAGENEN GERÄTE UND 
KONTEN VERANTWORTLICH. 

 Ich verstehe, dass Netzwerk- und E-Mail-Konten mir persönlich zur Verfügung gestellt werden und 
dass ich diese Informationen mit niemandem teilen darf. Ich werde Nachrichten von meiner E-Mail-
Adresse nur an Konten von Lehrern senden. Ich werde niemandem anderen gestatten, meinen 
Kontonamen und mein Passwort zu verwenden. Außerdem werde ich keine Online-Ressourcen oder 
Anwendungen ohne vorherige Genehmigung meines Lehrers oder eines anderen Bezirksverwalters 
herunterladen oder mich für diese anmelden. 

ICH BIN FÜR MEINE PERSÖNLICHEN INFORMATIONEN VERANTWORTLICH. Ich verstehe, 
dass meine persönlichen Daten und die persönlichen Daten anderer immer privat bleiben müssen. 
Ich weiß, dass dazu Namen, ID-Nummern, Adressen, Fotos und andere private oder Informationen 
gehören, die mich persönlich identifizierbar machen.  

Unangemessene und verantwortungslose Nutzung 

Im Folgenden sind Beispiele aufgeführt, die eine unangemessene oder verantwortungslose Nutzung 
von Technologieressourcen darstellen. 

 Suchen, Senden, Besitzen oder Veröffentlichen von elektronischen Nachrichten, Videos, 
Audioaufnahmen oder Bildern, die beleidigend, obszön, sexuell orientiert, belästigend, 
bedrohend, einschüchternd oder illegal sind, oder die in der Schule zu materiellen oder 
substanziellen Störungen führen können, einschließlich Cybermobbing. 

 Nutzung von Geräten oder Technologien zum Kopieren oder Aufnehmen eines Bildes oder 
des Inhalts von Materialien des Bezirks (wie Prüfungen oder Examina) ohne Erlaubnis eines 
Lehrers oder Verwalters. 

 Herstellung, Teilnahme an der Herstellung, Übertragung über ein elektronisches Gerät an 
Andere oder Internet-Veröffentlichung einer digitalen Video- oder Audioaufzeichnung oder 
eines Bildes einer tatsächlichen oder simulierten Handlung, die eine Straftat oder ein 
Verhalten beinhaltet, das der Verhaltenskodex für Schüler untersagt. 

 Nutzung eines Geräts oder einer Technologie zur Aufzeichnung der Stimme oder des Bildes 
einer anderen Person auf eine Weise, die das Ausbildungsumfeld stört oder in die 
Privatsphäre anderer eingreift, ohne vorherige Zustimmung der aufgezeichneten Person. 

 Nutzung eines Geräts oder einer Technologie zur Aufzeichnung der Stimme oder des Bildes 
einer anderen Person, um Töne, Bilder, Videos oder Fotos aufzunehmen, zu verbreiten, zu 
übertragen, zu tauschen, auszustellen, zu präsentieren oder zu teilen, die private Körperteile 
enthüllen, die normalerweise von Kleidung bedeckt sind (z.B. Sexting) 

 Verwendung des Namens, der Person oder des Bildes eines Schülers, eines 
Bezirksmitarbeiters oder eines Freiwilligen ohne die Zustimmung dieser Person, um eine 
Internetseite zu erstellen oder eine oder mehrere Nachrichten auf einer Internetseite zu 
posten, die eine andere Person belästigen, einzuschüchtern, beschämen oder bedrohen soll. 

 Verwendung von E-Mails, Internetseiten oder elektronischen Geräten, um illegales 
Verhalten, Verstöße gegen den Verhaltenskodex für Schüler oder die Gefährdung der 
Sicherheit der Schule auszulösen oder zu fördern. 

 Erfolgreicher oder versuchter Zugriff auf oder Umgehung von Inhaltsfiltern, Passworten oder 
anderen sicherheitsrelevanten Informationen des Bezirks, von Vertretern, Freiwilligen, 
Mitarbeitern oder anderen Schülern. 
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 Erfolgreiche oder versuchte Modifizierung, Zerstörung, Unterbrechung, Aufzeichnung oder 
Deaktivierung von technologischen Geräten oder Daten des Bezirks, von Daten anderer 
Nutzer des Bezirks-Computersystems oder anderer mit dem Bezirkssystem verbundener 
Netzwerke, einschließlich Hochladen oder Erstellen von Computerviren, Würmern, oder 
anderen schädlichen Materialien. 

 Kopieren, Herunterladen, Reproduzieren, Verteilen, erneutes Übertragen, erneutes Anzeigen 
oder Ändern von Elementen der Internetseite des Bezirks. 

 Nutzung des Kontos, der E-Mail-Adresse oder der Kontoinformationen eines anderen 
digitalen Dienstes einer anderen Person. 

 Speicherung von außerschulischen Dateien auf von der Schule bereitgestellten Ressourcen. 

Konsequenzen 

Eine oder mehrere der folgenden Konsequenzen können auferlegt werden: 

 Sperrung des Zugangs zum System. 

 Entzug des Netzwerkzugangs oder der Online-Konten. 

 Entzug des Gerätezugriffs. 

 Weitere Maßnahmen, einschließlich Disziplinarmaßnahmen, gemäß den Richtlinien des 
Verwaltungsrats und/oder dem Verhaltenskodex für Schüler (falls anwendbar). 

HINWEIS: Gegen Schüler werden keine Disziplinarmaßnahmen wegen technologischen 
Fehlverhaltens im Zusammenhang mit den oben beschriebenen Sachen verhängt, insoweit der 
Schüler (1) in keiner Weise zur Erstellung der Sache beigetragen hat, (2) sie erst besaß, nachdem 
er die Sache unaufgefordert von einer anderen Person erhalten hatte, (3) entweder die Sache 
unverzüglich vernichtet oder so bald wie möglich einem Mitarbeiter der Schule gemeldet hat und (4) 
die Sache nicht kopiert, weitergeleitet oder erneut veröffentlicht hat, außer gegenüber den 
Strafverfolgungsbehörden, einem Schulmitarbeiter oder den Eltern/Erziehungsberechtigten des 
Schülers .  Jede Person, die obszöne, sexuell orientierte, unzüchtige oder anderweitig illegale Bilder 
oder andere Inhalte, die üblicherweise als „Sexting“ bezeichnet werden, aufnimmt, verbreitet, 
überträgt, besitzt oder teilt, wird gemäß dem Verhaltenskodex für Schüler mit Disziplinarmaßnahmen 
belegt, kann zur Teilnahme an einem Bildungsprogramm verpflichtet werden, das sich mit den 
Gefahren dieser Art von Verhalten befasst, und kann unter bestimmten Umständen den 
Strafverfolgungsbehörden gemeldet werden. 

Digitaler Einwohner 

Technologien ermöglichen unbegrenzte Ressourcen zur Verbesserung unserer Ausbildung durch 
umfassende Kooperationspartnerschaften. Wenn wir uns als gute digitale Einwohner erweisen, 
können wir Technologien auf eine sichere, verantwortungsvolle und produktive Art und Weise 
einsetzen. Im Folgenden finden Sie spezifische Themen, die der Killeen ISD seinen Schülern 
vermitteln wird, um sie zu vertrauenswürdigen digitalen Bürgern zu entwickeln. 

Beziehungen/Kommunikation 

 Sozialen Medien 

 E-Mail 

 Kommentieren & Verantwortung Selbstbild und Identität Verantwortungsvolles Kommentieren 
und Verantwortung für das Selbstbild und die Identität 

 Übermäßiges Teilen 
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 Digitaler Fußabdruck 

 “Sexting” 

 Selbstwertgefühl – Entwicklung einer authentischen Persönlichkeit 

 Cybermobbing 

 Bewusstsein 

 Prävention und Intervention 

 Meldung von Informationskompetenz 

 Plagiate 

 Urheberrecht 

 Verlässliche Quellen 

 Schutz, Privatsphäre und Sicherheit 

 Teilen persönlicher Informationen 

 Gegenseitige Zustimmung vor dem Teilen oder Veröffentlichen 

 Bewusstsein der Verwertung privater Daten im Internet 

Richtlinie zur Internetsicherheit 

 Der KISD stellt zur Unterstützung seiner Unterrichtsprogramme technologische Ressourcen 
bereit. Der leitende Direktor für Daten- und Informationstechnologie sorgt für die Entwicklung 
von Verfahren für die akzeptable Nutzung von Technologie und Internetsicherheit. Dazu 
gehören auch Anweisungen, um sicherzustellen, dass Schüler und Mitarbeiter sich der 
Gefahren bewusst sind, die mit dem Internetzugang verbunden sind, einschließlich der 
Interaktion mit anderen Personen in sozialen Netzwerken und in Chatrooms, des Schutzes 
persönlicher Daten, eines angemessenen Online-Verhaltens und der Sensibilisierung für und 
der Reaktion auf Cybermobbing. 

 Angemessene Verfahren werden allen Nutzern zugänglich gemacht, in allen einschlägigen 
Handbüchern veröffentlicht und auf der Internetseite der Killeen ISD verfügbar sein. 

 Der Leiter der Technischen Dienste sorgt für die Einhaltung aller Bundes- und 
Landesgesetze und Vorschriften im Zusammenhang mit Internetsicherheit und 
Technologieschutz durch den Bezirk. 

Richtlinien für die E-Mail-Verteilung 

 Alle Ankündigungen von Verteilungen, Anfragen, Veranstaltungsbenachrichtigungen und 
andere Informationsmeldungen, die an Listserv-Mailinglisten des KISD geschickt werden, 
müssen den folgenden Richtlinien entsprechen. 

 Von der Schule unterstützte Aktivitäten, Ankündigungen, Veranstaltungen oder Nachrichten 

 Aktivitäten von Partnerorganisationen, die in direktem Zusammenhang mit der Schulbildung 
oder mit Schüler- oder Elternprogrammen stehen. Beispiele für „Partnerorganisationen“" sind 
PTOs, PTAs, die Erziehungsstiftung Education Foundation for Killeen ISD, außerschulische 
Programme und andere Organisationen, die vom Leiter der Abteilung Kommunikation und 
Marketing bestimmt werden. 
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Anhang B 

Kleiderordnung 

Schüler müssen auf saubere und ordentliche Weise gekleidet und frisiert sein, ohne dass dies eine 
Gefährdung der Gesundheit oder Sicherheit für sich und andere darstellt. Die Kleidung wird so 
getragen, wie sie zum Tragen vorgesehen ist. Alle Probleme mit der Kleiderordnung unterliegen dem 
Urteil des Schuldirektors. 

Schüler, die gegen die Kleiderordnung verstoßen, werden darauf vom Schuldirektor hingewiesen 
und erhalten die Möglichkeit der Einhaltung. Die Möglichkeit der Einhaltung kann in verschiedenen 
Formen erfolgen. In den meisten Fällen wird es dem Schüler gestattet, die 
Eltern/Erziehungsberechtigten anzurufen, damit diese Wechselkleidung bringen. Während der 
Schüler auf die Wechselkleidung wartet, muss der Schüler (a) im Sekretariat warten; (b) ISS 
besuchen; (c) zum Unterricht gehen (wenn kein schwerer Verstoß vorliegt); oder (d) jede andere 
Option, die vom Direktor als notwendig oder angemessen erachtet wird. Die Schüler, die danach 
immer noch nicht die Kleiderordnung einhalten oder diese wiederholt verletzen, unterliegen 
Disziplinarmaßnahmen. 

Ausnahmen zur Kleiderordnung beinhalten Schüler, die vom Direktor genehmigte Uniformen an 
bestimmten Tagen tragen und die Mitglieder einer offiziellen Schulgruppe oder Organisation sind. 
Bestimmte Wahlfächer oder außerunterrichtliche Aktivitäten können strengere Kleidungs- oder 
Erscheinungsstandards setzen, als für die allgemeine Schülerschaft gilt. 

Der Schulbezirk verbietet Bilder, Embleme oder Schriftzüge auf Kleidung, die: 

 Unzüchtig, beleidigend, vulgär oder obszön sind. 

 Ein Tabakprodukt, ein alkoholisches Getränk, Drogen oder eine andere verbotene Substanz 
bewerben oder abbilden. 

 Negative Kommentare über eine identifizierbare Rasse, Hautfarbe, Glaubensbekenntnis, 
nationale Herkunft, Religion, Alter, Geschlecht oder Behinderung beinhalten. 

Die folgenden Standards für die Kleidung und Frisur treffen zu, außer anderweitig festgelegt: 

1. Hosen, Stoffhosen und Jeans gehören zur akzeptablen Bekleidung. Hautenge Leggings oder 
Radlershorts, Boxershorts und kurze Hosen oder Hosen mit Löchern sind nicht gestattet 
sofern sie nicht minimal bis 15 cm (6 Zoll) über das Knie reichen. (Klassenstufen 6-12). 
Hosen oder kurze Hosen dürfen nicht mehr als eine Größe zu groß sein und müssen an der 
Hüfte getragen werden, ohne “Durchhängen”. Hemden und Blusen müssen von einer 
entsprechenden Größe sein und dürfen nicht so getragen werden, dass dies eine 
Zugehörigkeit zu einer Bande widerspiegelt oder Schmuggelware verdecken würde. Hemden 
dürfen nicht länger als die Fingerspitzen des Schülers sein, wenn sie nicht in die Hosen oder 
den Rock gesteckt werden. 

2. “Durchhängen” (Tragen von Hosen unter der Gürtellinie oder das Zeigen von Unterwäsche) 
ist nicht gestattet. 

3. Als allgemeine Richtlinie gilt, dass die Länge von Kleidern/Röcken nicht kürzer als 15 cm 
über dem Knie kurz sein sollte und es dem Schüler ermöglichen muss zu gehen, bücken, 
knien und anständig zu sitzen. 

4. Freizeitbekleidung, wie Tank Tops, netzartige Hemden usw. sind nicht akzeptabel. NUR 
GRUNDSCHULEN: Shorts und Röcke dürfen nicht kürzer als 10 cm über dem Knie enden. 
Tank Tops und ähnliche Bekleidung kann von Schülern der Klassen Pre K-2 besonders an 
heißen Tagen getragen werden. 
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5. Bekleidung, die Unterwäsche oder Nachtwäsche ist, darf nicht sichtbar oder als 
Oberbekleidung getragen werden. 

6. Enge bzw. zu freizügige Bekleidung oder Accessoires, die ungebührliche Aufmerksamkeit 
auf den Schüler zieht, ist verboten. Bekleidung aus transparentem oder durchsichtigem 
Material sollte nicht getragen werden. Schüler müssen Tops tragen, die den Oberkörper 
bedecken (z.B. keine Oberteile mit Nackenträger, Bustier, Spaghettiträger, usw.) sowie die 
Schultern und die sich über die Taille erstrecken und während den normalen Schulaktivitäten 
keine Haut freigeben. 

7. Kopfbedeckungen, Kopftücher (in jeglicher Form, die eine Bedeckung des Gesichts 
beinhalten), Kapuzen und Schweißbänder dürfen innerhalb der Gebäude nicht getragen 
werden. Der Schuldirektor wird alle Ausnahmen zu dieser Regel aus religiösen oder 
medizinischen Gründen genehmigen. 

8. Schüler müssen Schuhe tragen, die sich für den Schulbesuch eignen. Beispiele von nicht 
geeignetem Schuhwerk beinhalten: Hausschuhe, Schuhskates, Wasserschuhe, 
Sockenschuhe und Schuhe mit metallischen Spitzen. 

9. Das Haar muss ordentlich, sauber und gut frisiert sein. Wenn Gesichtshaar getragen wird, 
muss dieses ordentlich und gut getrimmt aussehen. Bekleidungsstücke, einschließlich 
Schmuck, Trenchcoats, Embleme, Ausweise, Symbole, Zeichen oder andere Gegenstände 
oder Frisuren, die aufgrund der Farbe, Anordnung, Warenzeichen, Symbol oder einem 
anderen Attribut die Zugehörigkeit oder Mitgliedschaft in einer Bande angibt oder die Schule, 
Aktivität bzw. Bildungsziele beträchtlich stören, unterbrechen oder eine hohe negative 
Auswirkung haben würde, sind auf dem Schulgelände oder bei allen schulbezogenen 
Aktivitäten verboten, unabhängig von der Zeit oder dem Ort. 

10. Ausweise mit Bild werden an alle Oberstufenschüler ausgegeben (Klassen 6-12), außer an 
die Schüler, die an die Gateway MS oder HS versetzt werden. Sie müssen stets getragen 
werden und während des Aufenthaltes an der Schule oder bei schulischen Aufgaben und 
beim Fahren von und zur Schule mit einer Beförderung durch den Schulbezirk von vorn 
(oder an der Hüfte oder darüber) sichtbar sein. 

Schüler, die Schulen besuchen, wo eine genehmigte Standard-Kleiderrichtlinie in Kraft ist, haben 
gegebenenfalls weitere Vorschriften hinsichtlich der Kleiderordnung zu beachten. Die zusätzlichen 
Anforderungen zur Kleiderordnung werden den Schülern durch das Schulpersonal bekannt 
gegeben. 
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Anhang C 

KISD Progressive Disziplin-Matrix 

GERINGFÜGIGE VERSTOßE (ALLGEMEIN) Beinhaltet umfassen Unfug (203), ungebührliche 
Sprache (206) und den Verkauf von Gegenständen ohne Genehmigung (204) 

 Jeder Vorfall = Mindestens eine (1) Maßnahme 

 Senden zum Sekretariat 1 – 4 (kodiert in Übereinstimmung mit dem Verstoß) = Maßnahme, wie 
vom Administrator als angemessen erachtet wird 

 Senden zum Sekretariat 5-7 (kodiert als 109) = Maßnahme, wie vom Administrator als 
angemessen erachtet wird (oder Suspendierung vom Schulbus, wenn angemessen) 

  Senden zum Sekretariat 8 (kodiert als 109) = Schüler erhält die entsprechende Maßnahme und 
ihm/ihr wird Schul-Bewährung auferlegt 

 Senden zum Sekretariat 9 (kodiert als 109) = DAEP-Platzierung kann empfohlen werden 

VERLETZUNG DER SCHULBUSSICHERHEIT (GERINGFÜGIGES VERGEHEN) 

Für Verstöße gegen die Schulbusregeln werden dem Schüler entsprechende Maßnahmen bis zum 
4. Vorfall auferlegt. 

Der 5. bis 8. Vorfall wird als ERNSTHAFTER Verstoß erachtet, der mit der Suspendierung vom 
Schulbus geahndet wird. 

Der 9. Vorfall kann mit der dauerhaften Suspendierung vom Schulbus geahndet werden. 

Schuldirektoren können die Fahrten mit dem Schulbus für Vorschul- und Kindergartenschüler 
aussetzen, wenn der Schüler drei Mal zurück zur Schule gebracht werden musste, weil kein 
Elternteil (oder berechtigter Vertreter) am Nachmittag an der Bushaltestelle zur Abholung des Kindes 
bereit stand. In Fällen, wo Busprivilegien für das Schuljahr gestrichen wurden, wird das Personal 
des Schulbezirks das Jugendamt (CPS) einschalten. 1. und 2.  Verstoß - der Schuladministrator 
informiert das Büro für Elternkontakte für entsprechende Maßnahmen.  3. Vergehen - Campus-
Administrator benachrichtigt CPS 

GERINGFÜGIGE VERSTÖßE (SPEZIFISCH) 

Verstöße wegen Verspätung (207), gegen die Kleiderordnung (202), und das Mitführen von 
Telekommunikations-/elektronischen Geräten (201)  

Verstöße wegen Verspätung (zweite), Kleiderordnung (einschließlich ID) und Telekommunikations-
/elektronische Geräte werden in Übereinstimmung mit der unten stehenden Tabelle geahndet. Bei 
den aufgelisteten Maßnahmen handelt es sich jedoch nur um Empfehlungen. Um eine effektive 
Lernumgebung zu unterhalten, verfügen die Schuladministratoren über die Flexibilität, alle 
Maßnahmen mit zunehmender Eskalierung der Schwere der Verstöße anzuwenden. Ferner haben 
die Lehrer bei allen Verstößen im Klassenzimmer die Möglichkeit, für jeden Verstoß vom Lehrer zu 
vergebende Maßnahmen einzusetzen. 

 
Hinweis: Jeder geringfügige Verstoß (spezifisch), der ein Telekommunikations- oder elektronisches 
Gerät beinhaltet (einschließlich Handy) unterliegt der Beschlagnahmung für einen Zeitraum, der von 
der Schulverwaltung festgelegt wird, zusätzlich zu den unten aufgeführten Maßnahmen. 
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Anzahl der Vorfälle 
Anzahl der 
Verweise Konsequenz 

4 (geringfügig) 1 Nachsitzen (vormittags, nachmittags, mittags oder samstags) 
8 (geringfügig) 2 Nachsitzen (vormittags, nachmittags, mittags oder samstags) 

12 (geringfügig) 3 Nachsitzen (vormittags, nachmittags, mittags oder samstags) 
16 (ernsthaft: code 199) 4 Aussetzung des Schulbesuchs in der Schule 
20 (ernsthaft: code 199) 5 ISS UND Schul-Bewährung 
24 (ernsthaft: code 199) 6 Mögliche DAEP-Anhörung 

 

Die Tabelle unten zeigt einen Vergleich zwischen den verschiedenen Verstoßarten und die zugehörigen 
Maßnahmen (Siehe GERINGFÜGIGE STRAFTATEN [Spezifisch] auf der vorherigen Seite): 

ERNSTHAFT GERINGFÜGIG (Allgemeines) Geringfügig (Spezifisch) (201, 202, 207) 

  Nr. 1 (4) (Code 201, 202, 207) =  Nachsitzen 

 nr. 1 =  entsprechende Maßnahme Nr. 2 (8) (Code 201, 202, 207) =  Nachsitzen 

 
nr. 2-4 = entsprechende Maßnahme 

Nr. 3 (12) (Code 201, 202, 207) =  
Nachsitzen 

 Nr. 5-7 (Code 109) =  entsprechende 
Maßnahme (oder Bussuspendierung, 
wenn entsprechend) 

Nr. 4 (16) (Code 199) =  ISS 

Nr. 4 = *CP Nr. 8 (Code, 109) =  *CP + 
entsprechende Maßnahme 

Nr. 5 (20) (Code 199) =  ISS und CP 

Nr. 5 = Möglicherweise 
DAEP 

Nr. 9 (Code, 109) =  möglicherweise 
Empfehlung für DAEP 

Nr. 6 (24) (Code 199) = mögliche DAEP-
Empfehlung für 45 erfolgreiche Schultage 

* CP = Schul-Bewährung 

 
Definition der Verspätung 

 Eine Verspätung wird definiert als Nichtvorhandensein am zugewiesenen Ort beim Klingeln 
zum Unterrichtsbeginn. 

 Oberschulen: VERSPÄTUNGEN werden pro SEMESTER aufgezeichnet - nicht kumulativ. 
 

Ein Schüler, der mehr als 15 Minuten zu spät kommt, wird als abwesend erachtet und nicht als verspätet. 

 Grundschulen: 
o Das Vorklingeln ertönt fünf (5) Minuten vor Schulbeginn. 
o Ein zweites Klingeln (Unterrichtsbeginn) ertönt, wenn der Unterricht beginnt. 
o Die Schulverwaltung wird ein Verfahren entwickeln, um verspätete Schüler zum 

Unterricht zuzulassen. Eltern/Erziehungsberechtigten werden durch die Schule beim 3. 
bis 10. Mal Verspätung innerhalb eines neunwöchigen Zeugniszeitraums informiert. 

o Ab der fünften (5.) Verspätung pro Zeugniszeitraum wird die Schule mit dem Elternhaus Kontakt 
aufnehmen, um einen Handlungsplan aufzustellen, der weitere Verspätungen eliminiert. 

o Positive Anerkennung von Schülern ohne Verspätung wird ermutigt. 
o Schüler in der Grundschule unterliegen dem Nachsitzen (vormittags, nachmittags, 

mittags oder samstags) bei fortlaufenden Verspätungen. 
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KÄMPFEN 
Schüler, die in der Schule oder bei schulbezogenen Aktivitäten auf oder außerhalb des 
Schulgeländes streiten oder kämpfen, unterliegen den folgenden Maßnahmen (wobei 
Wiedergutmachungsmaßnahmen gefördert werden): 
 
Mittelschule 
Ein (1) Kampf KANN zu einer ordnungsgemäßen Anhörung mit Empfehlung für eine DAEP-
Platzierung führen.  
Zwei (2) Kämpfe WERDEN zu einer ordnungsgemäßen Anhörung mit einer Empfehlung für eine 
DAEP-Platzierung führen.  
 
Oberschule 
Ein (1) Kampf WIRD zu einer ordnungsgemäßen Anhörung mit Empfehlung für eine DAEP-
Platzierung führen. Wiederholte Kämpfe können zu einer längeren DAEP-Empfehlung führen. 
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Anhang D 

Verordnung für Allgemeine Verstöße 

Ernsthafte Verstöße 

Tätlichkeit (101) 

Eine Tätlichkeit schließt einen Angriff, entweder verbal oder körperlich, auf eine andere Person ein. 
Sie wird weiterhin definiert als: 

A. Absichtliche oder wissentliche Bedrohung einer anderen Person mit drohender Körperverletzung. 

B. Absichtliche oder wissentliche Herstellung eines körperlichen Kontakts mit anderen, wenn 
der Schüler weiß oder angemessen angenommen werden kann, dass die andere Person 
den Kontakt als Angriff, Provokation oder ungewollt erachtet. 

HINWEIS: Alle Vergehen durch einen Schüler, die als Tätlichkeit gegen Schulpersonal erachtet 
werden, haben die DAEP-Platzierung oder Ausschließung zur Folge. 

(sehen Sie auch disziplinarischer alternativer Schulbesuch im Verhaltenskodex für Schüler) 

Mobbing (102) 

Ist eine einzige bemerkenswerte Handlung oder ein Muster von Handlungen von einem oder 
mehreren Schülern, die an einen anderen Schüler gerichtet sind, mit der ein Machtungleichgewicht 
ausgenutzt wird, verbunden mit schriftlichen oder mündlichen Äußerungen, Äußerungen über 
elektronische Wege oder ein physisches Verhalten, das auf dem Gelände der Schule, bei schulisch 
geförderten oder schulbezogenen Aktivitäten oder in einem vom Bezirk betriebenen Fahrzeug 
stattfindet, oder 

1. den Effekt der körperlichen Verletzung eines Schülers, Beschädigung des Eigentums eines 
Schülers oder das Versetzen eines Schülers in Angst um Schaden an der Person oder des 
Eigentums des Schülers hat; oder 

2. ausreichend schwer, anhaltend oder überzeugend genug ist, dass die Handlung oder 
Bedrohung eine einschüchternde, bedrohende oder missbrauchende Schulumgebung für 
einen Schüler schafft; oder 

3. erheblich und beträchtlich den Bildungsprozess oder den ordnungsgemäßen Ablauf im 
Klassenzimmer oder der Schule stört; oder 

4. die Rechte von Kindern in der Schule verletzt, was auch Cybermobbing einschließt. 

Mobbing (61) 

Gemäß TEC 37.0052 (b) gilt als Mobbing jegliches Verhalten, das einen Schüler dazu veranlasst, 
Selbstmord zu begehen oder zu versuchen, das durch Gruppenmobbing zu Gewalt gegen einen 
Schüler anstiftet oder die tatsächliche oder angedrohte Veröffentlichumg von intimem Bildmaterial 
eines minderjährigen oder über 18 Jahre alten Schüler ohne dessen Zustimmung. 

Chemisches Abgabegerät (100) 

Ein Schüler darf auf dem Schulgelände oder bei einer schulischen Aktivität kein chemisches 
Abgabegerät besitzen, das für den Zweck der Verursachung eines negativen psychologischen oder 
physiologischen Effekts an einem Menschen entworfen, hergestellt oder angepasst wurde. 
(Strafgesetzbuch 46.01(14)) 
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Computerverstoß (103) 

Die Verwendung des/der KISD-Computernetzwerk(e) ist ein Privileg und kein Recht und unterliegt 
den Bedienungen der "Richtlinie für den akzeptablen Gebrauch durch Schüler". Jeglicher 
Missbrauch der verschiedenen Netzwerke innerhalb des Schulbezirks kann zum Verlust der 
Netzwerkbenutzungsprivilegien bzw. zu anderen Disziplinarmaßnahmen führen. 

Verhalten gegenüber anderen/Diskriminierung  (104) 

Der Schulbezirk toleriert kein Verhalten, das eine Person beleidigt oder entwürdigt oder eine Rasse, 
Geschlecht, Behinderung, körperlichen Zustand, ethnische Gruppe oder Religion stereotypisiert. 
Schüler dürfen ethnische, religiöse oder Rassengruppen bzw. Personen nicht (verbal oder 
schriftlich) missbrauchen oder angreifen, was den Ausbruch von Gewalt und eine beträchtliche oder 
umfangreiche Störung des normalen Schulbetriebs zur Folge haben könnte. 

Strafbare Handlungen (100) 

Strafbare Handlungen beinhalten die absichtliche oder wissentliche Beschädigung oder Zerstörung 
des Eigentums anderer. 

Strafbares unerlaubtes Betreten (100) 

Schüler, die eine Warnung wegen strafbaren unerlaubten Betretens erhalten haben, dürfen sich 
nicht auf dem Gelände der Schule oder des Schulbezirks aufhalten oder an einer von der Schule 
getragenen oder schulbezogenen Aktivitäten teilnehmen. Schüler, die am DAEP (Gateway) oder 
JJAEP eingeschrieben sind, dürfen keine Schulanlagen mit Ausnahme des zugewiesenen DAEP-
Campus betreten. 

Cybermobbing (102) 

Hierbei handelt es sich um Mobbing, das mit Hilfe eines elektronischen Kommunikationsgeräts 
erfolgt einschließlich durch die Verwendung eines mobilen oder sonstigen Telefons, eines 
Computers, einer Kamera, einer E-Mail, durch Instant Messaging, durch Textnachrichten, durch eine 
Anwendung der sozialen Medien, einer Internet-Webseite oder durch ein anderes Kommunikations-
Tool im Internet. (TEC §37.0832) 

Missachtung (105) 

Missachtung wird als Nichtbeachtung oder Infragestellen der Autorität definiert. 

Störung des Unterrichtes, Transports (106) und/oder rechtliche Zusammenkunft 
(Demonstration) (100) 

Das Verhalten durch Schüler entweder im oder außerhalb des Unterrichts, das aus irgendeinem 
Grund - egal, ob aufgrund der Zeit, des Orts oder der Art des Verhaltens - den Unterricht 
beträchtlich stört oder zur umfassenden Störung bzw. Beeinträchtigung der Rechte anderer 
führt, ist verboten.   

Schülerdemonstrationen und ähnliche Aktivitäten sind verboten, wenn der Nachweis besteht, dass 
die Schulleitung eine beträchtliche Störung oder umfassende Beeinträchtigung des normalen 
Schulbetriebs oder von genehmigten Schulaktivitäten vorhersehen kann. (TEC §37.124) 

Einschüchterung, Nötigung, Erpressung (100) 

Geld oder andere Wertgegenstände, die von einer anderen Person unfreiwillig herausgegeben 
werden oder wozu sie aufgrund der Anwendung von Gewalt oder Androhung von Gewalt 
gezwungen wird, werden nicht toleriert. 
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Mangelnde Identifikation (100) 

Schüler müssen sich entsprechend und unverzüglich ausweisen können, wenn sie dazu vom 
Schulpersonal aufgefordert werden. 

Kämpfen (41) 

Kämpfen beinhaltet den gegenseitigen Kampf zwischen zwei oder mehr Schülern. Hierunter fällt das 
Anstiften zu Störungen (d.h. Streit oder Auseinandersetzungen) oder Handlung mit der Absicht der 
Förderung oder Hilfe beim Begehen einer Straftat sowie wenn ein Schüler die Hilfe einer anderen 
Person in Anspruch nimmt, um eine Straftat zu begehen, dazu ermutigt, anweist, Hilfestellung leistet 
oder den Versuch der Hilfestellung unternimmt. (Strafgesetz 7.02 (a) (2)) 

Feuerwerk (100) 

Schüler, die sich in Besitz von Feuerwerkskörpern aller Art auf oder innerhalb der Schulgelände des 
Schulbezirks (einschließlich Schulbussen) besitzen oder diese abfeuern, werden 
Disziplinarmaßnahmen unterzogen und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt. “Feuerwerk” wird als 
"Sprengstoff und Brennstoffe zur Produktion von Licht, Rauch und Geräuschen" definiert.  Solche 
Gegenstände können beinhalten, ohne darauf beschränkt zu sein: Feuerwerkskörper, 
Wunderkerzen, Leuchtgeschosse, Stink- oder Rauchbomben und “Poppers”. 

Feuerlöscher (100) 

Entladen eines Feuerlöschers ohne triftigen Grund.  

Fälschung/falsche Dokumentation oder Darstellung (100) 

Fälschung beinhaltet die Unterschrift einer anderen Person unter einem Dokument, einschließlich 
einer Genehmigung zum Verlassen des Klassenzimmers, Entschuldigungen durch die Eltern oder 
gesundheitliche Mitteilungen. Falsche Dokumentation oder Darstellung beinhaltet die Übergabe 
eines Dokumentes, das vorgibt, echt zu sein und aus irgendeinem Grund verändert wurde oder ein 
Dokument, das falsche Informationen enthält. Es beinhaltet auch das vorsätzliche Belügen oder 
anderweitige Täuschung (einschließlich der Zurückhaltung von Informationen) eines Mitarbeiters der 
Schule bei den Ermittlungen bei einem vorgeblichen Disziplinverstoß. 

Glücksspiel (100) 

Schülern ist es nicht gestattet, an der Schule, im Schulbus oder während der Teilnahme an einer von 
der Schule getragenen oder schulbezogenen Veranstaltung am Glücksspiel teilzunehmen. 

Graffiti (100) 

Eine Person begeht eine Straftat, wenn diese Person absichtlich oder wissentlich ohne die wirksame 
Zustimmung des Eigentümers am Eigentum anderer Markierungen, einschließlich Inschriften, 
Slogans, Zeichnungen oder Malereien anbringt. 

Belästigung (107) 

Auf dem Schulgelände oder bei allen schulbezogenen Aktivitäten sind Belästigungen aller Art 
verboten, unabhängig von der Zeit oder dem Ort, einschließlich in Schulbussen oder an 
Bushaltestellen. Belästigung bedeutet: 

 Bedrohung, einem anderen Schüler Schaden oder körperliche Verletzungen zuzufügen, 

 sexuell einschüchterndes Verhalten, 

 Verursachen von physischen Schäden am Eigentum eines anderen Schülers, 
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 einen anderen Schüler physisch einzusperren oder zurückzuhalten, oder 

 in böswilliger Absicht eine Handlung zu ergreifen, die körperliche und emotionale Gesundheit 
oder Sicherheit eines anderen Schülers beträchtlich verletzt. 

Belästigung eines Mitarbeiters (60) 

Jegliche Belästigung eines Mitarbeiters des Schulbezirks gemäß Texas Penal Code 42.07(a)(1), (2), 
(3) oder (7) - TEC 37.006(a)(G) ist auf dem Schulgelände, bei schulbezogenen Aktivitäten oder 
außerhalb des Schulgeländes (innerhalb von 300 Fuß) verboten.  Siehe Disziplinarischer alternativer 
Schulbesuch (DAEP), s. 17. 

 Eine Person begeht eine Straftat, wenn sie in der Absicht, eine andere Person zu belästigen, zu 
ärgern, zu verängstigen, zu missbrauchen, zu quälen oder in Verlegenheit zu bringen: 

 Beginnt eine Kommunikation und macht im Verlauf der Kommunikation einen Kommentar, 
eine Anregung, eine Bitte oder einen Vorschlag, der/die obszön ist. 

 Droht in einer Weise, die nachvollziehbar dazu führt, dass sich die bedrohte Person in der 
Gefahr fühlt, körperlich verletzt zu werden oder eine Straftat gegen sich selbst, gegen ein 
Mitglied ihrer Familie oder ihres Haushalts oder gegen ihr Eigentum zu erleiden. 

 Macht Falschinformationen in einer Weise, die nachvollziehbar dazu führt, die falsch informierte 
Person zu dem Glauben zu bringen, dass eine andere Person gestorben ist oder schwer verletzt 
wurde, auch durch Veröffentlichung auf einer Website, einschließlich sozialer Medien. 

 Veröffentlicht wiederholte elektronischer Mitteilungen auf einer Website, einschließlich sozialer 
Medien, die nachvollziehbar geeignet sind, einer anderen Person seelischen Kummer, 
Missbrauchsgefühle oder Qualen zuzufügen, es sei denn, die Mitteilungen erfolgen im 
Zusammenhang mit einer Angelegenheit von öffentlichem Interesse, wie gesetzlich definiert. 

Schikane (100) 

Schikane bedeutet das absichtliche, wissentliche oder rücksichtslose Handeln gegen einen Schüler, 
was die mentale oder physische Gesundheit oder Sicherheit eines Schülers gefährdet für den Zweck 
der Aufnahme, Zugehörigkeit, Amtsübernahme oder Mitgliedschaft in einer Organisation. Der Begriff 
beinhaltet ohne darauf beschränkt zu sein alle Aktivitäten, die einen Schüler mit Ächtung 
einschüchtert oder bedroht und den Schüler extremen mentalen Stress, Schande oder Erniedrigung 
aussetzt oder die mentale Gesundheit oder Würde des Schülers negativ beeinträchtigt oder den 
Schüler davon abhält, in einer Bildungseinrichtung zu bleiben oder sich bei ihr anzumelden oder bei 
denen man davon ausgehen kann, dass der Schüler lieber die Organisation oder die Einrichtung 
verlässt, statt sich den oben beschriebenen Handlungen ausgesetzt zu sehen. (TEC §37.151) 

Hitliste (100) 

Schüler dürfen keine Hitliste anfertigen oder diese in der Schule, im Schulbus oder zu schulbezogenen 
oder von der Schule getragenen Aktivität auf oder außerhalb des Schulgeländes mit sich führen. 

“Hitliste” bedeutet eine Liste mit Namen von Personen, die mittels einer Schusswaffe, eines Messers 
oder einem anderen Gegenstand verletzt werden sollen. (TEC §37.001(b)(2)) 

Gehorsamsverweigerung (108) 

Gehorsamsverweigerung wird definiert als die Weigerung, einer rechtmäßigen Aufforderung Folge 
zu leisten. Jede Aufforderung oder Anweisung des Schulpersonals, die weder illegal noch 
unmoralisch ist, werden als rechtmäßige Aufforderung erachtet. Dies beinhaltet ferner das 
Nichteinhalten von Schulrichtlinien, Regeln und Vorschriften und der Weigerung, 
Disziplinarmaßnahmen durch einen Schulvertreter anzunehmen. 
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Verlassen ohne Erlaubnis (100) 

Schüler dürfen ohne Erlaubnis nicht das Schulgelände, von der Schule getragenen Veranstaltungen 
oder das Klassenzimmer verlassen. 

(OBERSCHULE) 
Sobald ein Schüler in der Schule angekommen ist, darf er das Schulgelände während des 
Schultages nicht mehr ohne schulische Erlaubnis verlassen, bis sein Schultag zu Ende ist. Schüler, 
die sich für ein kooperatives Arbeitsprogramm eingeschrieben haben, können den Campus 
verlassen, wenn ihr Unterrichtstag beendet ist. Alle KISD-Schulen sind während der Mittagspause 
geschlossen, mit Ausnahme für Senior-Schüler, die ihren College-, Karriere- und Militärreife-Indikator 
erworben haben und eine entsprechende Erlaubnis ihrer Eltern/Erziehungsberechtigten haben. 

Medikamenten- (120), Tabak- (124) und drogenähnlicher Missbrauch (121) 

Zusätzlich zu den Anforderungen des Kapitels 37 des Texanischen Bildungsgesetzes, benannt im 
Abschnitt mit dem Titel "Disziplinarischer alternativer Schulbesuch" im Verhaltenskodex für Schüler 
darf ein Schüler nicht die folgenden Verstöße an der Schule oder im Schulbus oder bei einem von 
der Schule getragenen Veranstaltung begehen: 

A. Missbrauch von eigenen verschreibungspflichtigen Medikamenten des Schülers (einschließlich 
Inhalierer), Weitergabe eines verschreibungspflichtigen Medikaments an einen anderen Schüler, 
Besitz oder Einnahme der verschreibungspflichtigen Medikamente einer anderen Person; 

B. Besitz oder Einnahme von verschreibungspflichtigen oder frei verkäuflichen Medikamenten 
in der Schule in Abweichung der Schulvorstandsrichtlinie FFAC (Lokal); 

C. Besitz, Verwendung, Weitergabe oder Verkauf von Utensilien in Bezug auf alle verbotenen Substanzen; 

D. Besitz, Verwendung, Weitergabe oder Verkauf von chemischen Substanzen für die 
Inhalation, einschließlich und ohne Einschränkung auf Klebstoffe und Sprühfarben; 

E. Besitz und Verkauf von drogenähnlichen Substanzen oder Gegenständen, die als Drogen 
oder Schmuggelware ausgegeben werden; 

F. Besitz, Gebrauch, Weitergabe oder Verkauf von Tabak oder tabakähnlichen Produkten in 
jeglicher Form [d.h. E-Zigaretten (einschließlich Vernebelungs- oder 
Verdampfungsflüssigkeiten oder ähnlicher Materialien), andere Zigaretten, Zigarren, Pfeifen, 
Schnupftabak, Kautabak, Streichhölzer oder Feuerzeuge]; 

G. G.Besitz, Gebrauch, Weitergabe oder Verkauf von flüssigem Nikotin oder nikotinähnlichen 
Produkten aller Art (z.B. elektronische Zigaretten, flüssiger Dampf, Kartuschen oder Pfeifen). 

             (sehen Sie auch disziplinarischer alternativer Schulbesuch im Verhaltenskodex für Schüler) 

Andere schwerwiegende Straftaten (100) 

Jedes Verhalten, das die Standards des Kodex verletzt und nicht anderweitig im Verhaltenskodex für 
Schüler gelistet ist und nicht einem ernsthaften Verstoß entspricht. Weil es praktisch unmöglich ist, 
alle möglichen disziplinarischen Probleme von Schülerm zu klassifizieren, kann ein Verwalter die 
Kategorie "Sonstiges schwerwiegendes Vergehen" (100) verwenden, wenn ein Vorfall auftritt, bei 
dem es sich nicht um einen TEC-Verstoß oder ein örtlich anerkanntes schwerwiegendes Vergehen 
handelt, jedoch disziplinarische Maßnahmen rechtfertigt. 

Ständiges Fehlverhalten (117) 

“Ständiges Fehlverhalten” umfasst vier oder mehrere separate Verstöße gegen den Verhaltenskodex 
für Schüler im Allgemeinen oder das wiederholte Begehen desselben Verstoßes.  
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Ständiges geringfügiges Fehlverhalten (109) 

Ständiges geringfügiges Fehlverhalten wird als wiederholtes Auftreten desselben geringfügigen 
Fehlverhaltens definiert, wiederholtes verschiedenes geringfügiges Fehlverhalten oder die 
Verletzung anderer Schul- und Unterrichtsregeln.  

Besitz von veröffentlichtem oder elektronischem Material (100) 

Schüler dürfen nicht in Besitz von veröffentlichtem oder elektronischem Material sein, das illegales 
Verhalten fördert oder ermutigt oder die Schulsicherheit bedroht. 

Verbotene Gegenstände (100 oder 200) 

Es gibt bestimmte Gegenstände, deren Besitz, Zeigen oder Benutzung durch Schüler in der Schule, im 
Schulbus oder beim Besuch einer Schulveranstaltung auf oder außerhalb des Schulgeländes verboten 
ist. Verbotene Gegenstände beinhalten ohne darauf beschränkt zu sein: 

• Skateboards / Rollerblades / Scooters        • Würfel (für Nicht-Bildungszwecke) 

• Tauschkarten                                      • Metall-Haarspitzen 

• Waffen/ Waffenatrappen                      • Messer (Klingen weniger als 14 cm) 

• Schnuller         • Pornografisches Material 

• Alle anderen Gegenstände, die vom Administrator als schädlich für die Sicherheit, Ordnung und 
Disziplin an der Schule erachtet werden. 

ALLE GENANNTEN GEGENSTÄNDE WERDEN BESCHLAGNAHMT und Schüler, die sich im Besitz 
solcher Gegenstände befinden, unterliegen weiteren Disziplinarmaßnahmen der Schule. 
Rückgaberichtlinien können sich von Schule zu Schule unterscheiden. Bitte entnehmen Sie weitere 
Informationen Ihrem Schulhandbuch. Die Schule ist nicht für verlorene oder gestohlene Gegenstände 
verantwortlich, die nach dieser Vorschrift beschlagnahmt wurden. 

Profanität/Obszönität (110) 

Profanität, vulgäre Sprache und Obszönitäten aller Art, einschließlich obszöne Gesten und Bilder 
(einschließlich derer, die vom Schulpersonal als pornografisch angesehen werden) werden nicht 
toleriert. Falls zutreffend, wird eine Strafe für eine Ordnungswidrigkeit der Klasse C zusätzlich zu 
anderen disziplinarischen Maßnahmen erteilt. 

Beschädigung von Eigentum/Vandalismus (119) 

Ein Schüler darf nicht wissentlich, absichtlich, rücksichtslos oder fahrlässig das Eigentum des Schulbezirk 
oder das von anderen beschädigen, verunstalten, zerstören oder mit der Beschädigung, Verunstaltung oder 
Zerstörung drohen. Ein Schüler darf kein Feuer legen, eine Explosion verursachen oder damit drohen. 

Schüler sind für den pfleglichen Umgang und Rückgabe der Schulbücher verantwortlich und können für 
Beschädigungen oder den Ersatz der Schulbücher finanziell belangt werden. 

Die Eltern/Erziehungsberechtigten haften für alle von ihrem Kind verursachten Sachschäden. Eltern oder 
Erziehungsberechtigte von Schülern, die der Beschädigung von Schuleigentum schuldig sind, sind in 
Übereinstimmung mit dem Gesetz für diese Schäden haftbar. Schüler, die achtzehn Jahre oder älter 
sind, haften persönlich für solche Schäden. 

Öffentliche Unzucht/unanständige Entblößung (07) 

Definiert im Artikel 21.07 des Strafgesetzbuches als eine Straftat, die vorliegt, wenn eine Person 
wissentlich an einem öffentlichen Ort Geschlechtsverkehr, abweichenden Geschlechtsverkehr oder 
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sexuellen Kontakt ausübt oder, wenn dies nicht an einem öffentlichen Ort geschieht, sich nicht bewusst 
ist, dass eine andere Person anwesend ist, die durch die Handlung belästigt oder erschreckt werden 
könnte.  Unter diese Bestimmung fällt die unangemessene Entblößung von Körperteilen eines Schülers, 
die normalerweise durch Kleidung bedeckt sind oder nach der Kleiderordnung bedeckt sein müssen. 

Diebstahl (100) 

Diebstahl beinhaltet die Anwendung von Gewalt oder die Androhung von Gewalt, um sich das 
Eigentum anderer anzueignen. 

Verletzung der Schulbussicherheit (111) 

Jegliches die Sicherheit gefährdende Verhalten ist im Schulbus verboten. Solches Verhalten 
beinhaltet ohne darauf beschränkt zu sein, das Nichteinnehmen des Sitzplatzes und das Mitbringen 
von verbotenen Gegenständen in den Schulbus. 

Sexting (02) 

Wer absichtlich oder wissentlich mit elektronischen Mitteln für einen anderen Minderjährigen 
visuelles Material, das einen Minderjährigen darstellt, einschließlich des Aktes oder der Vornahme 
sexueller Handlungen gemäß §43.261 des Strafgesetzbuches propagiert, besitzt oder herstellt. 

Diebstahl (113) 

Diebstahl beinhaltet die Wegnahme, Verwendung oder der Besitz von Eigentum einer anderen 
Person ohne deren Einwilligung. 

Bedrohung (114) 

Bedrohungen, die in beliebiger Form gegen andere vorgenommen werden, werden nicht toleriert. Dies 
beinhaltet alle physischen, schriftlichen oder verbale Bedrohungen, ob unmittelbar oder impliziert. Ferner 
beinhaltet dies alle Formen der Einschüchterung, welche die mentale, emotionale oder physische 
Gesundheit einer anderen Person gefährdet oder wo eine solche Gefährdung besteht. 

Werfen von Gegenständen (100) 

Objekte, die zu Körperverletzungen oder zu Beschädigungen am Eigentum führen können, dürfen 
nicht in und außerhalb der Schule geworfen werden, einschließlich im Schulbus oder an 
Bushaltestellen. (Ausnahme: Gegenstände, die als Teil einer überwachten Aktivität geworfen 
werden, wie im Sport, athletische Veranstaltungen oder eine andere strukturierte Lernaktivität.) 

Verletzung der Bewährungsauflagen der Schule oder des Schulbezirks (100) 

Einem Schüler kann aufgrund von Verstößen gegen den Verhaltenskodex für Schüler durch einen 
Administrator Schulbewährung auferlegt werden. Wenn der Schüler vom Administrator die Mitteilung 
über die Schulbewährung erhält, kann jeder weitere ernsthafte Verstoß gegen des Kodex zum Widerruf 
des Bewährungsstatus führen, und eine Konferenz mit dem Direktor wird die DAEP-Zuweisung in 
Betracht ziehen. Schüler, die vom DAEP wieder zur Schule zurückkehren, befinden sich, wie im 
Abschnitt DAEP des Kodex als Dauer der Zuweisung definiert, auf Schulbezirksbewährung. 

Waffen und Waffenimitate (116) 

Ein Schüler darf nicht wissentlich, absichtlich oder fahrlässig einen Gegenstand besitzen oder auf das 
Schulgelände bringen oder damit eine Schulaktivität, Funktion oder Veranstaltung besuchen, der eine 
Gefahr für den Schüler und andere Schüler darstellt. Dies beinhaltet ohne darauf beschränkt zu sein 
jeden Gegenstand, der einer Waffe oder Munition aller Art ähnelt, vorgibt oder darstellt. 
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GERINGFÜGIGE VERSTÖßE 

Kleiderordnung und ID-Ausweis (202) 

Siehe „Kleiderordnung“ in Anhang B. 

Unfug (203) 

Schüler dürfen kein Verhalten an den Tag legen, das die sichere und sinnvolle Ordnung der Schule 
stört oder zu Verletzungen anderer führen kann, auch wenn nicht die Absicht der Verletzung 
bestand. Unfug kann körperlichen Kontakt oder beabsichtigten körperlichen Kontakt beinhalten, der 
zwischen zwei oder mehreren Schülern stattfindet und für die schulische Umgebung nicht 
angemessen ist, aber nicht den Schweregrad eines ernsthaften Verstoßes hat. 

Ungebührliche Sprache (206) 

Schüler dürfen keine für die Schule ungebührliche Sprache benutzen, auch wenn sie nicht dem 
Grad eines ernsthaften Verstoßes, wie Profanität oder Obszönität entspricht. Diese Kategorie 
beinhaltet Verstöße, wie Hänseln, Beschimpfungen oder Beleidigungen. 

Andere geringfügige Verstöße (200) 

Jedes Verhalten, das die Standards des Kodex verletzt und nicht anderweitig im Verhaltenskodex für 
Schüler gelistet ist und nicht einem ernsthaften Verstoß entspricht. 

Verletzung der Schulbusregeln (205) 

Geringfügige Verletzungen der Schulbusregeln beinhalten Verstöße während des Aufenthaltes im 
Schulbus und geringfügige Verstöße bzw. nicht entsprechendes Verhalten an der Bushaltestelle. 
Solche Verletzungen beinhalten ohne darauf beschränkt zu sein, das Schlagen an die Bustür oder 
das Fenster, Kicken oder Einschlagen auf die Sitze, Störungen durch lautstarkes Verhalten, Essen 
und Trinken im Bus, Verschmutzung des Busses, Aussteigen an der falschen Haltestelle oder 
Mitfahren im falschen Bus. 

Verkauf von Gegenständen an der Schule ohne vorherige Genehmigung (204) 

Schüler müssen vor dem Verkauf von Gegenständen an der Schule die Genehmigung des Direktors 
einholen. 

Telekommunikations-/elektronische Geräte (201) 

Die Schüler dürfen während des Schultages auf dem Schulgelände keine Mobiltelefone oder andere 
Telekommunikationsgeräte (einschließlich Smart Watches) zeigen, einschalten oder benutzen, es 
sei denn, die Schule erlaubt die Nutzung bestimmter elektronischer Geräte in der Klasse und in 
Gemeinschaftsräumen während des Schultages gemäß den von der Schule aufgestellten und 
durchgesetzten Regeln. 

Schulschwänzen (122) 

Ein Schüler, der ohne akzeptable Dokumentation von der Schule oder vom Unterricht fehlt, wird als 
Schulschwänzer erachtet und unterliegt disziplinarischen bzw. gerichtlichen Maßnahmen. 

Verspätung (207) 

Verspätungen sind eine Unterbrechung des Unterrichtes und werden mit Disziplinarmaßnahmen 
geahndet. Eine Verspätung wird definiert als Nichtvorhandensein am zugewiesenen Ort beim 
Klingeln zum Unterrichtsbeginn. 
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Unentschuldigtes Fehlen (200) 

Jedes Fehlen, das nicht ordnungsgemäß dokumentiert ist oder für das vom 
Anwesenheitsadministrator der Schule nicht das Vorliegen “mildernde Umstände” bestimmt wurden, 
stellt ein unentschuldigtes Fehlen dar. Schüler, bei denen sich unentschuldigte Fehltage oder 
Schulschwänzen ansammeln, haben die Möglichkeit, den verlorenen Unterrichtsstoff beim 
Nachsitzen am Samstag nachzuholen. Wenn der Schüler nicht am Nachsitzen an einem Samstag 
teilnimmt, bleiben die unentschuldigten Fehltage bestehen und können zu weiteren 
Disziplinarmaßnahmen gegen den Schüler und auch zum Verlust der Anrechnung des belegten 
Kurses (Oberschule) führen oder gefährdet die Versetzung in die nächste Klassenstufe (Mittel -und 
Grundschule). 

Wenn sich bei einem Schüler mehr als zehn (10) Fehltage in der Grund- oder Mittelschule oder drei 
(3) Fehltage innerhalb von vier Wochen in der Oberschule angesammelt haben, die durch die 
Entschuldigung(en) der Elternteil/Erziehungsberechtigter entschuldigt wurden, ist für weitere 
Fehltage das Attest des Arztes notwendig. Nur unter bestimmten Umständen kann die 
Schulkrankenschwester als Arzt fungieren. Es wird erwartet, dass alle Entschuldigungen an das 
Anwesenheitssekretariat oder eine andere entsprechende Person in der Schule des Kindes 
innerhalb von fünf (5) Schultagen nach der Rückkehr des Schülers zur Schule eingereicht werden. 
Wenn für Fehltage nicht innerhalb von fünf (5) Schultagen eine Entschuldigung eingereicht wird, 
erfolgt die Klassifizierung als UNENTSCHULDIGT. 

WARNUNG: Unentschuldigte Fehltage und Verspätungen unterliegen nach §25.095 des 
Texanischen Bildungsgesetzes gerichtlichen Maßnahmen, wonach es heißt: Wenn ein Schüler an 10 
oder mehr Tagen oder Teilen eines Tages innerhalb eines 6-monatigen-Zeitraums im gleichen 
Schuljahr in der Schule fehlt; Auch unterliegt das Elternteil/der Erziehungsberechtigte der 
strafrechtlichen Verfolgung nach den Gesetzen Texas, unterliegt der Schüler der strafrechtlichen 
Verfolgung nach den Gesetzen Texas. 


